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Ein grotesker Boom!
Rekorde im Waren- und Kapitalexport, 
bei Billigstarbeit und Arbeitslosigkeit

| Der großmäulige Zynismus, mit dem 
i Vertreter der Kapitalisten derzeit auf­

treten, scheint kaum noch zu überbie- 
I ten. Während VW, Bayer, BASF und 

Hoechst neue Rekordgewinne bekannt­
gaben, nannte DIHT-Chef Stihl das von 
der IG Metall geforderte „Bündnis für 
Arbeit“ ein „Windei“, verkündete Ge­
samtmetall-Geschäftsführer Stumpfe, 
das Bündnis für Arbeit sei „tot“, und 
warf IG-Metall-Chef Zwickel „blanken 

-Zynismus“ vor.
Währenddessen laufen die Rationali­

sierungsprogramme in den Firmen ra- 
■ pide weiter. Zu den Entlassungen im Au­

tomobil- und Elektrobereich, bei Werf­
ten und Luftfahrt, im Bau und anderen 
Gewerken kommen immer mehr Ent­
lassungen im öffentlichen Dienst, bei 
Banken, Versicherungen, im Einzelhan­
del. Der Einzelhandelsverband rechnet 
dieses Jahr mit 50.000 Entlassungen, 
angeblich infolge Umsatzrückgängen, 
tatsächlich vor allem wegen weiterer 
Verdichtung der Arbeit. Bei Banken und 
Versicherungen werden u.a. infolge Aus­
breitung von Online-Geschäften und 
Arbeitsintensivierungen ebenfalls über 
zehntausend Entlassungen erwartet.

In welchem Ausmaß die deutschen 
Konzerne ihre Position auf dem Welt­
markt bereits verbessert haben, ver­
deutlichen zwei andere Rekordzahlen, 
die in der öffentlichen Diskussion sorg­
sam im Hintergrund gehalten werden.

IG BAU zum Streik bereit
Mindestlohn-Verhandlung in der Schlichtung

Eindrucksvoll demonstrierten die Bau­
arbeiter am vergangenen Freitag für die 
Umsetzung des Entsendegesetzes und 
gegen Tarifbruch: In 150 Städten betei­
ligten sich 35.000 an Demonstrationen 
und Kundgebungen der Gewerkschaft 
IG Bauen-Agrar-Umwelt (IG BAU).

Seit 1. März ist das Entsendegesetz 
auf dem Papier gültig. Damit es seine 
Wirkung entfalten kann, ist jedoch der 
Abschluß eines tariflichen Mindest­
lohns erforderlich, und nicht nur das: 
Dieser Mindestlohn benötigt die Zu­
stimmung des' Tarifausschusses beim 
Bundesarbeitsministerium, damit er 
allgemeinverbindlich und somit auch 
von nicht tarifgebundenen Arbeitge­
bern zu zahlen ist. In diesem Tarifaus­
schuß sitzen Vertreter von Gesamtme­
tall, Gesamttextil und BDA, die bereits 
im Vorfeld erklärt haben, daß sie der All­
gemeinverbindlichkeit nicht zusam­
men werden, es sei denn, der Mindest­
lohn sei entsprechend niedrig.

Am Ende der 4. Verhandlungsrunde 
am 12. März erklärten die Bau-Arbeit­
geber die Gespräche für gescheitert und

So meldete das Statistische Bundes­
amt, der Überschuß der Warenausfuh- 

-ren über die Wareneinfuhren sei 1995 auf 
93;4 Mrd. DM gestiegen: Ausfuhren von 
727,6 Mrd. DM (+5,4% gegenüber 1994) 
standen Einfuhren von 634,2 Mrd. DM 
(+2,7% gegenüber 1994) gegenüber. Da­
mit hat der Ausfuhrüberschuß der BRD 
den höchsten Stand seit 1990 erreicht.

Noch stärker stiegen die Kapitalex­
porte. 51,987 Mrd. DM gaben BRD-Kon­
zerne 1995 für den Kauf neuer Firmen­
beteiligungen und Fabriken im Ausland 
aus. Das ist fast doppelt so viel wie 1989, 
dem Jahr der DDR-Annexion und des 
gleichzeitig höchsten Überschusses im 
Warenexport. Damals legten die Kon­
zerne „nur“ 28,5 Mrd. DM im Ausland an.

Die größten Firmenzukäufe erfolgten 
1995 erneut in anderen Industriestaa­
ten. In den USA kauften deutsche Kon­
zerne für 9,1 Mrd. DM neue Firmen 
(1994: 3,0 Mrd. DM), in Großbritannien 
für 11,1 Mrd. DM (1994:2,8 Mrd. DM), in 
Frankreich für 8,4 Mrd. DM (1994: 2,1 
Mrd. DM)', in Italien für 2,6 Mrd. DM 
(1994: 0,5 Mrd. DM), in den Niederlan­
den für 3,3 Mrd. DM (1994:1,5 Mrd. DM). 
Zusammen entfielen auf diese fünf Staa­
ten zwei Drittel des deutschen Kapital­
exports. Aber auch der Kapitalexport in 
die Niedriglohngebiete der von der Bun­
desbank „Reformländer“ genannten 
früheren RGW-Staaten expandierte: 
Nach Firmenkäufen in Höhe von 3,3 

riefen den Schlichter (Ex-Bundesfi­
nanzminister Hans Apel) an. Zwar hat­
te IG BAU die Höhe ihrer Mindestlohn­
forderung bereits auf 19,58 Mark redu­
ziert. Sie war jedoch nicht bereit, einem 
Stufenmodell als Übergangsregelung 
zuzustimmen, weil dieses das (bis 1999 
befristete) Entsendegesetz auf Jahre 
hinaus unterlaufen hätte.

Die Absenkung der Mindestlohnfor­
derung durch die IG BAU muß zwei­
felsfrei als Entgegenkommen bewertet 
werden, weil damit faktisch ein auch 
neuer Mindestlohn für hiesige Bauar­
beiter festgeschrieben wird, der mit 
19,58 Mark um 20 % unter dem Ecklohn 
liegen würde. Den Arbeitgebern wäre er 
dennoch viel zu hoch. So läßt man in der 
Presse verlautbaren, er müsse nahe 
dem Stundenlohn sein, der derzeit den 
EU-Ausländem oder Illegalen bezahlt 
werde. Letztere, z.B. Russen auf Berli­
ner Baustellen, erhalten 1,50 DM/Std.!

Seit Beginn d. J. beobachtet die IG 
BAU zunehmenden Tarifbruch durch 
die Arbeitgeber. Darauf hat sie mit ihrer 
„Aktion Tariflohn - Top oder Flop“ Ende

Mrd. DM 1994 kauften sich 1995 deut­
sche Konzerne in diesen Staaten für fast 
4,9 Mrd. DM neue Fabriken und Beteili­
gungen. Schwerpunkte .waren erneut 
Ungarn, die Tschechische und Slowaki­
sche Republik und Polen (zusammen 4 
Mrd. DM gegenüber 2,4 Mrd- DM 1994). 
Vor allem in den letztgenannten „Re­
formstaaten“ dürften die deutschen 
Konzerne durch diese Käufe erneut die 
Zahl ihrer Auslandsbeschäftigten stark 
ausgeweitet haben.

Dieser „ Erfolg“, d.h' die Ausweitung 
der Beschäftigung zu Niedrigstlöhnen 
in Fabriken und Werkstätten, die in un­
mittelbarer Nähe zu den westeuropäi­
schen Absatzmärkten produzieren, ist 
einer der wichtigsten Gründe für das 
anmaßende Auftreten der Konzemeig- 
ner und Firmenchefs in der BRD. Wer in 
der tschechischen Republik zu 3,50 bis

Februar hingewiesen. Die „Rechtsbre­
cher“, die neuerdings das 13. Monatsge­
halt ganz oder teilweise nicht auszah­
len, die Bauarbeiter entlassen, um das 
tarifliche Überbrückungsgeld bei witte­
rungsbedingtem Arbeitsausfall zu spa­
ren oder die Beschäftigte zwingen, ihren 
Jahresurlaub im Winter zu nehmen, und 
die schon die ganze Zeit unter Tarif be­
zahlen, sind natürlich besonders an ei­
nem niedrigen Tariflohn interessiert.

Der Schlichter muß nun innerhalb von 
14 Tagen einen Schlichtungspruch fül­

M/7 mehrfachen Warnstreiks 
protestierten bei Mercedes- 
Benz in Stuttgart Anfang März 
mehrere tausend Beschäftig­
te gegen ein Rationalisie­
rungsprogramm der Ge­
schäftsleitung, mit dem u.a. 
der Samstag zum Regelar­
beitstag gemacht und zahlrei­
che Pausen ersatzlos abge­
schafft werden sollten. Nach 
letzten Meldungen konnte zu­
mindest die Absicht der Ge­
schäftsleitung, den Samstag 
zum Regelarbeitstag zu ma­
chen, abgewehrt werden. 
Ausführlicher Bericht auf Sei­
te 12.

4,00 DM die Stunde produzieren lassen 
kann, kann auch anmaßend gegenüber 
den Gewerkschaften und Beschäftigten 
in der BRD auftreten. Es wird deshalb 
höchste Zeit, daß sich die DGB-Ge­
werkschaften mit den Beschäftigten 
und deren Gewerkschaften in Nied­
riglohnstaaten wie der tschechischen 
Republik, Polen und Ungarn verbinden 
und eine gemeinsame Kritik und Ge­
genwehr gegen die dort in den Filialen 
und Zuliefererbetrieben deutscher 
Konzerne praktizierten Löhne und Ar­
beitsbedingungen entwickeln. (rul) 
Quellen: Handelsblatt, 8.3., 13.3.; Bundesbank, 
Zahlungsbilanzstatistik Februar 1996

Seite 4/5: Kurdische Frie* 
densdemo verboten

len. Danach haben die Tarifvertrags­
parteien eine 14-tägige Erklärungsfrist. 
Die IG BAU sei streikbereit, erklärte ihr 
Vorsitzender Wiesehügel am vergange­
nen Samstag in Dortmund. (har) 
Quellen: Presseerklärung IG BAU, 21.2.; „Han­
delsblatt“ u.Tagesspiegel“ Febr. /März; Fern­
sehinterview m. Vorsitzenden der IG BAU Ber- 
lin-Br., Klaus Pankau, 15.3.

S. 11: Funktionärskon* 
ferenz der IG Bauen
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AKTUELL IN BONN

Kein Rederecht 
bei Massen-Petitionen

. Auch bei Petitionen an den Bundes­
tag, die vonmehr als 100.000 Personen 
unterstützt werden, sollen Vertrete­
rinnen und Vertreter solcher Petitio­
nen im Bundestag kein Rederecht er­
halten. Das haben die Regierungs­
parteien und die SPD im Petitions­
ausschuß beschlossen. Eine Petition, 
ein solches Rederecht bei Massen-Pe­
titionen zu ermöglichen, wurde von 
ihnen gegen die Stimmen von Grü- 
nen/Bündnis 90 und PDS abgelehnt. 
(Woche im Bundestag 4/96, S. 77)

Bundeszentrale fördert die 
„Neue Rechte“
Die Bundesregierung sieht keinen 
Anlaß, an der Verbreitung von Arti­
keln der „neuen Rechten“ in Schriften 
der „Bundeszentrale für politische 
Bildung“ oder in der Zeitung „Das 
Parlament“ zu kritisieren oder gar da­
gegen einzuschreiten. Die Abgeord­
nete der Grünen, Annnelie Bunten­
bach, hatte in einer Anfrage* darauf 
hingewiesen, daß der Präsident der 
Bundeszentrale, Dr. Günther Rei­
chert, der rechtsextremistischen 
„Deutschen Gildenschaft“ angehört 
und daß in von der Bundeszentrale 
verantworteten Schriften u.a. ehema­
lige NPD-Mitglieder unkritisiert zu 
Wort kommen können. Antwort der 
Bundesregierung: die Bundeszentra­
le würde durch ihre Publikationen die 
Leser anregen, „Positionen innerhalb 
des breiten demokratischen Spek­
trums zu beziehen bzw. zu festigen“. 
(Ds. 13/3929)

Bundesregierung verteidigt 
Berufsverbote
Fünf Bedienstesten der Bundesver­
waltung ist nach Angaben der Bun­
desregierung in den vergangenen 15 
Jahren wegen einer Tätigkeit für die 
DKP gekündigt worden. Das jeden­
falls behauptet die Bundesregierung 
ineiner Antwort auf eine kleine Anfra­
ge der PDS (Ds. 13/3853), Die PDS 
hatte u.a. gefragt, welche Konse­
quenzen die Bundesregierung aus 
dem Urteil des Europäischen Ge­
richtshofs für Menschenrechte im Fall 
der Studienrätin Dorothea Vogt zie­
he. Das Europäische Gericht hatte die 
1986 verfügte Entlassung der Studi­
enrätin vor kurzem als Verstoß gegen 
die Meinungs- und Vereinigungsfrei­
heit verurteilt. Dies sei, so die Bun­
desregierung, eine „Einzelfallent­
scheidung“.

Höhere Mehrwertsteuer?
In der Debatte um die Krise der öf­
fentlichen Haushalte und die Lohn­
zusatzkosten findet die Forderung 
der Arbeitgeberverbände nach einer 
Senkung der Sozialversicherungs­
beiträge und einer gleichzeitigen Er­
höhung der Mehrwertsteuer weiter 
Unterstützung. Das Handelsblatt 
meint, damit würde „das Standort­
problem etwas freundlicher44. Aus 
Unionskreisen in Bonn werden inzwi­
schen Rechnungen aufgemacht, nach 
denen Waigel im laufenden Haus­
haltsjahr bereits jetzt 14 Mrd. DM feh­
len. Die SPD erwartet einen noch 
höheren Fehlbetrag. Die FDP hatte 
schon vor längerem verlangt, mit ei­
nem „Haushalts.slcherung.sgesetz“ 

weitere Eingriffe in Sozialleistungen 
von Bund, Ländern und Kommunen 
zu erzwingen.

Steuer auf Flugbenzin?
Die seit Jahren von den Regierungs­
parteien, aber auch der SPD zu ver­
antwortende Steuerfreiheit auf Flug­
benzin kommt unter Druck. Das Um­
weltbundesamt in Berlin forderte An­
fang der letzten Woche, den Flug­
zeugtreibstoff Kerosin ebenso wie 
Benzin zu besteuern. Der Ausstoß von 
Kohlendioxid läge bei Reisen im Flug­
zeug je beförderte Person um 40%, der 
von Stickstoffoxiden sogar um 50% 
höher als bei Fahrten mit dem Auto. 
Schon jetzt trage der Flugverkehr zu 
10% des gesamten Kohlendioxid-Aus- 
stoßes in der BRD bei.

Zunehmende Armut auch 
unter Kindern
Der Kinderschutzbünd hat auf die zu­
nehmende Armut unter Kindern auf­
merksam gemacht. Nach seinen Er­
hebungen wurden 1994 bereits an 
900.000 Minderjährige „Hilfen zum Le­
bensunterhalt“ gezahlt. Im vergange­
nen Jahr sei die Zahl der Unterstüt­
zungsbedürftigen auf über eine Milli­
on gestiegen, schätzt der Kinder­
schutzbund. Vor allem jungen Famili­
en falle es immer schwerer, genügend 
Arbeitseinkommen zu erzielen, um 
die Kosten der Kinder aufzubringen.'

Schilly für Lauschangriff
In der Debatte über die Ausweitung 
von Abhörmöglichkeiten der Sicher­
heitsapparate hat der SPD-Abgeord­
nete und Ex-Grüne Schilly einen neu­
en Beitrag zur Förderung der Polizei­
vollmachten geleistet. In einem im 
Bundestag eingebrachten Antrag for­
dert er, härter gegen Schmiergeld­
zahlungen vorzugehen. Dazu soll laut 
Schilly auch die „Telefonüberwa­
chung beim Verdacht auf gravierende 
Bestechungsfälle“ gehören.

4 Mrd. DM für Jelzin!
Wenige Monate vor den russischen 
Präsidentschaftswahlen hat die Bun­
desregierung der russischen Regie­
rung unter Jelzin einen auch in der 
Presse offen als „politisch“ eingestuf­
ten Kredit über 4 Mrd. DM gewährt. 3 
Mrd. DM davon fließen direkt in die 
russische Staatskasse - ob von da in 
den Tschetschenien-Krieg oder in Jel­
zins Wahlkampf, steht der russischen 
Regierung frei. 1 Mrd. DM ist ein Kre­
dit der Kreditanstalt für Wiederauf­
bau. Die 3 Mrd. DM direkt in Jelzins 
Staatskasse werden von der Deut­
schen Bank zu „marktüblichen Zin­
sen“ geliehen und von der Bundesre­
gierung zu 90% garantiert, also für die 
Deutsche Bank ein Bombengeschäft.

Was kommt demnächst?
Der Bundestag ist wieder einmal im 
Urlaub - Ostcrpause. Am 22. März 
berat der Bundesrat, u.a. über Rütt­
gers Entwurf eines Telekommunikati­
onsgesetzes. Am 24. März sind Land­
tagswahlen in Baden-Württemberg, 
Rheinland-Pfalz und Schleswig-Hol­
stein. Am 29. März tagt der EU-Gipfel 
in Florenz. Dort wird die Maastricht- 
Nachfolgekonferenz eröffnet.

Keine Auslieferung von Benjamin
Ramos Vega! Appell an den Bundesjustizminister

Während das Bundesverfassungsge­
richt noch über die Rechtsbeschwerde 
der Anwälte des in Berlin inhaftierten 
Benjamin Ramos Vega berät, hat die 

. Berliner „Antirassistische Initiative“ 
gemeinsam mit anderen Personen einen 
Appell an den Bundesjustizminister ge­
startet. Wer den Appell unterstützen 
will, wird gebeten, sich bis zum 29. März 
zu melden: Antirassistische Initiative, 

. Yorckstr. 59, 10965 Berlin, Tel. 030- 
7857281, Fax 030-7869984. Hier Auszüge:

Sehr geehrter Herr Justizminister 
Schmidt-Jortzig,
am 27. Dezember 1995 erging vom Ber­
liner Kammergericht der Beschluß, in 
dem die Auslieferung des spanischen 
Staatsbürgers Benjamin Ramos Vega 
an Spanien für zulässig erklärt wurde. 
Diesen Beschluß haben wir mit 
Empörung zur Kenntnis genommen. 
Wir fordern Sie daher auf, von Ihrem 
Recht Gebrauch zu machen und der 
Auslieferung von Herrn Ramos Vega 
nicht stattzugeben, da dem gewichtige 
Gründe entgegenstehen.

Herrn Ramos Vega wird in Spanien 
vorgeworfen, zusammen mit seiner Le­
bensgefährtin Wohnungen angemietet 
zu haben, die der ETA zur Lagerung von 
Waffen und Sprengstoff gedient haben 
sollen. Die Aussagen ... sind von einer 
dritten Person unter Folter erpreßt und 
später von dieser widerrufen worden.

Das Kammergericht Berlin konnte 
diesen ungeheuren Vorwurf nicht wi­
derlegen. Auch das Bundesverfassungs­
gericht ... erachtet diesen Vorhalt offen­
sichtlich für nicht unbegründet.

Mit umfangreichen Unterlagen hat die 
Verteidigung des Herrn Ramos Vega 
nachgewiesen, daß Folter in Spanien 
kein Einzelfall ist, sondern systematisch 
gegen politische Gefangene angewandt 

Förderung des „intellektuellen 
Rechtsextremismus“
Bundeszentrale fördert Braunzonen-Kontakten

In ihrer Antwort auf eine Anfrage der 
Abgeordneten A. Buntenbach, B. 90/Grü- 
ne:' „Die Neue Rechte in Veröffentli­
chungen der Bundeszentrale für Politi­
sche Bildung “ hat die Bundesregierung _________
sichzur Förderung der „Neuen Rechten“ breiten demokratischen Spektrums zä 
bekannt. Demnach muß befürchtet wer­
den, daß diese politische Strömung, die 
der ehemalige NRW-Innenminister 
Schnoor als „intellektuellen Rechtsex­
tremismus“ klassifizierte, einen festen 
Platz in der politischen Bildung ein­
nehmen wird.
In der Zeitung der Bundeszentrale Das 
Parlament waren im letzten Jahr mehr­
fach Beiträge der „Neuen Rechten“ er­
schienen, die auch als Kopien in Klas­
sensatzstärke für Schulen angeboten 
werden. Dabei handelt es sich nicht um 
ein Versehen der Verantwortlichen, son­
dern offensichtlich um einen festen Be­
standteil der bildungspolitischen Kon­
zeption. (...) In der Themenausgabe 
zum 8. Mai 1995 wurden in einem Arti­
kel zum Beispiel die Kriegsverbrechen 
der deutschen Wehrmacht geleugnet 
und diejenigen Soldaten gelobt, die 
trotz erster „Nachrichten und Ein­
drücken von Konzentrationslagern“ 
nicht desertierten, sondern auch im 
‘Endkampf’ noch ausharrten.

Am 24.11.1995 wurde in einer Buchbe­
sprechung des Sammclbandes „Die 
selbstbewußte Nation“ beworben, in 
dem auch der VS-Bericht NRW 1994 ei-

wird. Spanien hat als einziges Land der 
Veröffentlichung der Berichte des Euro­
parats-Ausschusses zur Verhütung vod ( 
Folter und unmenschlicher und ernied­
rigender Behandlung nicht zuge­
stimmt. Die menschenrechtswidrigen' 
Zustände in spanischen Gefängnissen! 
bzw. im Polizeigewahrsam der spani­
schen Polizei wurden auch von zwei Be­
auftragten der UN-Menschenrechts­
kommission sowie von „amnesty inter- 
national“ in den letzten Jahren ange­
prangert. (...)

Eine Auslieferung von Herrn Ramos 
Vega käme einer Honorierung von Fol­
ter gleich, daß das Auslieferungsersu-1 
chen auf Ermittlungsergebnissen ba­
siert, die unter Folter erpreßt wurden- 
Damit würde nicht nur gegen Art. 15 der 
„UN-Konvention gegen Folter und an­
dere grausame, unmenschliche oder er- • 
niedrigende Behandlung oder Strafe" 
verstoßen, sondern auch die Grund­
rechte von Herrn Ramos Vega verletzt.

(...) Auch die angestrebte Zusammen­
arbeit innerhalb der Europäischen Uni* 
on auf dem Gebiet des Rechtshilfe- und 
Auslieferungsrechts darf nicht dazu 
führen, daß unveräußerliche Menschen*, 
rechte eiher zu überstellenden Person 
verletzt werden. (...)

Erstunterzeichner: Antirassistische Initiativ6 
Berlin, Anwältlnnenbüro Mehringhof, Arbeits­
kreis Internationalismus der IG Metall Ver­
waltungsstelle Berlin, Gewerkschafterinnen 
gegen Rassismus und Faschismus (Berlin). 
Ulla Jelpke (MdB, PDS), Ismail Kosan (Md£ 
Berlin, Bündnis 90/Die Grünen, Ausländerpol- 
Sprecher), medico international (Ffin.), Ro­
nald Oefteringer, Rote Hilfe e.V. (Bundesvor­
stand), Claudia Roth (MdE, Bündnis 90/Die 
Grünen), Rosi Schott (Stellv. Vorsitzende der 
HBV, Berlin), Marion Seelig (MdA Berlin. 
PDS), Verein demokratischer Juristen und Ju­
ristinnen - Dieter Hummel, Weltfriedensdienst 
(Berlin)

nige Beiträge „eindeutig rechtsextremi' 
stischer Zielsetzung“ erkennt.

Derlei unkommentiert verbreitete AH' 
sichten, so die Bundesregierung, wüt 
den anregen, „Positionen innerhalb de$

beziehen“ und gehören zur vielbe* 
schworenen „geistig-politischen Aus* 
einandersetzung“ der Bundesregierung 
mit dem Rechtsextremismus. würd^ 
man dieser absurden Logik folgen, wär* 
auch die Verbreitung von neonazisti' 
scher Propaganda zu fördern. Daß die 
„Neue Rechte“ ausgerechnet in dßf 
Bundeszentrale für politische Bildung 
ein Forum findet, weist auch auf die Pef' 
son des Präsidenten der Bundeszentra' 
le, Dr. Günter Reichert. Reichert ist W' 
glied der „Deutschen Gildenschaft“, di 
sich als „Lebensbund“ versteht und u 
der zahlreiche „Neue Rechte“ und auc 
Rechtsextremisten Mitglied waren un 
sind. So gehörten zur „Deutschen Gi 
denschaft“ der als Chefideologe de 
NPD bekannte Emst Anrich oder de 
Mitverfasser des „Republikanerpr0 
gramms“ Hellmut Diwald. ,

Wir fordern die Bundesregierung au ’ 
den Rechtsextremismus, den „intelle* 
tuellen Rechtsextremismus“ endlie1. 
ernst zu nehmen und hinsichtlich de 
Präsidenten der Bundeszentrale K0*1 
Sequenzen zu ziehen.
(Presscmlttcllung Annelie Buntenbach, Bün 
nls 90,Die Orunen, MdB, gekürzt)
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„Wollen Sie die Pazifisten daran hindern, ihre 
pazifistische Position auszudrücken?“ im Bundestag

In der Soldaten-Mörder-Debatte des 
I Bundestages bestätigten Rednerinnen 

und Redner aus CDU, CSU, FDP, SPD 
1 und den Grünen, daß die Tucholskysche 

Charakterisierung des Soldatentumes 
\ auf die Bundeswehr nicht zuträfe. Le- 
I diglich Beiträge aus der PDS stellten 

klar, daß auch den Soldaten der Bun­
deswehr dieser Spiegel vorgehalten 
werden müsse. Es folgen Auszüge aus 
der Rede von Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS)

... Seit dem Jugoslawien-Einsatz ist es 
tatsächlich wieder so weit, daß deut­
sche Soldaten letzten Endes auch zum 
Töten und Getötetwerden in die Welt 
geschickt werden. Der Ernstfall ist nicht 
mehr der Frieden — Herr Geis hat es 
hier ausdrücklich gesagt —, wie das ein 

' Bundespräsident den Soldaten ans 
L Herz legte, sondern der Krieg. Und im 

Krieg wird geschossen und gebombt, 
also getötet.

Soldaten werden zum Töten von Men­
schen ausgebildet. Wer das beim Namen 
nennt, der soll jetzt bis zu drei Jahre in 
den Knast; das ist die Quintessenz des 
Vorschlags oder jedenfalls eine Konse­
quenz. Übrigens liegt der erbitterte 
Kampf gegen die Rehabilitierung der 
Deserteure auf der gleichen Linie. Ich 
habe in der Anhörung des Rechtsaus­
schusses am 29. November 1995 den von 
der CDU/CSU benanntem Gutachter, 
Dr. Jürgen Schreiber, gefragt, ob die von 

• ihm kritisierte generelle Rehabilitie­
rung von Deserteuren vielleicht geeig­
net sein soll, zukünftige Kriegseinsätze 
deutscher Truppen zu legitimieren. Er 
erklärte mir daraufhin mit dankenswer­
ter Offenheit, daß eine globale Er­
klärung „Alle bis zum 8. Mai 1945 De­
sertierten sind rehabilitiert.“ schon eine 
negative Wirkung haben könnte.
' In der Begründung der Regierungs­
vorlage heißt es, daß es angesichts der. 

bedeutsamen friedenserhaltenden Auf­
gaben der Bundeswehr nicht genügen. 
kann, deren Soldaten nur auf den 
Schutz der §§ 185 ff. des Strafgesetzbu­
ches zu verweisen. Das ist das eigentli­
che Problem: Was sind die neuen Um­
stände? Herr Geis, den ich wegen seiner 
Offenheit schätze —ich meine das nicht 
ironisch —, hat nicht in erster Linie vom 
Ehrenschutz gesprochen, sondern hat 
gesagt, die Bundeswehr würde für den 
Ernstfall geschwächt, sie würde in ge­
wissem Maße politikunfähig, wenn wir 
den vorgelegten Gesetzentwurf nicht 
verabschiedeten. Das heißt, es wird 
schon im Zusammenhang mit der neu­
en Außenpolitik und der neuen Sicher­
heitspolitik dieses Landes gesehen, die 
nicht mehr dem Frieden dient, sondern 
dem Einsatz deutscher Streitkräfte in 

‘ aller Welt dient. In meinen Augen haben 
Pazifisten, die Gegner von Militarismus 
und Krieg sind, und alle, die den Mi­
litärdienst ablehnen, nach den histori­
schen ' Erfahrungen dieses Jahrhun­
derts das Recht und müssen das Recht 
behalten, auch auf drastische Weise ihre 
Meinung auszudrücken. Ich sehe in die­
ser Initiative einen Versuch, das Recht 
der freien Meinungsäußerung einzu­
schränken.

Herr van Essen hat hier gesagt, sie be­
riefen sich alle darauf, Pazifisten zu sein, 
und diese Strafbarkeitslücke sollten wir 
schließen. Ich möchte einmal sehen, wie 
Sie das machen wollen.

Wollen Sie die Pazifisten daran hin­
dern, ihre pazifistische Position auszu­
drücken? (...)

Der neue Paragraph soll in den Titel 
„Gefährdung des demokratischen 
Rechtsstaates“ des Strafgesetzbuches 
eingeordnet werden und gleich.neben 
dem Tatbestand „Verunglimpfung des 
Bundespräsidenten“ stehen. Die Bun­
deswehr wird, jedenfalls was die 

Schutzwürdigkeit betrifft, gewisser­
maßen in den Rang eines Verfassungs­
organs erhoben. Dagegen habe ich 
ernsthafte Bedenken. Der Begriff „ver­
unglimpfen“ ist sehr weit auslegbar. 
Läuft das auf eine Art Wehrkraftzerset­
zung von außen hinaus? Herr Justizmi­
nister, wenn ich öffentlich sage, die Bun­
deswehr sei ein Werkzeug deutschen 
Großmachtstrebens, das die Interessen 
der ökonomisch und politisch Hem 
sehenden in der ganzen Welt — wenn es 
sein muß, auch gewaltsam — durchset- 

. zen soll, ist das dann eine Verunglimp­
fung?

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.J: 
Das ist doch richtig der SED-Jargon, 
den Sie seit 1948 pflegen!)

• — Lesen Sie doch die Dokumente des 
Bundesministeriums der. Verteidigung 
von 1992 und 1994! Darin steht: Der Auf­
trag der Bundeswehr ist der Schutz des 
freien Welthandels und des Zugangs zu 
Rohstoffen. Das ist vielleicht eine Ver­
unglimpfung der Bundeswehr; aber es 
wurde dort jedenfalls geschrieben. Meh­
rere Redner haben gesagt, wir können 
davon ausgehen, daß bereits jetzt das 
strafbar ist, was Sie'strafbar machen 
wollen.

Auch Herr Beck hat es gesagt. Ich bin 
da nicht so sicher und frage mich: 
Steckt dahinter nicht mehr? Denn hin­
ter einer Verunglimpfung, die geeignet 
ist, das Ansehen der Bundeswehr in der 
öffentlichen Meinung herabzuwürdi­
gen, kann nach meiner Ansicht mehr 
stecken. Ich verweise auf die Erfahrun­
gen, die wir in der DDR mit dem § 220 
StGB gemacht haben. Auch dort hieß 
es, daß eine Herabwürdigung der staat­
lichen Organe strafbar sei; übrigens 
wurde ebenfalls eine Freiheitsstrafe bis 
zu drei Jahren angedroht. Diese Be­
stimmung hat Gegner in der DDR ge­
schaffen (...)

Spüler und Adler
Schutzwürdig: Öffentliches Gelöb­
nis, hier in Dillingern Original Bild­
unterschriften, großes Bild: „Re­
kruten aus Dillingen und Domstadt 
legten am vergangenen Donnerstag 
auf dem BSHG-Werksgelände das 
feierliche Gelöbnis ab.“ Kleines 
Bild: „Wilfried Seitz, Leiter des Pro­
duktbereiches Geschirrspüler bei 
der Bosch-Siemens Hausgeräte 
GmbH, hielt in Dillingen die Gelöb­
nisrede.“ (Beide Dillinger Zeitung 
vom 9.3.)
Am 5.2. berichtete die Augsburger 
Allgemeine: „Die Bosch-Siemens 
Hausgeräte GmbH steigt groß in 
China ein. Mit zwei chinesischen 
Herstellern stellt das Unternehmen, 
zu dem auch ein Werk für Geschirr­
spüler in Dillingen gehört, künftig 
gemeinsam Kühlschränke, Gefrier­
geräte, Herde und Dunstabzugs­
hauben her und wird damit einer der 
führenden Anbieter in China.“

„Bundeswehr zum Psychiater? Über die Durchsuchung der Kampagne gegen Wehrpflicht, 
Zwangsdienste und der tageszeitung (taz) und jungen Welt (jW)

Am Dienstag, den 5. März 96, wurden 
Vormittags zeitgleich die „Kampagne 
gegen Wehrpflicht, Zwangsdienste und 
Militär“, die tageszeitung (taz) und die 
Junge Welt (jW) in Berlin vom Staats- 
Schutz durchsucht.

Grund für die Durchsuchung war eine 
Beleidigungsanzeige der Bundeswehr­
offiziere Klaus Naumann (ehern. Gene- 
talinspekteur der Bundeswehr) und 
Bernhard Gertz (Bundesvorsitzender 
des Deutschen Bundeswehr-Verban­
des) sowie der Politiker Paul Breuer 
(Verteidigungspolitischer Sprecher der 
CDU/CSU-Fraktion) und Volker Rühe 
(Bundesminister der Verteidigung) ge­
gen die Kampagne. Die Strafanzeige 
bezieht sich auf die Plakate „Ja, Mor­
den!“, in der die Bundeswehränzeigen- 
teihe „Ja, Dienen“, „Ja, Helfen“ persi­
fliert wird. Das Plakat der. Kampagne 
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zeigt u.a. Klaus Naumann auf dem Pla­
kat, der Text lautet: „Morden im In- und 
Ausland ist für deutsche Soldaten 
nichts ungewöhnliches ... Menschen zu 
töten gehört zur Tradition von (deut­
schen) Armeen.“

Um den Urheber der Plakate zu er­
mitteln und um Druckplatten sicherzu- 
stellen, sind die „Kampagne gegen 
Wehrpflicht, Zwangsdienste und Mi­
litär“ und die Anzeigenstuben von taz 
und Junge Welt durchsucht worden. Die 
beiden Tageszeitungen hatten das Pla­
katmotiv als Anzeige abgedruckt - die 
Staatsanwaltschafft hoffte, den Auf­
traggeber seitens der Kampagne in den 
Akten zu entdecken.

Christian Herz von der Kampagne ver­
urteilte das Vorgehen des Staats­
chutzes am Mittag vormittag auf einer 
Pressekonferenz. Allerdings sieht er 

auch ihre Arbeit durch 
die Hausdurchsuchung 
bestätigt, blickt aber 
besorgt auf das Verhal­
ten der vier Kläger; er 
vermutet darin eine 
strategische Kampagne 
des Verteidigungsmini­
steriums, um das Karls­
ruher Urteil zum 
Tucholsky-Zitat „Sol­
daten sind Mörder“ auf­
heben zu lassen. Denn 
das Plakat sei eindeutig 
als Satire zu erkennen, 
und die ersten Verfah­
ren wegen Volksverhet­

zung sind allesamt letztes Jahr einge­
stellt worden, so daß es auf ihn nur als 
ein Vorwand zur Einschüchterung wirk­
te. Weiter sagt Herz: „Wenn die Bundes­
wehr nicht in der Lage ist, Satire zu ver­
stehen, sollte sie zum Psychiater gehen 
und nicht zum Gericht.“

Christian Ströbele, Landesvorstand 
von Bündnis 90 / Grüne, bezeichnete die 
Aktion als einen „skandalösen Angriff 
auf die Meinungsfreiheit“. Weiter führte 
der Rechtsanwalt aus, daß das Prinzip 
der Verhältnismäßigkeit nicht gewahrt 
gewesen sei, und die Aktion aufgrund ih­
res übertriebenen Aufwandes die Kam­
pagne in eine terroristische Ecke rücke. 
Auch wunderte sich Ströbele, daß erst 
jetzt ermittelt wird: vor knapp einem 
Jahr waren die Plakate und die Anzei­
gen erschienen: „Kaum haben wir einen 
Bundeswehrgeneral als Innensenator, 
kann es zu solchen Aktionen seitens des 
Staatsschutzes kommen.“

Da sich das Büro der Kampagne in der 
gleichen Etage wie das Berliner Par­
teibüro von Bündnis 90/Grüne befindet, 
hat sich der Staatsschutz „da auch mal 
umgesehen und einige Plakate mitge­
nommen“, ohne daß ein Durchsu­
chungsbefehlvorlag. Ströbele verurteilt 
das Vorgehen der Berliner Staatsan­
waltschaft.

Bereits im letzten Jahr war gegen die 
Kampagne im Zusammenhang mit der 
Kampagne ermittelt worden. Aber auf­
grund des Bundesverfassungsgericht- 
Urteils („Soldaten sind Mörder“) ist das 
Verfahren eingestellt worden. Darauf­

hin klagen die oben genannten Einzel­
personen wegen Beleidigung.

Bepjamin Hoff von der PDS-Fraktion 
verurteilte auch das Vorgehen des 
Staatsschutzes. Der Landesvorstand 
der PDS habe am Vorabend ihre Wei­
terarbeit in der Kampagne bekräftigt. 
Hoff wertet die Durchsuchungsaktion 
als einen Einschüchterungsversuch: Da 
der ViSdP für die Plakate bereits fest­
stand, war die Hausdurchsuchung 
unnötig und diene nur dazu, antimilita­
ristische Gruppen einzuschüchtem.

Stefan Zwingei, im Landesvorstaird 
der Berliner Jusos, sah in der Aktionen 
einen „vorauseilenden Gehorsam“: 
Demnächst soll im Bundestag ein Ge­
setz zur „Verbesserung des strafrechtli­
chen Ehrenschutzes der Soldaten“ ver­
abschiedet werden. Dies könne als eine 
Reaktion der Bonner Legislative auf das 
Urteil der Karlsruher Jurisdiktion ver­
standen werden. Zwingei wies darauf 
hin, daß das Ehrenschutzgesetz für die 
Opfer des Holocaust nur unter sehr 
schwierigen Umständen geschaffen 
worden sei und heute kaum zur Anwen­
dung komme. „Das ist ein doppelter 
Schlag ins Gesicht eines Demokraten.“

Auch der Allgemeine Studenten Aus­
schuß (AStA) der Technischen Univer­
sität Berlin verurteilt das Vorgehen de.s 
Staatsschutzes.

aus:CL-Netz. Infos: Kampagne gegen 
Wehrpflicht, Zwangsdicnste und Mi­
litär. Oranienstraße 25, 10999 Berlin; 
Tel 61 50 05 30; Ftix: 61 50 05 99.
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Versuch einer Demonstration „für friedliche Lösung 
in Kurdistan“ & die Antwort der BRD-Staatsmacht
Der durch brachialen Polizeieinsatz mit 
hunderten von Verhaftungen, Straßen­
kontrollen um ganz NRW herum und 
womöglich in der Folge erneut hunder­
ten von Strafverfahren gescheiterte Ver­
such der kurdischen Exilbevölkerung in 
der Bundesrepublik und umliegenden 
Staaten, am vergangenen Samstag in 
Dortmund für ihre Forderung nach ei­
ner demokratischen und politischen Lö­
sung des Kurdistan-Konflikts zu de­
monstrieren, hat eine Vorgeschichte, 
die es wert ist, rekapituliert zu werden.

Am 13. Dezember 1995 rief das Euro­
paparlament im Zusammenhang mit 
seiner Zustimmung zum.Inkrafttreten 
der Zollunion der EU mit der Türkei das 
Regime in der Türkei und die PKK dazu 
auf, Schritte zu einem politischen Dia­
logs, und einer friedlichen Lösung des 
Kurdistan-Konflikts zu ergreifen.

Am 15. Dezember reagierte der Gene­
ralsekretär der PKK, Abdullah Öcalan, 
auf diesen Appell des Europaparla­
ments und erklärte einen einseitigen 

affenstillstand.
Am 24. Dezember scheiterte bei den 

türkischen Parlamentswahlen ein von
der Partei der Demokratie des Volkes 
(HADEP) geführtes Wahlbündnis trotz 
herausragender Wahlergebnisse in den 
kurdischen Gebieten an der vom Regi­
me verhängten landesweiten 10%-Klau- 
sel. Nach dem Verbot der DEP und der 
Inhaftierung ihrer Abgeordneter, die bis 
heute trotz aller Appelle auch aus Eu- 
opa anhält, scheiterte damit der kurdi- 
'he Versuch, mit gewählten Abgeord- 

ieten über eine legale Vertretung im 
türkischen Parlament vertreten zu sein.

Gleichzeitig setzte die türkische Ar­
mee ihren Krieg gegen die kurdische 
Guerilla und die kurdische Bevölkerung

fort, bombardierte und entvölkerte kin­
dische Dörfer, folterte und ermordete 
ihre Bevölkerung.

Am 19. Januar nahm das Europapar­
lament in einer weiteren Entschließung

Macht stehende zu tun, um eine gewalt­
lose politische Lösung der Kurdenfrage 
herbeizuführen“.

Die PKK reagierte u.a. mit der Mittei­
lung, daß sie trotz der anhaltenden

„zur Lage in der Türkei und zum Waf­
fenstillstand der PKK“ erneut aus­
drücklich bezug auf den einseitigen Waf-. 
fenstillstand der PKK, begrüßte diesen' 
ausdrücklich als „eine Geste auf dem 
Weg zu einer gewaltfreien und politi­
schen Lösung des Kurdenproblems“, er­
neuerte seine Forderung an das türki­
sche Regime, die Folterungen und Mas­
saker an Kurden zu beenden, die DEP- 
Abgeordneten freizulassen, seine To- 
desschwadrone zu stoppen usw. Unter 
Punkt G der Entschließung findet sich 
der. Aufruf an die türkische Regierung, 
die PKK und andere, „alles in ihrer 

Übergriffe der türkischen Armee am 
Waffenstillstand festhalten werde, min­
destens bis zum Amtsantritt einer neu-? 
en Regierung in der Türkei, der damit 
Gelegenheit gegeben werden solle, po­
litische Schritte zu einem Dialog aufzu­
nehmen. Gleichzeitig begannen z.B. in 
Deutschland Vorbereitungen für einen 
hiesigen Appell zu einer solchen demo­
kratischen Lösung, der Anfang Februar 
als „Appell von Hannover“ bekannt 
wurden.

Am 14. Februar, mitten in diese für jede 
interessierte Seite unübersehbaren An­
strengungen der kurdischen Seite, die 

Tür zu einem politischen Dialog und ei­
ner politischen-Lösung aufzumachen, 
starteten die deutschen Sicherheits­
behörden in Gestalt von Kanzleramts­
minister Schmidbauer und General­
bundesanwalt Nehm mit einer Gegen­
propaganda. Sie warnten in. Berichten 
und Pressekonferenzen vor angeblich 
unmittelbar bevorstehenden neuerli­
chen Anschlägen der PKK in Deutsch­
land. Tatsächlich ereignete sich seit­
dem kein einziger solcher Anschlag. 
Dafür begannen die deutschen Sicher­
heitsapparate erneut damit, jeden kur­
dischen Demonstrationsversuch mit 
wilden Razzien, der berüchtigten Kur- 
depjagd zu Stuttgart und ähnlichen 
überfallartigen Aktionen zu verfolgen. 
Lange angelaufene Bemühungen für 
friedliche Newrozfeste wurden durch di­
rekte Polizeiintervention verboten 
(Frankfurt, Stuttgart). Offensichtlich 
war damit: die deutschen Behörden ar­
beiten den Appellen und Absichten 
nicht nur der kurdischen Seite, sondern 
auch der Mehrheit der Abgeordneten 
im Europaparlament direkt entgegen, 
suchen die kurdische Exilbevölkerung 
auf das äußerste zu reizen und zugleich 
einzuschüchtem.

Was gilt nun — der Wille der Mehrheit 
der Abgeordneten im Europaparlament 
oder die finsteren, menschenverachten­
den Großmachtträume der deutschen 
Außenpolitik im mittleren Osten, un­
terstützt durch bedenkenlose Schreib­
tischtäter in deutschen Polizeiappara- < 
ten? Ganz offensichtlich ist: Die kurdi­
sche Bevölkerung wünscht ein Ende des 
Krieges und eine politische Lösung des 
Konflikts. Die deutsche Staatsmacht 
dagegen will offensichtlich die Fortset­
zung des Krieges.

I
’ 1 ■ ’ . ,,. , , i■ps as Europäische Parlament

I 1 - unter Hinweis auf seine frühe- 
I A-Z ren Entschließungen und insbe­

sondere seine Entschließung vom 13. 
Dezember 1995 zur Lage der Men­
schenrechte in der Türkei

A. geleitet von dem Wunsch, zu einer 
weiteren Vertiefung der Beziehungen 
zwischen der Europäischen Union und 
der Türkei beizutragen, (...)

C. in Kenntnis der Ankündigung ei­
nes einseitigen Waffenstillstands durch 
den Vorsitzenden der PKK als eine Ge­
ste auf dem Weg zu einer gewaltfreien 
und politischen Lösung des Kurden­
problems, (...)

F. inder Erwägung, daß trotz der Frei­
lassung von mehreren Dutzend Intel­
lektuellen, Journalisten und anderen 
Persönlichkeiten ... weiterhin zahlrei­
che Personen aus politischen Gründen 

I inhaftiert bleiben,
G. unter Hinweis auf seine obenge­

nannte Entschließung vom 13. Dezem­
ber 1995, insbesondere seinen Appell 
an die türkische Regierung, die PKK 
und andere türkische Organisationen, 
alles in ihrer Macht Stehende zu tun, 
um eine gewaltlose politische Lösung 
der Kurdenfrage herbeizuführen, ein­
gedenk der Achtung der territorialen 
Integrität und Einheit der Türkei und 
der gleichzeitigen Anerkennung des 
Rechts der türkischen Bürger, mit 
friedlichen Mitteln nach einer Form 
kultureller Selbständigkeit innerhalb 
der Türkei zu streben,

H. In der Erwägung, daß Leyla Zana, 
die öacharow-Prcißträgcrin 1905 des 
Europäischen Parlaments, zusammen 
mit drei weiteren ehemaligen Abge­
ordneten der DEP nach wie vor In tür­

kischen Gefängnissen inhaftiert ist, 
weil sie sich für die Demokratie und die 
Anerkennung der Rechte des kurdi­
schen Volkes eingesetzt hat,

I. schockiert über die in der europäi­
schen Presse veröffentlichten ab­
stoßenden Bilder türkischer Soldaten, 
die die Köpfe enthaupteter Kurden 
schwenken,

Entschließung des Europaparlaments vom 19.1.1996

„... zur Lage in der Türkei und 
zum Waffenstillstand der PKK“

J. unter Hinweis auf das Ausmaß der 
Revolte, die gleichzeitig in mehreren 
Gefängnissen des Landes ausbrach, so­
wie auf die Härte, mit der sie unter­
drückt wurde,

K. unter Hinweis darauf, daß Metin 
Göktepe, Journalist der Tageszeitung 
„Evrensel“, der über die Ereignisse re­
cherchierte, von der Polizei verhaftet 
und kurze Zeit später mit Folterspuren 
tot aufgefunden wurde, (...)

2. fordert die neue türkische Regie­
rung, die nach den jüngsten Wahlen ge­
bildet wird, auf, ihre Maßnahmen für 
weitere demokratische Reformen und 
die Achtung der Menschenrechte fort­
zusetzen und zu verstärken; erneuert 
insbesondere seinen Appell, Mittel und 
Wege zu finden, durch die die Bürger 
kurdische Abstammung unter Ge­
währleistung und Achtung der territo­
rialen Einheit der Türkei ihrem Recht 
auf kulturelle Identität Ausdruck ver­
leihen können;

3. begrüßt die Ankündigung eines ein­

seitigen Waffenstillstands durch den 
Vorsitzenden der PKK und hält dies für 
eine erste positive Reaktion auf seinen 
Appell vom 13. Dezember 1995; gibt sei­
ner Hoffnung Ausdruck, daß die türki­
sche Regierung diese Geste als einen 
positiven Beitrag zu einer friedlichen 
Lösung des Problems sehen wird, und 
fordert alle betroffenen Parteien in der

Türkei auf, die jetzige Gelegenheit zu 
ergreifen, um Mittel und Wege zur Ein­
leitung eines nationalen Dialogs zu 
prüfen, durch den eine politische und 
gewaltfreie Lösung der Probleme im 
Süd-osten des Landes gefunden wer­
den soll,

4. verurteilt die terroristischen Aktio­
nen aller Art, die auf eine Destabilisie­
rung des Landes abzielen, sowie die in 
der Europäischen Union verübten ter­
roristischen Anschläge, (...)

6. fordert die türkischen Behörden 
auf, in das künftige Regierungspro­
gramm die Förderung der Achtung der 
Menschenrechte und vor allem den 
Kampf gegen die Folter ausdrücklich 
als prioritäres Ziel aufzunehmen,

7. fordert, daß die neue Regierung 
eine Revision der Rechtsvorschriften 
vorschlägt, um die sofortige Freilas­
sung von Leyla Zana, der drei anderen 
ehemaligen Abgeordneten der DEP so­
wie der übrigen politischen Gefange­
nen zu ermöglichen,

8. fordert die türkischen Behörden 
nachdrücklich auf, einen unabhängi- 
gen Untersuchungsausschuß mit Ex­
perten einzusetzen zur Untersuchung 
von Todesfällen, die sich im Zuge von 
Mißhandlungen auf. Polizeirevieren 
und nach dem Eindringen von Sicher­
heitskräften in Gefängnissen ereignet 
haben,

9., verurteilt die Ermordung des Jour­
nalisten Metin Göktepe und fordert die 
Behörden auf, die Umstände seiner Er­
mordung umgehend zu klären und die 
Verantwortlichen zur Rechenschaft zu 
ziehen,

10. fordert den Rat und die Kommis­
sion auf, jüngsten Zeitungsberichten 
nachzugehen, die Fotos enthalten, auf 
denen türkische Soldaten zu sehen 
sind, die die abgeschlagenen Köpfe von 
mutmaßlichen regierungsfeindlichen 
Kämpfern schwenken,

11. fordert die türkischen Behörden 
auf, entsprechende Ermittlungen ein­
zuleiten und im Falle einer Bestätigung 
die Verantwortlichen zu bestrafen, (...)

13. fordert die Kommission auf, ihren 
Verpflichtungen bezüglich der Beob­
achtung der Lage der Menschenrechte 
in der Türkei nachzukommen und ihm 
den zweiten Zwischenbericht zur Lage 
der Menschenrechte in der Türkei um­
gehend zu übermitteln,

14. beauftragt seinen Präsidenten, 
diese Entschließung dem Rat, def 
Kommission, der türkischen Regie­
rung und der Großen Nationalver­
sammlung der Türkei zu übermitteln. 
Beschluß BE-0060, 0076, 0086 und 0089/96. 
entnommen aus dem vom Büro Claudia Roth> 
Bundeshaus, Friedrich-Ebert-Allee 38, 53116 
Bonn herausgegebenen „Kurdistan-Rund­
brief’ Nr. 8, März 1996, (geringfügig gekürzt)
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Aus dem Demonstrationsaufruf: 
„1996 wird unser Jahr"

Zum zweiten Mal nach 1993 hat die Ar­
beiterpartei Kurdistan (PKK) einen 
einseitigen Waffenstillstand verkündet. 
Massive militärische Operationen in al­
len Gebieten Kurdistans, vor allem in 
Dersim, Botan und Sivas sowie die 
Sammlung von einem 40.000 Soldaten 
starken Militärkontingent zusätzlich zu 
den ohnehin stationierten Hunderttau-

■ senden, was auf eine größere Invasion 
nach Süd-Kurdistan hindeutet, lassen 
befürchten, daß auch dieses Angebot zu 
einer demokratisch-politischen Lösung 
der Kurdistanfrage ungenutzt bleibt.

(...) Diesen schmutzigen Krieg kann 
die Türkei nur mit der politischen, fi­
nanziellen und militärischen Unterstüt­
zung seiner westlichen Verbündeten 
weiterführen. Sie tragen somit die Ver­
antwortung für diesen Völkermord. (...)

Wir rufen die demokratische fort­
schrittliche Öffentlichkeit dazu auf, 
ihre Regierung zu einer aufrechten Hal­
tung in diesem Konflikt zu bewegen und 
die Chance des Waffenstillstandes für 
eine politische Lösung nicht zu versäu­
men.

Wir rufen alle fortschrittlichen Kräfte 
dazu auf sich aktiv für die Bemühungen 
zu einer demokratisch-politischen Lö­
sung einzusetzen und dies bei der De­
monstration zum Ausdruck zu bringen.

Wir fordern die Regierungen der west­
lichen Länder, vor allem die Bundesre­
gierung dazu auf, ihre bisherige um­
fangreiche Unterstützung an die Türkei 
einzustellen und die Türkei zum Ver­
handlungstisch zu bewegen.

Wirfordern die Bundesregierung dazu 
auf, ihre repressive Haltung gegen die 
Kurden und ihre Organisationen aufzu­
geben und eine aufrechte Haltung in der 
Kurdistanfrage einzunehmen. 
(Aufruf der „Friedensinitiative für eine demo­
kratisch-politische Lösung in Kurdistan“, 
Dortmund. Dienoch in der letzten Ausgabe an­
gekündigte Demonstration in Hamburg war , 
auf Bitten der „Friedensinitiatve“ abgesagt 
worden, aus Hamburg wurde ebenfalls nach 
Dortmund aufgerufen, d. Red.)

Verbot: Friedensbemühungen 
sollen mundtot gemacht werden
Mit Verfügung vom 12.3.1996 hat der 
Dortmunder Polizeipräsident die von 
der Friedensinitiative für eine demo­
kratisch-politische Lösung in Kurdi­
stan organisierte Demonstration unbe­
rechtigt und unvermittelt verboten. 
(...)Von Polizeipräsident Schulze wird 
wieder einmal das Schreckgespenst von 
„gewalttätigen PKK-Aktivisten“ an die 
Wand gemalt. (...)

Ganz im Gegensatz zu den Versuchen 
der Dortmunder Polizei, die gesamte 
kurdische Minderheit in Deutschland 
zu „Terroristen“ abzustempeln, ist es 
der Wunsch der Kurdinnen und Kurden, 
ihre Sehnsucht nach Frieden in ihrer 
Heimat zum Ausdruck zu bringen.

Die von uns organisierte Demonstra­
tion steht im Zusammenhang mit dem 
Beschluß des Europaparlaments, in 
dem der türkische Staat und die Arbei­
terpartei Kurdistans (PKK) aufgefor­
dert werden, sich um Schritte zu einer 
Dialoglösung zu bemühen, und mit dem 
einseitigen Waffenstillstand, den die 
PKK am 15. Dezember als erneuten 
Ausdruck ihrer Gesprächsbereitschaft 
ausgerufen hat. (...)
Quelle: Presseerklärung der „Friedensinitiati­
ve für eine demokratisch-politische Lösung in 
Kurdistan“, Rheinische Straße 76-78, Dort­
mund, 13.3.96

Aus der Verbotsverfügung

(...) Auf der von Ihnen geplanten Veran­
staltung muß nach meinen neuesten Er­
kenntnissen mit an Sicherheit grenzen­
der Wahrscheinlichkeit mit Zuwider­

handlungen gegen das 
Tätigkeitsverbot (gegen 
PKK/ERNK, d. Red.) ge­
rechnet werden. (...) Selbst 
wenn Sie persönlich nicht 
die Absicht haben sollten, 
gegen Versammlungs- und 
Strafrecht während der De­
monstration zu verstoßen, 
begründet der zu erwarten­
de Teilnehmerkreis an der 
Versammlung am 16.3.1996 
die konkrete Gefahr, daß mit 
Ihrem Wissen und Ihrer Dul­
dung Straftaten verübt wer­
den. Zumindest aber wer­
den Sie nicht in der Lage 
sein, die Verübung von 
Straftaten zu verhindern. 
(...) •< .
Quelle: Verbotsverfügung des Po­
lizeipräsidiums Dortmund vom 
12.3.1996

Noch ein Gesprächsver­
such ...

Nach dem Verbot der Demonstration 
für eine politische Lösung hat eine fünf­
köpfige Delegation der Friedensinitiati­
ve heute mit dem Dortmunder Polizei­
präsidenten Herrn Schultz gesprochen, 
um eine Lösung der Angelegenheitfzu 
finden. Die u.a. aus zwei Mitgliedern des 
Ausländerbeirates der Stadt Dortmund 
und einer Vertreterin des deutsch-kur­
dischen Freundschaftsvereins beste­
hende Delegation wird morgen weitere 
Gespräche mit Herrn Schultz, dem 
Stadtdirektor, dem Bürgermeister und 
den im Stadtrat vertretenen Parteien 
führen. Über die Ergebnisse der Ge­
spräche, die darauf abzielen, einen 
friedlichen Verlauf für die verbotene De­
monstration am Samstag sicherzustel­
len, werden wir Sie morgen informieren.

Unterdessen hat die Friedensinitiati­
ve beim Verwaltungsgericht Gelsenkir­
chen einen Antrag auf eine einstweilige 
Verfügung gestellt, um das umstrittene 
Verbot rechtlich anzufechten. (...)“ 
(Erklärung der Friedensinitiative, 14.3.96)

Verbot bestätigt. „Niemand kann 
eine politische Lösung aufhalten“
Mit der Entscheidung des Verwaltungs­

gerichtes Gelsenkirchen, das polizeili­
che Verbot der Demonstration für eine 
demokratische Lösung in Kurdistan zu 
bestätigen, zementiert sich das durch 
Politik und Medien vorangetriebene to­
tale Ausdrucks verbot für Kurdinnen 
und Kurden. Die 14. Kammer des Ge­
richts begründet ihre Entscheidung un­
ter anderem damit, daß auf der Demon­
stration für eine demokratisch-politi­
sche Lösung ebenso wie bei der nicht ge­
nehmigten Demonstration zum 50. Jah­
restag der kurdischen Republik Maha- 
bad, die für den 20.1. in Dortmund ge­
plant war, „das auch von der PKK ver­
folgte Ziel des kurdischen Separatismus 
proklamiert“ (S. 4 des Beschlusses 14 L 
645/96) werde.

(...) Eine Kundgebung, die zur Unter­

stützung eines Waffenstillstandes von 
kurdischer Seite und zu Bemühungen 
um eine demokratische Dialoglösung 
aufruft, mit dem Argument zu verbie­
ten, daß es dabei zu „Sympathiekund­
gebungen für die PKK“ kommen könn­
te, ist eine offene Mißachtung des Be­
schlusses des Europaparlamentes, wel­
ches den Waffenstillstand der PKK ein­
deutig als einen Schritt im Sinne seiner 
Aufforderung zu einem Dialog zwischen 
den Konfliktparteien begrüßt. '' ‘"

(...) Damit ist leider ein Konfliktpo­
tential geschaffen, das mit unserer De­
monstration ja gerade verhindert und 
abgebaut werden sollte.

Darüber hinaus sind offensichtlich 
sämtliche Busuntemehmen in 
Deutschland von der Polizei heimge­
sucht und bedrängt worden, von Kur­
den angemietete Busse zu stornieren. 
Dem Druck beugte sich die Mehrheit 
der Busuntemehmer, konkret in Mün­
ster, Bremen, Braunschweig, Bonn, 
Mainz und Düsseldorf. Einem Reise­
büro in Braunschweig wurde von der 
Polizei telefonisch mitgeteilt, daß die 
Busse an der Abfahrt gehindert würden. 
(...) In Halverstadt und Gardelegen bei 
Magdeburg hat die Polizei den Leitun­

gen zweier 
Asylbewerber­
heime gebo­
ten, kurdische 
Flüchtlinge 
am Verlassen 
des Heimes zu 
hindern. (...) 

Mit dem Ver­
bot dieser De­
monstration 
und dem An­
halten von Au­
tobussen zeigt 
sich der deut­
sche Staat wie­
der einmal als 
Kriegspartei in 
Kurdistan. Als 
Teil der demo­

kratischen Öffentlichkeit müssen wir 
jedoch dafür sorgen, daß die Versuche, 
Bemühungen für eine friedliche Lösung 
zu unterdrücken, hier und jetzt auf­
hören. Niemand kann die Kurdinnen 
und Kurden daran hindern, einen ge­
rechten Frieden zu fordern!
(Erklärung der Friedensinitiative, 15.3.1990)

PDS protestiert

PDS Landesverband Nordrhein-Westfa­
len, PDS Linke Liste, Landesverband 
Hamburg, Ulla Jelpke, MdB
Presseerklärung 17. März 1996
Wir verurteilen die massiven Polizei­
einsätze, mit denen die zuständigen In­
nenministerien bundesweit die verbo­
tene Demonstration am 16. Mürz in 

Dortmund verhindern wollten. An die­
sem Tag wollten Tausende von Kurdin­
nen und Kurden und andere Menschen 
in Dortmund für eine politische und 
friedliche Lösung in Kurdistan demon­
strieren.

Zur Durchsetzung des Verbots riegel­
te die nordrhein-westfälische Polizei die 
Landesgrenzen ab, bundesweit ver­
suchten Polizeikräfte, die Anreise von 
Kurdinnen und Kurden nach Dortmund 
zu verhindern. In einem polizeilichen 
Großeinsatz wurden nach Mitteilungen 
des nordrhein-westfälischen Innenmi­
nisters Kniola 4.900 Platzverweise aus­
gesprochen, 2.000 Menschen in Polizei­
gewahrsam genommen und über 500 
Menschen verhaftet. Jeder nach Auffas­
sung der Polizei kurdische Mensch muß­
te sich Personenkontrollen unterzie­
hen, Kinder wurden durchsucht und 
verhaftet.

Den in der Bundesrepublik lebenden 
Kurdinnen und Kurden wird mit sol­
chem Vorgehen jede Möglichkeit ge­
nommen, in der Öffentlichkeit auf die 
dramatische Lage in Türkei-Kurdistan 
aufmerksam zu machen und ihren 
Wunsch nach einer politischen und 
friedlichen Lösung zu demonstrieren.

Das Europa-Parlament hat bereits am 
19. Januar 1996 den einseitigen Waffen­
stillstand, den die Arbeiterpartei Kur­
distans (PKK) verkündet hat, begrüßt 
und die türkische Regierung aufgefor­
dert, einen Beitrag für eine politische 
und gewaltfreie Lösung im Kurdistan- 
Konflikt zu leisten.

Das Vorgehen der Bundesregierung, 
die die türkische Regierung mit Waf­
fen-, Polizei- und Wirtschaftshilfe un­
terstützt und die gemeinsam mit den 
Landesregierungen der kurdischen Be­
völkerung in der Bundesrepublik jede 
Möglichkeit nimmt, sich für eine politi­
sche und friedliche Lösung im Kurdi­
stan-Konflikt einzusetzen, bewirkt das 
Gegenteil.

• Wir fordern die Aufhebung der Ver­
bote der kurdischen Organisationen in 
der BRD.

• Das Demonstrationsrecht, das 
Recht auf freie Meinungsäußerung und 
das Recht auf Freizügigkeit darf der 
kurdischen Bevölkerung in der BRD 
nicht bestritten werden.

Wir fordern alle Verantwortlichen auf:
• Verzichten Sie auf strafrechtliche 

Verfolgungen in Zusammenhang mit 
der Dortmunder Demonstration! Nie­
mand darf abgeschoben werden!

• Die für den 21. März von kurdischen 
Initiativen und Organisationen geplan­
ten Newroz-Feierlichkeiten dürfen 
nicht weiter behindert werden!

• Die Bundesrepublik muß ihre politi­
sche und militärische Unterstützung 
der türkischen Regierung im Krieg ge­
gen das kurdische Volk einstellen!
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O
pel-Antwerpen wollte noch mehr 
Samstagsschichten von den Ar­
beiterinnen, zwei pro Jahr in der 
Spätschicht über die nächsten drei Jah­

re. Bei Opel in Antwerpen müssen die 
Arbeiterinnen ohnehin schon in Zehn- 
Stunden-Schichten und an jedem drit­
ten Samstag arbeiten. Außerdem sah 
der neue Tarifvertrag eine Lohner­
höhung von 7 Bfr. (etwa 0,30 DM!) ab Ja­
nuar 1998 und eine Kürzung des Weih­
nachtsgeldes (Jahresendprämie) bei 
der dritten Fehlzeit vor. Nach einer mas­
siven Streikdrohung der Belegschaft 
Anfang Februar ‘96 machte die Ge­
schäftsleitung einen Rückzieher. Außer­
dem verlängerte sie alle befristeten Ver­
träge und stellte 120 neue Zeitarbeiter 
ein, da der unerträgliche Arbeitsdruck 
in den Abteilungen zunehmend zu Span­
nungen führt und eine soziale Explosi­
on in der Fabrik droht.

Die folgenden Artikel haben wir aus 
der französischsprachigen Ausgabe der 
belgischen Zeitung „Solidaire“ Nr. 8 
vom 21. Februar 1996 übersetzt. (Wild­
cat-Köln)

Erster Teilsieg für die 
Arbeiter von Opel
Mit einer Mehrheit von 78 Prozent ha­
ben die Arbeiter von Opel den Vorschlag 
zu einem neuen Tarifvertrag abgelehnt 
und. für die Ankündigung eines Streiks 
gestimmt. Der Vorschlag sah zwei wei­
tere Samstage für die Spätschicht vor. 
Im Moment gibt es bereits drei Sams­
tage für die Frühschicht.

Das ist die Revolte gegen die Ver­
schlechterung der Arbeitsbedingungen 
unter dem Kapitalismus...

Opel-Antwerpen: die neuen 
Arbeitslager

„Überall auf der Welt sind die Löhne 
zehn mal niedriger, also haltet das 
Maul!“

Es ist unerträglich“, sagt ein Arbeiter 
aus der Montage. „Wir müssen uns zehn 
Stunden lang abmühen, und es sind 
furchtbare Stunden. Wenn ich nachmit­
tags arbeite, geh ich um 14.30 Uhr los 
und komme nachts nicht vor 2.15 Uhr 
zurück. Manchmal schlafe ich bis 13.30 
Uhr, dann bin ich eine Stunde später 
schon wieder auf dem Weg zurück zur 
Arbeit. Meine Frau ist Verkäuferin und 
wir haben vier Kinder. Alle drei Wochen 
müssen wir uns jemanden holen, der auf 
die Kinder aufpaßt. Das ist teuer. Unser 
Familienleben ist schwierig. Meine Frau 
kann sich nicht alleine um die Erziehung 
der Kinder kümmern. Sie ist auf mich 
angewiesen, aber wegen meiner Arbeit 
bin ich nie zu Hause. Und wenn ich mal 
da bin, bin ich unerträglich oder ver­
krieche mich ins Bett.

Jetzt wollen uns die Chefs noch zwei 
zusätzliche Samstage auf den Nachmit­
tag hauen. Die Arbeitsbedingungen 
sind ohnehin schon unerträglich gewor­
den. Wenn wir nicht reagieren, wird sich 
die Situation nur verschlimmern. Ich 
finde, wir sollten streiken. Vor kurzem 
hatte ein Arbeiter aus unserer Schicht 
einen Nervenzusammenbruch. Er war 
völlig aus dem Gleichgewicht geraten.“ 

Ein Arbeiter aus der Lackiererei: „Vor 
einigen Wochen sind drei Arbeiter bei 
Glatteis mit ihrem Auto tödlich verun­
glückt. Es herrscht ein derartiger 
Druck, daß sich niemand traut, zu spät 
zu kommen. Aber morgens kommt man 
nicht aus dem Bett und riskiert dann 
unnötige Sachen. Die Geschäftsleitung 
hat den Familien ihr Beileid ausge­
drückt. Als Ausdruck der Trauer ließ 
man die Produktion im Betrieb für eine 
Minute ruhen In Wirklichkeit haben sie 
die Produktion aber nur ftlr genau 23 Se­
kunden unterbrochen. Das ist also der 
Proto, den ein Menschenleben diesen

Leuten wert ist. Daraufhin haben die Ar- bruar ins Auge gefaßt. Wie es aussieht,
beiter mehrere Male mit dem Notaus- ist der Streik vorläufig zurückgestellt 
Schalter das Band angehalten und auf worden, aber Überraschungen sind 
diese Weise ihren Protest ausgedrückt. 
Einen der verunglückten Arbeiter kann­
te ich sehr gut. Selbst zwei Wochen nach 
ihrem Tod hat noch niemand von Opel 
ihre Familien besucht und die Forma­
litäten erledigt. Eine wirkliche Schan­
de.“

„Die Leute singen gegen den Streß an,
aber das ist verboten...“

Ein Arbeiter aus der Türen-Abteilung: 
„Opel will etwas Neues einführen: die 
Alarm-Leine. Wir sind kürzlich in eine

Opel Antwerpen vor 
dem Streik ?
neue Abteilung umgezogen und dort 
haben sie Leinen installiert. Die Pro­
duktion läuft nicht reibungslos, wegen 
der vielen technischen Störungen ha­
ben wir am Anfang noch oft an den Lei­
nen gezogen, mit denen das Band ge­
stoppt wird. In Zukunft ist das verbo­
ten, wir dürfen nur noch an den Leinen 
ziehen, die das Band weiter laufen las­
sen. Das löst aber einen solchen Krach 
aus, daß wir davon völlig verrückt wer­
den. Wir haben die Vertrauensleute (De­
legierte) geschickt, damit sie das Geläu­
te abschalten. Aber es wurde nur die 
Lautstärke verringert.

Manchmal hält das Band nicht an, 
wenn wir unsere Pause haben. Dann be­
ginnen die Diskussionen: sollen wir al­
les fallen lassen oder sollen wir zuerst 
unsere Arbeit beenden, bevor wir unse­
re Stullen essen. (...) Vor dem Umzug 
gab es einen starken Zusammenhalt in 
unsere Schicht. Dieses ganze Klima zwi­
schen den Arbeitern wollen sie kaputt­
machen. Man möchte, daß die Leute ge­
spalten sind und sich gegenseitig an­
scheißen. In der anderen Schicht ist das 
Arbeitstempo so unerträglich gewor­
den, daß sie angefangen haben, zu sin­
gen, um den Streß abzubauen. Von den 
Chefs wurde ihnen das sofort verboten. 
Kannst du dir das vorstellen? Sie ver­
bieten uns sogar zu singen!“ (...)

„Die Geschäftsleitung ist 
auf den Knien, aber wir wollen 
sie am Boden sehen!“
Angesichts der Kampfbereitschaft 
macht Opel Zugeständnisse

Nachdem der Vereinbarungsentwurf 
von 78 Prozent der Arbeiter zurückge­
wiesen worden war, hoffte die Ge­
schäftsleitung, innerhalb einer Woche 
würden sich die Gemüter wieder beru­
higen. Aber das Gegenteil passierte. Am
15. Februar haben neue Verhandlungen 
begonnen. Für die Basis war klar gewe­
sen: würde die Geschäftsleitung nicht 
nachgeben, dann hätten sie ab dem 19. 
Februar gestreikt. Die Geschäftsleitung 
zog es vor nachzugeben. Die zusätzli­
chen Samstagsschichten wurden fallen­
gelassen, alle Zeitverträge sind verlän­
gert worden und es wurden weitere 120 
Arbeiter mit befristeten Verträgen ein­
gestellt, um den Arbeitsdruck zu ver­
ringern. Die übrigen Punkte des Ent­
wurfs bleiben jedoch bestehen: 7 Bfr. 
(ca. 30 Pfennige) Lohnerhöhung ab dem 
1.1.1998, aber ein Abzug von zehn Stun­
denlöhnen von der Jahresendprämie 
bei der dritten Fehlzeit. Die Gewerk­
schaftsführung hat die Unterwerfung 
unter diesen Kompromiß akzeptiert. In 
der folgenden Woche hat es in allen 
Schichten Versammlungen der Militan­
ten |d.h. der gewerkschaftlichen Ba­
sisaktivisten J gegeben und cs wurde 
eine neue Abstimmung für den 25. Fe- 

nicht auszuschließen.
_ „Heute macht die Geschäftsleitung 
angesichts unserer Kampfbereitschaft 
Zugeständnisse. Sie ist auf den Knien, 
aber wir wollen sie am Boden sehen“, 
sagt ein Arbeiter. „Um den Arbeitsdruck 
zu mildem hat man 120 Zeitarbeiter ein­
gestellt, aber das ist nur eine provisori­
sche Lösung. In ein paar Monaten wird 
die Geschäftsleitung versuchen, das 
wieder rückgängig zu machen. Alle Zeit- 
verträgler müssen einen festen Arbeits­

Ein Bericht 
aus „Solidaire“

vertrag bekommen. Außerdem fordern 
wir eine Lohnerhöhung schon ab 1997. 
Und wir akzeptieren nicht, daß sie uns 
an die Jahresendprämie gehen.“
Opel hofft, einen Kooperationsvertrag 
zubekommen

Die Ausweitung der Samstagsarbeit 
ist ein wesentliches Ziel der Geschäfts­
leitung, die die Kosten senken will. Sie 
ist ein Schritt in Richtung allgemeiner 
Wochenendarbeit. Die Unternehmer 
wollen die Maschinen maximal ausnut­
zen. Der Verzicht auf die zusätzlichen 
Samstage ist daher ein wichtiges Zuge­
ständnis. Die Geschäftsleitung hofft, so 
die Zuspitzung zum Streikausbruch 
verhindern zu können. Ein Streik wür­
de das Ende des Kooperationsvertrags 
bedeuten, der 1988 zwischen Ge­
schäftsleitung und Gewerkschafts­
führung unterzeichnet wurde. In die­
sem Vertrag wurde ausdrücklich festge­
halten, daß „die Gewerkschaften, die die 
Arbeiter bei General Motors Continen­
tal (Opel Antwerpen) vertreten, das Un­
ternehmen in seinem Kampf durch eine 
intensive Zusammenarbeit zwischen 
Geschäftsleitung und Gewerkschaften 
unterstützen“. Mit „Kampf“ ist hier die 
Konkurrenz mit den anderen Automo- 
bilherstellem gemeint.

Diese „intensive Zusammenarbeit“ ist 
in einem ausgetüftelten System umge­
setzt, das-es der Geschäftsleitung und 
den Gewerkschaftsvertretern ermög­
licht, auf allen Ebenen Gespräche zu

Erhöhung der Mindestlöhne! Breite Kampagne in Kalifornien
Langsam kommt eine auf die Präsi­
dentschaftswahlen im November zie­
lende Kampagne zur Erhöhung der 
Mindestlöhne in Kalifornien in Gange. 
Unterstützt von verschiedenen bun­
desweiten Gewerkschaftsverbänden, 
kämpfen die kalifornischen Gewerk­
schaften im Bunde mit Verbraucher­
verbänden, Zusammenschlüssen von 
Rentnern und Kirchen für die Er­
höhung des gesetzlichen Mindestloh­
nes von 4,25$ auf 5$ 1997 und 5,75$ 
1998. Von den 750 000 bis Ende März zu 
sammelnden Unterschriften wurden 
bis Ende Februar 175 000 erreicht. De­
monstrationen in Sacramento und 
Los Angeles mit Tausenden Teilneh­
mern brachten einen großen Auf­
schwung, doch zur Erreichung des 
Ziels sind noch große Anstrengungen 
notwendig.

Mehr als 12 Millionen Lohnabhängi­
ge - 10% der Arbeiterbevölkerung in 
den USA - wäre von einer Erhöhung 
des Mindestlohnes betroffen: Mehr als 
4 Mio. arbeiten zum Mindestlohn von 
4,25 $ die Stunde, acht Millionen ver­
dienen sogar noch weniger. 69% von 
diesen 12 Mio. sind Jugendliche, 60% 

führen. Viele Arbeiter weisen daraufhin, 
daß sich seitdem die Arbeitsbedingun­
gen rasant verschlechtert haben. Opel 
ist führend beim Abbau sozialer Errun­
genschaften. JBei den Gesprächen im 

• engsten Kreis der Geschäftsleitung las­
sen sich die Gewerkschaftsvertreter von 

■der Notwendigkeit dieser oder jener 
Maßnahme überzeugen. Damit ist jeder, 
Widerstand ausgehebelt. Die Delegier­
ten [Vertrauensleute] sind verpflichtet 
diese Maßnahmen an der Basis zu ver­
teidigen. Wer sich weigert, bei diesem 
Schmusekurs mitzumachen, wird aus-, 
geschaltet. Es ist noch kein Jahr her, daß 
die Leitung des FGTB-Antwerpen [so-| 
zialdemokratischer Gewerkschaftsver­
band] den Delegierten Eric Bal ausge*( 
schlossen hat. Der Hauptgrund dafür 
war seine Weigerung, den Kooperati­
onsvertrag anzuerkennen. „Dieser Ver­
trag macht die’ Gewerkschaft hand­
lungsunfähig und er ist der Grund ffr 
den steigenden Druck im Betrieb“, hat­
te Eric Bal gegenüber der Tageszeitung 
Gazet von Antwerpen erklärt.

„Ohne den Kollaborations-Vertrag 
wäre der Streiks schon längst ausgt' 
brochen“

Mehr und mehr Delegierte sind übel' 
zeugt, daß der Kollaborations-Vertrag 
dringen gekündigt werden muß. Ein IX 
legierter schildert uns die Situation1 
„Man zwingt uns, eine neutrale Haltung 
einzunehmen. Aber wie kann man netf' 
tral bleiben, wenn man diese unerträ#' 
lieh Situation in der Fabrik sieht. Die 
Mehrheit der Delegierten hat sich in die­
sem Konflikt auf die Seite der Arbeit^ 
gestellt und sich für den Streik ausg*' 
sprochen. Aberje weiter nach oben man 
in der Hierarchie geht, desto wenig^ 
wird die gewerkschaftliche Demokrat^ 
beachtet. Kein einziger Delegierter wuf' 
de darüber auf dem Laufenden gehal' 
ten, welche Positionen die Gewerk 
schaftsführung bei den letzten drei Vef 
handlungen genau verteidigt hat. Etf1 
am Freitag, den 16. Februar, wurden 
über den neuen Vertragsentwurf infof' 
miert. Nach der massiven Ablehnung 
des ersten Entwurfes hat man uns g*' 
sagt, die Streikankündigung sei bereit 
erfolgt, aber eine Woche später wird 
verneint. Auf diese Weise können 
nicht weitermachen. Die Kampfbereit' 
schäft der Leute ist enorm. Bei Är 
konnten sie einen langen Streik führe*1, 
weil den Delegierten nicht durch ein^ 
Kollaborationsvertrag die Hände g^' 
bunden waren.“ 
Quelle: CL-Netz, gekürzt

Frauen. Die Kaufkraft des Mindest' 
lohns liegt zur Zeit auf dem niedrig' 
sten Niveau seit den 40er Jahren. Sei' 
ne Funktion - Schutz vor Überaus' 
beutung und Armut - hat er längst ver 
loren. Eine Alleinerziehende mit zwei 
Kindern z. B., die zum Mindestlohn zu 
arbeiten gezwungen ist, liegt um über 
30 % unter der absoluten Armutsgren' 
ze. Vor diesem Hintergrund nimmt- 
sich die Forderung der Kampagne 
eher bescheiden aus. Um auch nur den 
Standard von 1970 zu erreichen, wäre 
die sofortige Erhöhung auf 6$ die 
Stunde erforderlich.
(scc nach einem Bericht der „People’s Wer 
kly World“, Quelle: CL-Netz)
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Die UNO und der schwierige

Savimbi hat in Libreville (Gabun) 
während eines Treffens mit dem Präsi­
denten der Republik Angola, Eduardo 
dos Santos, zugestimmt, die Vizepräsi­
dentschaft des Landes zu übernehmen. 
Das ist keine besondere Neuigkeit, denn 
eine ähnliche Erklärung gab Savimbi 
schon einmal im Jahre 1994 ab. Seit Ab­
schluß des Lusaka-Abkommens zwi­
schen der angolanischen Regierung und 
der UNITA 1994 ist jedoch bereits wie­
der mehr als ein Jahr vergangen, und 
alle Versuche, den Friedensprozeß in 
Angola voranzubringen, scheiterten 
bisher an den politischen Manövem bei­
der Seiten. Nun scheint die letzte Krise 
in den Beziehungen Regierung - UNITA 
zum Jahresende 1995, zu der die Regie­
rungsarmee im Erdölgebiet Soyo (Pro­
vinz Zaire) durch offensive Handlungen 
kräftig beigetragen hatte, überwunden 
zu sein. Zeichnen sich nun doch Fort­
schritte in Angola ab? Zumindest gibt 
es Anzeichen, daß es durch vielfältige 
Anstrengungen gelingt, beide Seiten zu 
größerem Realitätssinnn zu bringen.

Ein Wendepunkt in der 
UNITA-Politik? ' '
Ein gewisser Wendepunkt scheint der 
Besuch von dos Santos in den Vereinig­
ten Staaten im Dezember des vergan­
genen Jahres gewesen zu sein. Zuerst 
einmal erklärte er in Washington, daß 
die Regierung die Verantwortung für die 
Aktivitäten der Regierungsarmee FAA 
im Gebiet von Soyo übernimmt. Gleich­
zeitig sicherte er zu, die in der angola­
nischen Armee tätigen südafrikani­
schen Militärspezialisten zu entlassen, 
bzw. den Vertrag mit der südafrikani­
schen privaten Sicherheitsfirma „Exe­
cutive Outcome“ aufzukündigen. Eben­
falls zugesagt wurde der von Seiten der 
Regierung bisher verzögerte Rückzug 
der „Schnellen Polizeieingreiftruppe“ in 
ihre Standorte. Beides hatte die UNITA 
immer wieder zum Anlaß genommen, 
Um den vereinbarten Kasernierungs­
prozeß ihrer Truppen in den dafür vor­
gesehenen 15 Camps hinauszuzögem.

Die UNITA hatte die angolanische Re­
gierung beschuldigt, ausländische 
Söldner in ihren Diensten zu haben. 
Tatsächlich mußte die Regierung-nach 
anfänglichen Versuchen, die Angelegen­
heit herunterzuspielen und die andere 
Seite der Söldnerbenutzung zu bezich­
tigen - zugeben, daß seit 1993 470 ehe­
malige südafiikanische Militärs als Aus­
bilder und Experten in der FAA tätig 
Waren.

Nach dem Besuch von dos Santos in 
den USA setzten intensive Verhandlun­
gen zwischen der Regierung und der 
ÜNITA einerseits und den internatio­
nalen Beteiligten, der UNO und der Be­
obachtergruppe (USA, Rußland, Portu­
gal) andererseits ein. Der US-Botschaf- 
ter hielt sich wiederholt im UNITA- 
Hauptquartier Bailundo (Provinz 
Huambo) zu Konsultationen mit Sa­

Friedensprozeß in Angola Von 
Jochen Berger

vimbi auf, und aus Washington wurde 
bekannt, daß der Unterstaatssekretär 
Moose den telefonischen Kontakt mit 
der UNITA-Spitze nicht abbrechen ließ. 
Die USA unterrichtete offenbar Savim­
bi über alle ihre Schritte. Einen alten 
Freund kann man schließlich nicht ver­
ärgern.

Auch der bisher zurückhaltende Te­
nor der UN-Verlautbarungen änderte 
sich: Sowohl der UN-Generalsekretär 
als auch der Sonderbeauftragte des Ge­
neralsekretärs in Angola, Alioune Blon- 
din Beye, ehemaliger Außenminister 
Malis, wurden fordernder.

Denn es scheint sich für die UNO das 
Szenario zu wiederholen, was sie 
während ihrer zweiten Verifikationsmis­
sion (UNAVEM H) schon im Jahre 1994 
erlebt hatte: Die Regierung unternahm 
damals, nachdem die UNO das Mandat 
für ihre Mission einige Male verlängert 
hatte, militärische Offensiven in wichti­
gen Gebieten, in deren Ergebnis sie alle 
wichtigen Provinzstädte zurückerober­
te, die von der UNITA besetzt worden 
waren. Und nun schien sich dieses Spiel 
zu wiederholen. Nur, jetzt geht es vor al­
lem um strategisch wichtige Gebiete, in 
denen sich Erdöl- und Diamantenfelder 
befinden. .

Allerdings kommen solche Aktionen 
nicht etwa nur auf das Konto der Re­
gierungsarmee. Auch die UNITA be­
fleißigt sich, nicht untätig zu sein. Sie 
führte Nachschub heran und unter­
nahm immer wieder offensive Truppen­
bewegungen. Sie stellte den Kasemie- 
rungsprozeß ihrer Truppen ein und be­
hinderte die Aktivitäten der UNAVEM- 
Truppen bzw. bedrohte UN-Blauhelme 
mit Sanktionen und führte offen feind­
selige Handlungen gegen sie durch, wo­
bei sie ihre Verbindungsoffiziere aus den 
UNAVEM-Einheiten und ihre Arbeits­
kräfte aus den Kasemierungscamps ab­
zog. Von insgesamt 154 Verletzungen 
des Waffenstillstandes zwischen dem 
1.1.1995 und dem 15.1.1996 kommen 
mehr als 90 auf das Konto der UNITA- 
Truppen. Insbesondere sind das be­
waffnete Überfälle auf FAA-Einheiten 
und Dörfer, ausgeführt, um Verpflegung 
zu requirieren, oder Hinterhalte gegen 
Bevölkerung und Militär. Solche Aktio­
nen tragen banditenhaften Charakter. 
Dazu zählen auch nicht genehmigte 
Überflüge des angolanischen Territori­
ums, vorgenommen von Charterflug­
zeugen der UNITA, von denen eines 
kürzlich abstürzte.

Von dem entschiedeneren Vorgehen 
der UNO zeugen ein im Januar geführ­
tes Telefongespräch des UN-Generalse- 
kretärs, Boutros Boutros-Ghali, mit Jo­
nas Savimbi, in dem er seine tiefe Be­
sorgnis über die Verzögerung des Frie­
densprozesses zum Ausdruck brachte 
und sein Sonderbeauftragter Beye eini­
ge Vier-Augen-Gespräche mit beiden 
Leadern durchführte. Auch der Präsi­
dent Portugals, Mario Soares, der sich 
im Januar zu einem Staatsbesuch in 
Angola aufhielt, wurde in die Bemühun­
gen eingeschaltet, in Angola Ruhe zu 
schaffen. Er lehnte es ab, sich mit Sa­
vimbi außerhalb der Hauptstadt Luan­
da zu treffen, obwohl auch in diesem 
Falle bekannt ist, welch guten Freunde 
Soares und Savimbi sind. Regierung 
und UNITA wurden aufgefordert, die 
unterbrochenen Verhandlungen wieder 
aufzunehmen, was schließlich Mitte Ja­
nuar dazu führte, daß zwischen Regie­
rung und UNI-TA ein neuer Zeitplan ver­
einbart und Mechanismen zur Krisenü­

berwindung diskutiert wurden.
Die UNAVEM HI, im Februar 1995 mit 

der Resolution 976 als friedensschaffen­
de Maßnahme auf der Basis des Lusa­
ka-Abkommens vom UN-Sicherheitsrat 
in Gang gesetzt, wurde nun mit der Re­
solution 1045 (1996) bis zum 8. Mai 1996 
verlängert. Für sie hat der Friedenspro­
zeß nicht das erforderliche Tempo er­
reicht, um die gestellten Ziele inhaltlich 
zu erreichen. Sie bedauert die bestän­
dige Verzögerung des Friedensprozes­
ses und fordert beide Seiten energisch 
auf, ihren im Lusaka-Protokoll festge­
schriebenen Verpflichtungen nachzu­
kommen. Dazu zählen vor allem: Ein­
haltung des Waffenstillstandes, Weiter­
führung der Gespräche zur Formierung 
einer einheitlichen nationalen Armee, 
die Durchführung gemeinsamer Minen­
räumaktionen und die Einigung über 
die Einbeziehung von UNITA-Vertre- 
tem in die Regierungsämter und -Insti­
tutionen. Der UN-Generalsekretär wur­
de durch den Sicherheitsrat verpflich­
tet, monatlich Bericht über die Weiter­
führung des Friedensprozesses in Ango­
la und die Einhaltung des vereinbarten 
Zeitplanes zu geben. Die UNO sieht sich 
wieder vor die Tatsache gestellt, ihre 
Operation als uneffektiv und geschei­
tert betrachten zu müssen, wenn es der 
UNAVEM IH nicht gelingt, ihre Aufga­
ben entschieden durchzusetzen.

Schließlich wurde beiden Seiten ein 
Brief des UN-Sicherheitsrates übermit­
telt, in dem ihnen die wachsende „Un­
zufriedenheit der internationalen Ge­
meinschaft“ mit dem nur schwer voran­
kommenden Friedensprozeß in Angola 
ausgedrückt wurde.

Es wurden konkrete Schritte durch 
die Blauhelme in Angola unternommen 
wie z.B. die Stationierung einer Einheit 
in dem umstrittenen Gebiet von Soyo. 
Gleichzeitig wurden beide Seiten auf­
gefordert, gemeinsame Minenräumak­
tionen durchzuführen und nicht weiter 
die Arbeit internationaler Teams, die 
auf diesem Gebiet in Angola tätig sind, 
zu behindern. Das nimmt insbesondere 
Bezug auf einen Zwischenfall, den UNI- 
TA-Soldaten verursacht hatten, als sie 
südafrikanische Minenräumspeziali­
sten entführten und beraubten.

Die Minenräumung, die Verifizierung 
und Wiederherstellung von Brücken 
und Straßen ist ein Hauptaspekt für die 
Weiterführung des Friedensprozesses in 
Angola. Obwohl die UNAVEM III und 
mindestens vier NGOs in der Minen­
räumung tätig sind, sind die Anstren­
gungen sowohl der Regierung und als 
auch der UNITA auf diesem Gebiet mi­
nimal. Die einzige gemeinsame Aktion 
in Cuito Cuanavale wurde eingestellt, 
weil es in dieser Provinz zu militärischen 
Kampfhandlungen kam. Es wird be­
zweifelt, ob beide Seiten ein maximales 
Interesse haben, militärisch verlegte 
Minen, die sich in ihrer Wirkung vor al­
lem gegen die Bevölkerung richten, zu 
beseitigen. Scheinbar hat das die UNO 
erkannt und drängt auf grundsätzliche 
Veränderungen.

Fortschritte auf beiden Seiten...
Nun zeichnen sich erste sichtbare Fort­
schritte ab: Die UNITA stimmte zu, 
20 000 Soldaten, 200 der Luftwaffe und 
100 ihrer Marine ( von insgesamt 62500 
UNITA-Truppen) in die einheitliche Ar­
mee zu überführen. Dieser plötzliche 
Sinneswandel stellt die UNAVEM- 
Strukturen vor etliche Probleme. Müs­

sen sie doch nun in kurzer Zeit Voraus­
setzungen schaffen, um in die Kasernie- 
rungscamps, für deren Aufbau und Un­
terhaltung sie zuständig sind, in kurzer 
Zeit diese große Zahl von umzudirigie­
renden und zu demobilisierenden Sol­
daten einzuquartieren, deren Waffen in 
Empfang zu nehmen und für ihre und 
deren Familien Unterhalt zu sorgen.

Ende Februar wurden nach UNO-An- 
gaben bisher etwa 16 000 Mann der UNI­
TA-Truppen kaserniert, und das in vier 
der vorgesehenen Camps. 12 000 Solda­
ten gaben ihre Waffen ab.

Auch die Regierung zog mit der Erfül­
lung ihrer Verpflichtungen nach: Sie ka­
sernierte bis zu diesem Zeitpunkt mehr 
als 2 000 Soldaten ihrer „Schnellen Ein­
greiftruppe“. Nach Angaben des Roten 
Kreuzes wurden seitens der Regierung 
350 registrierte Kriegsgefangenen frei­
gelassen gegenüber 44, die die UNITA 
entließ.

... aber die Lage bleibt prekär

Aber schon tauchen neue Bedenken auf. 
Es wurden Unregelmäßigkeiten im Ka- 
semierungsprozeß registriert. Die ka­
sernierten UNITA-Soldaten sind sehr 
jung, haben kaum Uniformen und tra­
gen vorwiegend veraltete Waffen. Auch 
das wieder ein Trick?

Nun wurden alle Hoffnungen in das er­
neute Treffen zwischen dos Santos und 
Savimbi gesetzt, das zu vereinbaren 
hatte, endgültig mit den Verletzungen 
des Waffenstillstandes Schluß zu ma­
chen, die in der Gemeinsamen Kom­
mission zur Schaffung der einheitlichen 
Armee geführten Gespräche positiv zu 
beenden, die letzten Kriegsgefangenen 
auszutauschen, die gegen einander ge­
führte feindselige Propaganda einzu­
stellen und die FAA und „Schnelle Ein­
greiftruppe“ ausnahmslos in ihre Stan­
dorte zurückzuführen.

Die UNAVEM scheint nun mit rund 
7000 stationierten Blauhelm-Soldaten 
ihre Planung abgeschlossen zu haben 
und nun besser den kommenden Anfor­
derungen gewachsen zu sein.

Bei all dem hat die UNO im Auge zu 
haben, daß ihre Mission Nr. n allein im 
Jahre 1994 26,3 Millionen Dollar koste­
te und schließlich scheiterte. Und viele 
Fakten deuten darauf hin, daß noch 
nicht endgültig Ruhe gegeben wird, und 
das von beiden Seiten. Auch nach die­
sen Entwicklungen werden Verletzun­
gen des Waffenstillstandes, von beiden 
Seiten verursacht, bekannt, nach wie 
vor sind Verletzungen der Menschen­
rechte an der Tagesordnung, und kri­
minelle Banden treiben im Land ihr Un­
wesen. Einkalkuliert werden muß auch 
die wirtschaftliche Krisensituation des 
Landes, die sich bes. in dem 600 Millio­
nen Dollar Defizit des Budgets und der 
galoppierenden Inflation von 2 000 % im 
Jahre 1995 ausdrückt.

Nun bleibt abzuwarten, ob Jonas Sa­
vimbi seine erneute Zusage wahr macht 
und die Vizepräsidentschaft des Landes 
in der Hauptstadt übernimmt. Oder 
sollte das wieder an immer wieder vor­
gebrachten Bedenken bezüglich der Si­
cherheit der UNITA-Vertreter in Luan­
da scheitern? Die UNO ist gut beraten, 
wenn sie der Forderung nach einem Si­
cherheitsplan für mindestens 20 Per­
sönlichkeiten der UNITA für ihren Auf­
enthalt am Regierungssitz ernst nimmt, 
sind doch deren Ansprüche keineswegs 
durch Jahrelangen Buschaufenthalt ge­
schmälert.



Geschichtskongreß der 
Sinti und Roma Frauen
Vom 22. bis 24. März findet in Köln die er­
ste bundesweite Tagung für und von Sinti 
und Roma Frauen statt. In der von Rom e. V. 
organisierten Tagung soll die Geschichte 
von Roma und Sinti-Frauen In Deutschland 
dokumentiert werden. Das Ziel der Tagung 
Ist die Sammlung authentischen Materials 
und der Stärkung des historischen Be­
wußtseins. Eingeladen sind unter anderen 
die Schriftstellerin und Künstlerin Ceija 
Stojka und die Filmemacherin Melanie 
Splitta. Nähere Informationen zur Veran­
staltung gibt’s im Rom e. V., unter 62 2562 
MW

Köln. Zu diesem Thema fand am 6. 
März, oganisiert von OGG, Kölner Ap­
pell, Kölner Flüchtlingsrat und ROM 
e.V. ,eine Veranstaltung in der Alten Feu­
erwache statt. In einem Kurzinfo infor­
mierte OGG vorab die Besucherinnen:

Zur Zeit leben etwa 4800 Bürger­
kriegsflüchtlinge in Köln, die von der 
Stadt betreut werden - über diejenigen, 
die bei Familien, Gastfamilien usw. le­
ben existieren keine genauen Angaben. 
Asylbewerber werden aufgrund der Auf­
nahme der Bürgerkriegsflüchtlinge 
kaum mehr nach Köln verteilt. Die 
Mehrzahl der in städtischen Heimen le­
benden Asylbewerber sind daher be­
reits seit längerem im Asylverfahren.

Laut Stadtratsbeschluß vom 18.3.1993 
sollte für Flüchtlinge ein „Betreuungs­
schlüssel“ von 1 Sozialarbeiter und 2 
Heimleiter je 100 Flüchtlinge realisiert 
werden. Momentan sieht die Situation 
so aus, daß statt mindestens 40 Sozial­
arbeitern und 80 Heimleitern nur 12 So­
zialarbeiter und 30 Heimleiter einge­
stellt sind. So hat ein Sozialarbeiterviel­
leicht gerade mal 3 bis 4 Minuten je Wo­
che Zeit für jeden einzelnen Flüchtlinge 
- Urlaubszeiten und Krankheit nicht 
eingerechnet. Die Stadt erklärt diesen 
Mangel mit der fehlenden Erstattung 
der Ausgaben durch Land und Bund.. 
Der Ratsbeschluß würde sich 

auschließlich auf Asylbewerber bezie­
hen, für die die Stadt die Kosten erstat­
tet bekommt. Da für Bürgerkriegs­
flüchtlinge teilweise nur 320,- DM im 
Monat vom Land gezahlt werde, würde 
der Betreuungsschlüssel“ für sie nicht 
gelten.

Aufgrund der öffentlich geäußerten 
Kritik im Vorfeld nahm kein Vertreter 
der Stadt, des Sozial- oder Wohnungs­
amtes an der Diskussion teil. Sie ahnten 
wohl, daß das Argument „Kein Geld“ 
angesichts der aufgezählten Mißstände 
an diesem Abend nicht ausreichen wür­
de: '

Der Zustand vieler Heime ist desolat. 
Am Poller Holzweg zum Beispiel, wo 
überwiegend Roma-Familien unterge­
bracht sind, gibt es für 90 Personen nur 
zwei intakte Duschen, von 2 Herden ist 
einer kaputt, Kakerlaken tummeln sich. 
Trotz einer Begehung Ende 95 durch die 
Stadt hat sich nichts getan. Informiert 
wird sich hauptsächlich über die Haus­
meister und den Adler-Wachdienst. Be­
wohner, die sich häufig beschweren, 
müssen mit „Strafversetzungen“ rech­
nen. Auf den drei im Mülheimer Hafen 
liegenden Schiffen leben vor allem Bür­
gerkriegsflüchtlinge, zwischen 170 und 
250 Menschen, davon sind zur Zeit ca. 
60 Kinder. Zweimal die Woche beschäf­
tigt die Stadt hier für drei Stunden eine 

Kraft zur Kinderbetreuung. Die Kinder, 
die fast alle nicht zur Schule gehen, lei­
den unter den engen Verhältnissen auf 
den Schiffen, spielen draußen ist ge­
fährlich. Obwohl die Schiffe als erste 
Auffangstation geplant sind, müssen 
die Familien oft mehrere Monate dort 
leben.

Nur ständiger öffentlicher Druck führt 
dazu, daß Mißstände behoben werden, 
das zeigten die Beiträge aus Ehrenfeld 
und Flittard, wo'Unterstützergruppen 
dafür gesorgt haben, daß Renovierun­
gen durchgeführt werden, sanitäre Ein--1 
richtungen repariert werden, zum Teil 
auch umgebaut wird, um z.B. ehemali­
ge Schulklassen so zu unterteilen, daß 
mehr Privatsphäre für die einzelnen Fa­
milien geschaffen wird.

Befürchtet wird, daß die ehemalige 
Klerken-Kaseme in Ossendorf zu einer 
Art „Abschiebezentrum“ wird, um die 
„Zwangsrückführung“ von Bürger­
kriegsflüchtlingen durchzuziehen. Ste­
fan Janucz vom ROM e.V. berichtete, 
daß einige Familien Briefe erhalten hät­
ten, in denen von ihnen „als zur Ausrei­
se verpflichtete Personen“ die Rede sei 
und sie in die Kaserne verlegt worden 
seien.

Ossi Helling von Bündnis 90/Die Grü­
nen wies darauf hin, daß es einerseits 
notwendig ist, die Einhaltung der einst­

mals selbst durch den Rat beschlosse­
nen Minimalstandards herzustellen, 
daß andererseits aber auch eine langfri­
stige Unterbringungsplanung notwen­
dig ist mit einer entsprechenden Bau­
planung. Stefan Keßler vom Kölner 
Flüchtlingsrat hob hervor, daß der 
Druck auf die politischen Instanzen ver­
stärkt werden muß, um eine Aussetzung 
der Abschiebung von Bürgerkriegs­
flüchtlingen zu erreichen. Der „Frie­
densschluß von Dayton“ darf nicht dazu 
führen, daß Stadt und Land jetzt nur 
noch die „Rückführung“ planen. Tatsa­
che ist, daß viele Flüchtlinge nichts 
mehr haben, wohin sie zurückkehren 
könnten, hier aber Fuß gefaßt haben, 
Ausbildungen begonnen haben, eine 
neue Existenz aufgebaut haben.

Der Abend hat gezeigt, wie wichtig die 
Arbeit der verschiedenen Flüchtlings­
initiativen und Organisationen ist, 
machte aber auch deutlich, daß die 
einstmals zahlreichen privaten Initiati­
ven zur Unterstützung von Flüchtlin­
gen zurückgegangen sind, die einfach 
notwendig sind, um entsprechenden 
Druck auf die Behörden auszuüben.

Wer an einer solchen Arbeit interes­
siert ist, kann sich an ÖGG, Kölner Ap­
pell, ROM e.V. oder Flüchtlingsrat wen­
den.

u.ö., Lokalberichte Köln

Auf don Bildern sieht man dio Verteidigung kirchlicher Privilegien 
durch dio CSU. Im Alltag betreibt diese Partei dio fundamentalisti­
sche Gleichschaltung der Boomten. Lehrer dürfen nach einem mini­
steriellem Rundschreiben grundsätzlich nicht die Abnahmo von Kru- 
zllison In Klassenzimmern verfangen, da oln Beamter In seiner dienst­
lichen Funktion „kclno Rochtsposltlonund damit keine Grundrechts­
position har. Dagegen klagen Jetzt zwei Lehrer aus Schwabon. Sie 
wollen nicht als Leibeigene behandelt werden.

Polizei vor die Tür gesetzt: 
Juristisches Nachspiel
Saarbrücken. Sie kamen, sahen und 
mußten wieder gehen. Nur von kurzer 
Dauer war der Auftritt von zwei stadt­
bekannten Polizisten auf der Veranstal­
tung „Kriminalisierung des kurdischen 
Befreiungskampfes“ am 2. Februar 1996 
in Saarbrücken. Nach eigenen Angaben 
wollten sie sich zwecks Weiterbildung 
das Referat des Freiburger Rechtsan­
waltes Michael Schubert anhören. Nach 
mehrmaligen öffentlichen Aufforderun­
gen durch die Veranstalterin, die Akti­
on 3. Welt Saar, den Saal zu verlassen, 
gingen sie schließlich.
Die Veranstalterin war nicht bereit, die 
Veranstaltung unter Polizeikontrolle 
durchzuführen. Als erste Reaktion ver­
anlaßten die betroffenen Polizisten daß 
die Aktion 3. Welt Saar den städtischen 
(!) Raum nicht mehr anmieten kann. 
Das gleiche Schicksal traf wenige Tage 
später auch die Kurdistan-AG des In- 
temationalismus-Referates vom AStA 
der Universität des Saarlandes. Im 
zweiten Schritt strebt einer der Polizi­
sten eine Zivilklage gegen einen Mitar­
beiter der Aktion 3. Welt Saar und frei­
en Journalisten an. Ihm wirft er durch 
seinen Anwalt vor, er hätte auf der Ver­
anstaltung photographiert und

Portraitaufnahmen vom seiner Person 
gemacht. Er fordert die Herausgabe der 
angeblich entstandenen Photos und 

' Negative und verlangt bei Zuwider­
handlung 10.000 DM Schadensersatz.. I 

Gertrud Selzef

„Jäger 2000 Stoppen - 
Soziale Sicherheit schaffen“

Stuttgart. Ein Bündnis von 56 Organi­
sationen aus dem Bereich der Wohl' 
fahrtsverbände sowie der Friedens- und 
Ökologiebewegung hat sich in der bun­
desweiten Kampagne „Jäger 2000 stop' 
pen - Soziale Sicherheit schaffen“ gegeß 
die Entwicklung und Beschaffung de$ 
Eurofighters ausgesprochen. Mehr als 
80000 Menschen haben sich im Rahm#1 
dieser Kampagne in einer Massenpeti' < 
tion mit diesem Anliegen an den Pah' 
tionsausschuß des Bundestages ge' 
wandt.

Am 28. Februar hat der PetitionsauS' i 
schuß mit der Mehrheit der Koalition8' ; 
fraktionen entschieden, die Massenp?' J 
tition den Fraktionen des Deutsch?11 
Bundestages lediglich „zur Kenntnis“* ’ 
d.h. nicht zur Berücksichtigung zu übef' • 
weisen. Vor dem Hintergrund der fest?11 * 
Entschlossenheit der Regierungspitf' ’ 
teien und Teilen der SPD, an dem un*
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Bürgerschaft für Freilassung
Lübecker Bürgerschaft setzt sich für Hanna Krabbe ein

DVU-Hetze zur Landtagswahl
Faschisten such Nähe zur rassistischen Verbrechen

Die Anstrengungen, die Freilassung von 
Hanna Krabbe aus der JVA Lübeck zu 
erreichen, haben einen wichtigen politi­
schen Erfolg gezeitigt. Am 29.2. hat die 
Lübecker Bürgerschaft mit den Stim­
men von SPD und Bündnis 90/Grünen 
einem Antrag der Grünen zugestimmt, dem in den letzten Wochen etliche poli- 
die Forderung nach Freilassung zu un­
terstützen. Der Antrag enthielt außer­
dem die Bitte an den Lübecker Bürger­
meister Bouteiller, sich schriftlich beim 
Bundesjustizminister und dem zustän­
digen OLG Düsseldorf für die Freilas­
sung einzusetzen. Der ist, trotz einer 
Hetzkampagne der CDU, die den An­
trag als „rechtswidrig** abzustempeln 
versuchte, inzwischen dem Ersuchen ,___________ _____ w _______
nachgekommen.Während der Sitzung ' mit es wirklich entscheidet und Hanna 
der Bürgerschaft waren einige Leute 

•aus Hamburg und Lübeck mit Bücher­
tisch, Infostellwänden und Transparen­
ten direkt vor dem Rathauseingangprä­
sent, um über die Situation von Hanna 
zu informieren und der Forderung nach 
Freilassung von Hanna Krabbe und 
nach Freiheit für alle politischen Ge­
fangenen Nachdruck zu verleihen.

Umweltminister gestoppt
. •. ’ ■ • • i.\ ,u r.r,"

Augsburg. Die Kläger gegen sden Ein­
satz plutoniumhaltiger Mox-Brennele- 
mente im Kernkraftwerk Gundremmin­
gen brauchen TÜV-Gutachterkosten in 
Höhe von rund 146.000 Marknicht zu be­
zahlen. So entschied der bayerische Ver­
waltungsgerichtshof (VGH) Anfang 
März. Damit hat das „Bündnis Schutz 
vor Mox“ einen wichtigen Erfolg erzielt. 
Das Bündnis entstand 1991 zur Vorbe­
reitung der Anhörung, zu der AKW- 
Gegner unter der Losung „I MOX ned!“ 
40.000 Protest-Unterschriften gesam­
melt hatten. Der Erörterungstermin im 
Januar 1993 war eine Farce. Der dama­
lige Umweltminister Gauweiler geneh­
migte den MOX-Einsatz in Gundrem- 

‘ mingen. Dagegen zogen das Bündnis 
Und die Städte Günzburg und München 
Vor Gericht. Doch das Gericht ent-

Wie in dieser Zeitung schon berichtet, 
verschleppen der mit einem psychiatri­
schen Gutachten beauftragte „Sach­
verständige“ Saß und das Gericht seit tionsmitglieder in der Zwischenzeit in 
November die längst überfällige Frei­
lassung Hannas. Jetzt endlich, nach­

tische Organisationen, Gruppen, linke 
Kollektive und Einzelpersonen sowie 
gefangene Männer und Frauen aus der 
JVA Lübeck Protestbriefe an den Bun-

. desjustizminister und das OLG Düssel-, Wahlhetze losgelegt. Flächendeckend 
dorf geschickt haben, scheint sich der und schwerpunktmäßig in ihren stim- 
unerträgliche Zustand der Ungewißheit menstärksten Gebieten Kiel, Lübeck
dem Ende zu nähern. Laut Presseinfor- 
matidnen wird das Gericht im April 
über die Freilassung entscheiden. Da-

baldmöglichst - nach dann 21 Jahren 
Haft - rauskommt, ist es nötig, jetzt 
noch einmal alle Kräfte zu mobilisieren. 
Deshalb hier die Adressen für Protest­
schreiben: Bundesminister der Justiz, 
Herrn Schmidt-Jortzig,m Heinemann- 
str. 6, 53175. Bonn; OLG Düsseldorf, 6. 
Strafsenat, RaOLG Steffen, 40402 Düs­
seldorf Postfach 300210. (scc)

schied im April 1995 für die Atom­
stromseite. Diese trieb den Streitwert 
in die Höhe. Über die für die MOX-Geg- 
ner unerwartet hohen Kosten hinaus 
forderte Umweltminister Goppel im 
Juni 1995 außerdem 146.000 Mark für die 
Heranziehung des TÜV im Gerichtsver­
fahren. In einem Spiegel-Interview be- 
'gründete er das so: „Der Steuerzahler 
kann nicht jeden Streithansel finanzie­
ren.“ Auf die Frage, warum er denn den 
teuren TÜV hinzugezogen habe, ant­
wortete Goppel: „Die Kläge hatten an­
gekündigt, mit Bataillonen von Profes­
soren anzurücken. Da mußten wir uns 
wehren mit externen Experten.“ * Das 
Gericht wies diese Auffassung zurück. 
Die Behörde sei mit der Materie ver­
traut und hätte den Prozeß auch ohne 
Hilfe des TÜV bestreiten können, baf 

Schleswig-Holstein. Vor vier Jahren ni­
stete sich die DVU mit 6,3% in den Kiel­
er Landtag ein. Obwohl die sechs Frak- 

zwei Hälften zerfielen, der Fraktions­
vorsitzende Stawitz trat mit zwei wei­
teren in die DLVH, ist das Heraushalten 
der Faschisten bei der : Landtagswahl 
am 24. März kein Selbstgänger. Mit ei­
nem Aufwand von 6 Mio DM hatte die 
DVU bereits seit Ende Januar mit ihrer 

und dem Hamburger Umland. Dabei 
geht der Konsens der bürgerlichen Par­
teien, die Faschisten nicht „aufzuwer­
ten“ sondern, die Angelegenheit durch 
Stillschweigen zu erledigen, an der 
Wirklichkeit vorbei. Aufgewertet wird 
die DVU-Hetze durch die Mitte Febru­
ar in den Tageszeitungen veröffentlich­
te Kriminalitätsstatistik mit der geson­
derten Ausweisung von „Straftaten 
durch Ausländer“. Die fragende Leser­
schaft wird von der DVU mit dem Satz 
„Kriminelle Ausländer abschieben. Le­
benslängliche Einreisesperre für aus­
ländische Verbrecher“ verarztet.

Aufgewertet wird die DVU-Hetze 
durch die Ermittlungsmethoden bei der

Brandursache in Lübeck, als auch die 
Hatz auf Bürgermeister Bouteiller. Un­
terdrückt wurden Anhaltspunkte, die i,s 
zur Entlastung des festsitzenden Liba­
nesen führen. Kaum erwähnt wurde, 
daß der zur Begleitung eines der Bran­
dopfer mitgereiste Nigerianer einer Ver­
haftung nur durch eine Flucht in die 
Botschaft entkam und ein Rückflug mit 
Hilfe der von Bouteiller ausgestellten 
Reisepaiere gelang. Stattdessen fordert 
die CDU den Rücktritt, die FDP Maß­
nahmenwegen Rechtsbruchs und SPD- 
Innenminister Wienholtz prüft diszipli­
narische Konsequenzen. Die DVU setzt 
hier in ihrer zweiten Postwurfsendung 
an: „»Rechter Terror* eine Lüge! Die 
Lehre von Lübeck: Scheinasylanten 
ausweisen. Kriminelle Ausländer ab­
schieben“ kann hier unwidersprochen 
wirken. Die DVU betieibt nicht nur die 
Verteidigung rassistisch motivierter 
Verbrechen, sondern sie stellt auch bei ... 
ihrer Plakatierung eine direkte Verbin­
dung her. Sozusagen als Wegweiser. •

Antifaschistische Versuche, sich ge­
gen diesen Eingewöhnungsprozeß zu 
behaupten, sind vorhanden. In Kiel 
wurden DVU und DLVH durch drei 
Kreiswahlausschüsse abgelehnt und 
durch den Landeswahlleiter Lutz wie­

der zugelassen. Im Kreis 
Pinneberg wehrte sich der 
SPD-Vertreter (Bündnis 
90/Die Grünen waren nicht 
anwesend.) Ebenso finden 
organisierte Überklebeak­
tionen in mehreren Orten 
statt. In Elmshorn distan­
ziert sich ein Großteil der 
Postzusteller öffentlich von 
den Postwurfsendungen. In 
Lübeck läuft die „Aktion 
braune Tonne“. Auch gibt es 
Einwohnerbeschwerden an 
die Ordnungsbehörde we­
gen massiver Plakatierung. 
Diese Aktionen finden zum 
Teil parallel statt. Eine Ver­
bindung untereinander her­
zustellen, scheint schwieri­
ger denn je.

rua

verantwortlichen Eurofighter-Projekt 
festzuhalten, kommt dieser Beschluß 
einer Ablehnung der Massenpetition 
Und der Zustimmung zum Eurofighter 
gleich.

Die Abgeordneten Amke Dietert- 
Scheuer, Obfrau im Petitionsausschuß, 
Und Winfried Nachtwai Mitglied im Ver­
teidigungsausschuß, erklärten, daß sie 
den Beschluß des Petitionsausschusses 
nicht unwidersprochen hinnehmen 
Werden: „In einem Änderungsantrag 
Werden wir dem Deutschen Bundestag 
empfehlen, das Anliegen der Petentin- 
hen und Petenten zu berücksichtigen. 
Wir stellen uns uneingeschränkt hinter 
die Forderung der 80000 Petentinnen 
Und Petenten, die Mittelverschwen­
dung für den Eurofighter mit sofortiger 
Wirkung einzustellen. Wie die jüngsten 
Entwicklungen zeigen, ist der Eurofigh­
ter nicht nur ein gigantisches Rü­
stungsprojekt für die neuen Einsatzvor­
haben der Bundeswehr, sondern auch 
ein milliardenteures Subventionspro­
gramm für die Rüstungsindustrie. Wir 
sind mit vielen Bürgerinnen und Bür­
gern der Auffassung, daß die verplanten 
Eurofighter-Gelder für zivile, soziale 
und ökologisch nützliche Zukunftsinve­
stitionen wesentlich dringlicher und 
sinnvoller zu nutzen sind. Deshalb wer­
den wir einer für den Sommer/Herbst 

angekündigten Beschaffungsvorlage 
der Bundeswehr unsere Zustimmung 
versagen.“

(Kommunal Berichte Stuttgart)

Landesversammlung 
der VVN/BdA
Freiburg. Am 2. und 3. März fand in 
Freiburg die Landeskonferenz der WN- 
BdA Baden-Württemberg statt. Die 
wiedergewählte Landessprecherin 
Anne Rieger faßt die Ergebnisse zu­
sammen. Ein „Bündnis gegen Rechts­
entwicklung und Sozialabbau“ forderte 
die 31. Landeskonferenz der WN-BdA. 
Statt Kürzung der Sozialhaushalte 
setzt sie sich ein für die Kürzung des Rü­
stungshaushalts.“ Anne Rieger beton­
te, daß Sozialabbau zu Unzufriedenheit 
und Perspektivlosigkeit führe. Daraus 
entst ünde ein Nährboden für Frem­
denfeindlichkeit und Rassismus. Dem 
wolle die WN-BdA durch Wachhalten 
der antifaschistischen Geschichte und 
gezielte Aufklärung in Schulen und Ju­
gendhäusern entgegentreten. „Wir sind 
mit der Jugendarbeit ein erhebliches 
Stück vorangekommen... Wir haben un­
seren ersten Jugendkongreß abgehal­
ten, in einigen Kreisen haben sich Ju- 
gend-WNs gebildet.“

Die Delegierten forderten die 
gutmachungfürdie Zwangsarbeiter u.a. 
von Daimler Benz und Bosch. Von der 
geplanten Kürzung der Wiedergutma­
chungsrenten für Naziopfer müssä Ab­
stand genommen werden. Diese hatte 
Finanzminister Mayer-Vorfelder ausge­
rechnet am neuen Gedenktag für die 
Opfer des Nationalsozialismus, dem 27. 
Januar, ins Spiel gebracht. Der Frei­
burger Bürgermeister Thomas Lands­
berg hatte zu Beginn der Konferenz Re­
spekt vor der Leistung der antifaschi­
stischen Widerstandskämpfer ge­
äußert, die Leben, Freiheit und Ge­
sundheit geopfert hätten. Auch der 
DGB-Kreisvorsitzende Stefan Reb­
mann hatte der Konferenz seine Solida­
rität erklärt.

Antifaschistische Zeitung Freiburg

„Brauchen wir in Stuttgart 
ein Deserteurs-Denkmal?“
Stuttgart. Diese Frage beantwortet 
Fritz Endemann von der Neuen Rich­
tervereinigung für die Initiative „Deser­
teurs DENKMAL für Stuttgart“.

„Kriegerdenkmale haben wir in Stutt­
gart allzuviele, aber kein einziges Denk­
mal, das Deserteure ehrt, an sie erinnert 
und im Sinne eines wirklichen Denk­

MAL(s) zum Nachdenken darüber an­
geregt, welches Verbrechen jeder Krieg 
ist und daß Desertion und Kriegs­
dienstverweigerung eine ehrenhafte Wi­
derstandshandlung gegen dieses Ver­
brechen sind. Das wollen wir ändern 
und haben deshalb die überparteiliche 
Initiative Deserteurs-Denkmal für 
Stuttgart ins Leben gerufen. Unser Ziel 
ist es, am diesjährigen Volkstrauertrag 
- Sonntag, 17. November - an einem an­
gemessenen Platz in Stuttgart ein De­
serteurs-Denkmal aufzustellen“.

Stefan Schneider (Pax Christ), Paul 
Russmann (ORL - Ohne Rüstung le­
ben) und Stefan Philipp (Deutsche Frie­
densgesellschaft - Vereinigte Kriegs­
dienstgegner) laden ein, für diese In­
itiative einen Trägerkreis zu gründen 
und eine inhaltliche Plattform zu ver­
abschieden. Fritz Endemann (Neue 
Richtervereinigungstuttgart) referiert: 
„Brauchen wir in Stuttgart ein Deser­
teurs-Denkmal?“.

(PM, Kommunale Berichte Stuttgart)

Ostermarsch
In der ganzen Bundesrepublik finden 
die tradtionellen Ostermürsche statt. 
Achtet auf die Termine in den lokalen 
Linken Blättern,



lOfe? Aus Ostdeutschland

10.000 Schülerinnta 
und Schüler demon­
strierten am 7. Märzia 
Potsdam . vor den 
Brandenburger Land­
tag gegen den von der 
Landesregierung vor­
gelegten Entwurf ei­
nes neuen Schulge­
setzes (links).'Im An­
schluß an die Demon­
stration kam es roi 
dem Landtag zu einet 
Rangelei, bei der 11 
Scheiben zu Bruch ge­
gangen sein sollen, 
(rechts)

Landeschulgesetz und „Schüleraufstand“
. i . • •' ’ .* z"' ‘ ’ . . • • . ■ . . . • • .. i. • M

Dr. Gerd-Rüdiger Hoffmann zum Streit um ein neues Schulgesetz in Brandenburg

„So ging es '68 auch los“, wußte die 
„Lausitzer Rundschau“ bereits vor Be­
ginn der Schülerlnnen-Demonstration 
am 7. März in Potsdam, zu einer Zeit 
also, als der Veranstalter noch mit 500 
bis 1.000, maximal 2.000 Teilnehmerin­
nen rechnete. Es kamen dann nach Po­
lizeiangaben etwa 10.000, obwohl Bil­
dungsministerin Peter de facto versucht 
hatte, die Demonstration zu verbieten.

Im nachhinein bewegten die Ministerin 
zwei Fragen: Das hohe Maß der Desin­
formation und der Sachschaden. Ob 
nicht auch eigene Versäumnisse zu den 
Protesten geführt hätten, versuchte 
vorsichtig die Moderatorin der ORB- 
Nachrichtensendung eine Brücke zu 
bauen. Mit der nachfolgenden Antwort 
hatte sich Frau Peter dann politisch und 
pädagogisch restlos selbst disqualifi­
ziert. Je nach Temperament und Ein­
stellung fanden Lehrerinnen den zapp­
ligen Auftritt ihrer Ministerin peinlich, 
skandalös, ungeschickt oder frech. An­
gesichts wachsenden politischen Desin­
teresses bei der Jugend ist es nicht be­
sonders klug, 10.000 Schülerinnen fak­
tisch für doof zu erklären, ihnen jedes 
politische Interesse am Landesschulge­
setz mit der Bemerkung, sie liefen le­
diglich „falschen Propheten“ hinterher, 
abzusprechen. Die CDU sah gar Anlaß, 
„die PDS zu fragen, wie weit sie an den 
Vorbereitungen dieser Demonstration 
beteiligt war..." Die PDS dagegen war 

in einer komfortablen Lage. Ihr Abge­
ordneter Andreas Trunschke konnte 
sich des Beifalls der Demonstranten si­
cher sein, als er als einziger Vertreter des 
Bildungsausschusses zu ihnen sprach.

PDS-Fraktion im Landtag, GEW und 
Landesschülerinnenrat (LSR) stim­
men in wichtigen Punkten überein. Die 
PDS hatte zudem einen eigenen Ge­
setzentwurf sowie ein Schulverfas­
sungsgesetz, das Einzelheiten demo­
kratischer Mitbestimmung regelt, zeit­
lich vor dem Referentenentwurf der Re­
gierung auf den Weg gebracht.

Die entscheidenden Forderungen und 
Kritikpunkte sind:

1. Mehr Demokratie in der Schule und 
weniger Zentralismus. Insbesondere 
geht es um einen Rechtsanspruch auf 
Mitbestimmung und Mitwirkung. Der 
LSR hat natürlich etwas gegen ein Ve­
torecht von Lehrern in der Schulkonfe­
renz. Die im Gesetzesentwurf der Re­
gierung vorgesehene, inzwischen wie­
der etwas abgeschwächte, Zentralisie­
rung der Schulträgerschaft steht einer 
Entscheidung vor Ort entgegen. Sie 
könnte sogar auf eine Enteignung der 
Kommunen hinauslaufen, wenn Schul­
gebäude (Immobilien) und bereits 
getätigte Investitionen in Schulbauten 
dann ersatzlos an die Kreise fallen.

2. Ein noch so fortschrittliches Schul­
gesetz macht sich selbst überflüssig, 
wenn einzelne Festlegungen darin unter 
Haushaltsvorbehalt stehen. Genau das 

soll aber im neuen Landesschulgesetz 
festgelegt werden. Die PDS „lehnt ab“, 
der LSR sagt es drastischer: „Mal ehr­
lich, das ist doch schwachsinnig!“

3. Auch zu der Formulierung „das für 
Bildung zuständige Mitglied der Lan­
desregierung wird, ermächtigt“ gibt es 
lediglich Unterschiede in der Schärfe 
der Ablehnung. Der LSR hat diese Wor­
te 35 mal festgestellt. .

4. Eine wie auch immer versteckte 
Dreigliedrigkeit des Schulsystems ist 
nach Meinung der Kritiker nicht mehr 
zeitgemäß. Vielmehr sollte eine Schule 
angestrebt werden, die alle in Deutsch­
land gültigen Abschlüsse ermöglicht. 
Nach gegenwärtigem Stand der Dinge 
könnte das mit weiterer Ausgestaltung 
der Gesamtschule erreicht werden.

5. Die PDS sieht darüber hinaus die 
Notwendigkeit, die Integration von Kin­
dern mit sonderpädagogischem Förder­
bedarf im Gesetz genauer zu fassen. 
(Auf der letzten Sitzung des Bildungs­
ausschusses gab es hier allerdings Be­
wegung in die richtige Richtung.)

6. Das neue Unterrichtsfach Lebens- 
kunde-Ethik-Religionskunde (LER) 
will die PDS konsequenter als ordentli­
ches Unterrichtsfach ohne Abwahlmög- 
lichkeit, auf keinen Fall als Ersatz für 
Religion bzw. umgekehrt.

7. Schließlich, das Wort macht 
tatsächlich unter Schulbürokraten die 
Runde, wenden sich die Kritiker gegen 
Versuche, das brandenburgische Schul­

system „für die Rision fit zu machen“,1 
d.h. Ärger mit der CDU möglichst zu 
vermeiden.

Viele dieser Forderungen habe ich < 
während der Demonstration am 7-1 
März, also bevor auch mich in einem Ar­
beitszimmer des Landtages nach der 
Demo fast ein Stein traf, gehört und auf 
Flugblättern gelesen. Diese Forderun­
gen finden sich auch im Aufruf zu der; 
Schülerinnendemonstration am 27. 
März anläßlich der Landtagssitzung, i# 
der über dieses Gesetz abgestimmt 
werden soll, wieder.

Sicher ist das Schulgesetz in Bran­
denburg nicht das schlechteste in der 
Republik, aber die genannten Punkte 
berechtigen, so meine ich, zum Protest- 
Das sind die eigentlichen Probleme im 
Zusammenhang mit dem „Schüler-Auf­
stand“ (Berliner Kurier vom 8.3.96) De' 
mokratie ist möglich, wenn die Beteilig' 
ten ernst genommen werden. Aber 
selbst, wenn die Schülerinnen (oder aß' 
dere) nicht ernst genommen werden, 
sind eingeworfene Fensterscheiben, da* 
will ich einräumen, allerdings noch im' 
mer ein schlechtes Argument, um ei' 
genständiges Denken zu belegen. D^' 
mokratie erleben verhindert Gewalt- 
Ganz einfach!

Der Autor ist Mitarbeiter des Arbeit' 
kreises V (Bildung/Wissenschaft/Ktil'1 
tur/Jugend!Sport) der Fraktion der P& 
im Brandenburgischen Landtag.

K
einesfalls als Schlagzeilen, aber 
immer wieder von den Medien 
vermerkt, häufen sich in Ost­
deutschland die Nachrichten über Kon­

kursanmeldungen, Betriebsschließun­
gen, Standortverlagerungen und Ent­
lassungen. „Kompetente“ Personen 
melden sich zu Wort: Im Osten trenne 
„sich die Spreu vom Weizen“ - wie sich 
kürzlich Herr Staatssekretär Johannes 
Ludewig, Bundeswirtschaftsministeri­
um, ausließ. Den Unternehmen, die den 
Boom der letzten drei Jahre auf wackli­
ger Basis mitgemacht hätten, „gehe“ 
nun langsam die „Luft aus“.

Trifft das den Kern der Vorgänge in der 
ostdeutschen Industrie? Gewerkschaf­
ter, Betriebsräte und Experten sehen 
vor allem knallharte Fakten: Die Fi­
nanzkrise der Bremer Vulkan bringt ost­
deutsche Tochterunternehmen, die ef­
fektiv arbeiten, in schwierige Situatio­
nen. Die Pleite des Baukonzerns Macu­
lan ist für die Bauwirtschaft nur die Chemnitz bis zum Waschmaschinen- 
Spltze des Eisberges. Traditionelle Ber­
liner Betriebe stehen vor dem Konkurs 
wie das Maschinenbauunternehmen 
Fritz Werner 8z Niles AG, dem bis zu 80 
MllllononllquideMittelfehlen.Odcrder 
Tmnsformatorenbau AEG TRO, das 
von der AEG-Lcltung nufgcgeben wer­
den soll, um die Produktion im Werk in 
Mönchengladbach zu konzentrieren.

Firmenzusammenbrüche
Ostdeutschland erlebt Kapitalismus pur

%

Auch das Aus für den Milchhof Berlin- 
Weißensee kam plötzlich und überra­
schend, denn der Neuköllner Unter­
nehmer will die Produktion mach El­
sterwerda (Sachsen-Anhalt) verlagern. 
Hiobsbotschaften kommen auch aus 
anderen ostdeutschen Ländern. Im 
RFT Staßfurt sollen 350 Entlassungen 
vorgenommen werden. In Magdeburg 
eröffnet der Tief- und Kulturbau den 
Konkurs. Die mißlungene Privatisie­
rung des größten ostdeutschen Maschi- 
nenbauunternehmes SKET Magde­
burg wird deutlich. Auch im Freistaat 
Sachsen, dem Reich König Kurts, rollt 
eine neue Krisenwelle von Germania 

und Kühlschrankhersteller Foron über 
die sächsische Industrie. Nicht ausge­
spart bleiben Thüringen und Mecklen­
burg-Vorpommern. Konkurse von vier 
ausgegllcderten Zeiß-Betrieben in 
Jena, Enlassungcn von über 100 Be­
schäftigten Doctor-Optik-Werken in 
8anlfeld, Schleiz und Wetzlar. Gesamt­
vollstreckung im Faserplattcnwcrk

Bestwood in Ribnitz-Damgarten.
Die Liste ließe sich fortsetzen. Deut­

lich wird, daß die Krise vor allem die ost­
deutsche Industrie trifft und die Unter­
nehmen rigoros zusammenstreichen, 
konzentrieren und Beschäftigte entlas­
sen. Über Ostdeutschland rollt die zwei­
te Welle der Deindustrialisierung und 
das weitere Plattmachen ostdeutscher 
Konkurrenz. Der Berliner IG Me­
tallsprecher Michael Böhm charakteri­
siert es als zunehmende Verteilungs­
kämpfe zwischen Ost und West. Die feh­
lerhafte Privatisierungspolitik der 
Treuhand zeitigt katastrophale Folgen. 
Wie im Falle der Vulkan-Werke wurden 
Subventionen offenbar in Größenord­
nungen verschleudert. Alle Unterneh­
men leiden an fehlendem Eigenkapital. 
Die ehemals in Osteuropa vorhandenen 
Märkte für die ostdeutsche Industrie 
brachen weg oder wurden verspielt. 
Selbst Unternehmen, die noch mit Auf­
trägen vollgestopft sind, werden die Le­
bensgrundlagen entzogen, indem Pro- 
duktionsvcrlagerungen durchgeführt 

werden. Die Politik in Berlin reagiert 
Versprechungen. Wirtschaftssenator 
Pieroth versichert, daß er fest an der 
te der TROjaner stehe, obwohl ihm d^ 
Negativentwicklung bei TRO keine5' 
falls erst jetzt zu Ohren gekommen sew 
wird. Pieroth wußte sicher davon, d^J 
Daimler-Benz, den die AEG-Teile 
Berlin gehören, einen größeren Deal & 
dem französischen Konzern GEC-Al5^ 
hom vorhat. Der Deal aber vollzieht si 
auf dem Rücken der ostdeutschen ™ 
dustrie und den Beschäftigten. In & 
lin und Brandenburg wurden Ende * 
bruar 1996 rund 450.000 Arbeitslose r 
gistriert, 56.000 mehr als vor Jahresty

Was macht die PDS? Die PDS 
nahm erste Initiativen im Berliner 
geordnetenhaus, die allerdings se>, 
zahm ausfallen. Es wird die Stande 
frage strapaziert und es werden Mit 
der EU und der Gemeinschaftsauf^, 
zur Verbesserung der regionalen 
Schaftsstruktur für die Unternehm £ 
gefordert. In Sachsen läßt sich die Fs, 
mit Biedenkopf auf einen Streit um v 
temwirtschaft ein und überall fehlt . 
ihr an tragfähigen Verbindungen zu 
Gewerkschaften und Betriebsräten. ", 
PDS ist offenbar dem neuem Anstoß 
der Konzerne und Unternehmer nic 
gewachsen. Es wird gekleckert, aütT) 
nicht konzeptionell geklotzt.
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Vorbereitung für Streik
O1*1 Rö 11 Entsendegesetz und ' 
Cllll DdU Mindestlohn

IMELDUNGEN AUS BETRIEBEN UND GEWERKSCHAFTEN]
Papiererzeugende Industrie: 
Mindestforderung abgeblockt
Seit einigen Jahren stellen Vertrauens­
leute der PWA Waldhof Festgeld- oder 
Mindestforderungen auf. In diesem 
Jahr beschloß die Tarifkommission für 
die 12000 Beschäftigten im'Bezirk Ba­
den-Württemberg einen Forderungs­
empfehlung von 5,5%, mindestens 170 
DM, und für Auszubildende 80 DM, da­
mit im unteren Bereich die Lohngrup­
pen nicht immer weiter abdriften. 
Gleichzeitig wurde aber wie in anderen 
Bezirken auch beschlossen, auf Bun­
desebene zu verhandeln. Die Mitglieder 
der Bundestarifkommission haben nun 
am 7.3. beschlossen: 5,5% als reine Pro­
zentforderung, auch für die Auszubil­
denden. Die Laufzeit soll höchstens 12 
Monate betragen. Außerdem werden - 
wie überall - arbeitsplatzfördemde 
Maßnahmen verlangt, die überprüfbar 
sein müssen. - (ide, KI Mannheim)

200 DM als ÖTV-Forderung in 
Niedersachsen
Der ÖTV-Bezirk Niedersachsen hat für 
die Tarifrunde 1996 für den öffentlichen 
Dienst folgende Forderungen beschlos­
sen:

1. Erhöhung der Löhne und Vergütun­
gen um einen einheitlichen Betrag von 
200 DM. 2. Erhöhung bei Auszubilden­
den um 150 DM. 3. Laufzeit 12 Monate. 
Darüber hinaus gibt es nachstehende 

.Punkte, die entsprechend diskutiert 
und zusammengefaßt wurden: • keine 
Verschlechterung bei den Manteltarif­
verträgen einschl. Urlaubsgeld und 13. 
Monatseinkommen. • Mehr Ausbil­
dungsplätze und Übemahmegarantie 
nach abgeschlossener Ausbildung. • Ar­
beitszeitverkürzung in 1997. — (m.p.).

Gleichberechtigung in allen 
Berufen auch bei Bayer AG!
Seit mehreren Jahren werden bei der 
Bayer AG Frauen als Chemikantinnen 
ausgebildet. Als die ersten Chemikan­
tinnen ausgebildet wurden, war es vom 
Gesetzgeber noch verboten, sie im 
Schichtdienst zu beschäftigen.

Diskussionen gab es damals wie heu­
te, ob Frauen Schicht arbeiten sollen. 
Zur gesundheitlichen Belastung durch 
die Schichtarbeit kommt später für vie­
le Frauen die Belastung durch Künder­
erziehung und Haushalt hinzu. Die be­
stehenden sozialen Einrichtungen 
(Kindertagesstätten) sind auch bei 
Bayer nicht auf Schichtarbeit einge­
richtet. So daß sich die Frage stellt, ob 
Frauen, wenn sie keinen Teilzeitar­
beitsplatz in den Schichtbetrieben er­
halten, früher oder später aus dem Be­
ruf aussteigen müssen. Teilzeitarbeit in 
Schichtbetrieben gibt es bei der Bayer 
AG nicht und ist zur Zeit auch nicht vor­
gesehen, obwohl es vom Schichtsystem 
her möglich wäre.

In der Anfangszeit hatten viele Kolle­
gen Vorbehalte gegenüber den neuen. 

Kolleginnen wie: Können Frauen denn 
überhaupt die körperlich schwere Ar­
beit in einem Schichtbetrieb leisten? 
Kommen Frauen mit einem bisweilen 
sehr rauhen Betriebsklima klar? Stören 
Frauen in der reinen Männerwelt der 
Schichtbetriebe? Werden Frauen nicht 
zum sexistischen Angriffsziel?

Das Ergebnis war schlichtweg überra­
schend. In den wenigen Schichtbetrie­
ben, in denen Frauen eingesetzt worden 
sind, ist eine deutliche Verbesserung 
des Betriebsklimas festgestellt worden. 
Die obengenannten Befürchtungen 
sind nicht eingetroffen. Die Chemikan­
tinnen haben sich in den Betrieben be­
währt. Allerdings scheinen sich einige 
Vorgesetzte nicht daran zu gewöhnen, 
daß eine Schwangerschaft zum Lebens­
lauf einer Frau gehören kann. Eine Fa­
milienpause ist für sie immer noch 
schlimmer als das Einberufen der 
männlichen Beschäftigten zum Wehr­
oder Zivildienst. Die Anzahl der Frauen, 
die als Chemikantinnen ausgebildet 
werden, ist mittlerweile zurückgegan­
gen. Das wird wohl auch daran liegen, 
daß Frauen in der Bayer AG keine Lob­
by besitzen.

In den letzten Jahren war zu beob­
achten, daß Frauen vor allem dann in 
Schichtbetrieben verstärkt eingestellt 
wurden, wenn es auch schon in der mitt­
leren Führungshierarchie Frauen gab.

Wenn wir auch nicht den Einsatz von 
Frauen auf Schicht befürworten, müs­
sen wir mittlerweile feststellen, daß die 
Produktion einer der wenigen verblie­
benen Bereiche ist, in denen auch Frau­
en in naturwissenschaftlich-techni­
schen Berufen ausgebildet werden 
konnten. Die Ausbildung zur Chemi- 
kantin könnte für viele Frauen eine 
Chance sein. Schließlich ist dieser Aus­
bildungsberuf der zahlenmäßig stärkste 
im naturwissenschaftlich-technischen 
Bereich. Demgegenüber wurden die 
Ausbildungsplätze für Chemielaboran­
tinnen - einem häufig auch von Frauen 
gewählten Beruf - massiv abgebaut. In 
den technisch/ handwerklichen Berufen 
werden Frauen nur in Ausnahmefällen 
ausgebildet. Die Ausbildung von Frau­
en beschränkt sich immer mehr auf we­
nige traditionelle Berufsbilder wie z.B. 
Bürogehilfin, wenn sie denn überhaupt 
eine Ausbildung erfahren. -

Wir fordern nicht nur anläßlich des in­
ternationalen Frauentags (8. März) die 
Öffnung von typisch männlichen Be­
rufsbildern für Frauen. Dazu gehört, 
daß für die Ausbildung von Frauen ge­
zielter geworben wird; daß Ausbilderin­
nen und mehr weibliche Führungskräf­
te eingestellt werden; daß räumliche 
Voraussetzungen geschaffen werden 
(Toiletten, Duschräume). Es darf nicht 
sein, daß eine weltweit agierende Firma 
wie die Bayer AG nicht in der Lage ist, 
weitere Berufe für Frauen zu öffnen. Es 
kann nicht sein, daß der Einsatz einiger 
weniger Frauen als Chemikantin das 
einzige kleine Aushängeschild ist. 
Aus dem März-Flugblatt der Kollegin­
nen und Kollegen für eine durchschau­
bare Betriebsratsarbeit bei Bayer-Le­
verkusen

Am 16. März fand in der Westfalenhalle 
Dortmund eine zentrale Funktionärs­
konferenz der IG Bauen-Agrar-Umwelt 
mit ca. 3.000 Teilnehmern statt (s. auch 
Seite 1). Es lagen Grußbotschaften vor 
von zahlreichen europäischen Bauge­
werkschaften darunter aus Polen und 
Tschechien. Persönlich anwesend wa­
ren Vorsitzende der Baugewerkschaften 
aus England, Irland, Portugal und den 
Niederlande. In ihren, von starken Bei­
fall unterbrochenen Grußworten, hoben 
sie die Wichtigkeit der internationalen 
Solidarität der Bauarbeiter hervor. Sie 
sagten der IG BAU im Falle eines Streiks 
ihre Unterstützung zu, da dieser Kampf 
auch der ihrige sei. Wir dokumentieren 
im folgenden aus der Rede von Klaus 
Wiesehügel, Bundesvorsitzender der IG 
BAU, für die er ebenfalls starken Beifall 
bekam. - (tja)

• •

U
ber 250 000 Kollegen haben in die­
sem Winter ihren Arbeitsplatz , 
verloren, obwohl wir im Tarifver- ' 
trag die Kündigung aus Witterungs­

gründen ausdrücklich ausgeschlossen 
haben. Viele Arbeitgeber tun so, als 
gäbe es den Tarifvertrag für ein ganzjäh­
rig gesichertes Einkommen überhaupt 
nicht. *'

Außerdem werden unsere Lohn- und 
Gehaltstarifverträge ebenso mißachtet 
wie der BRTV. Das sind für uns keine Ka- 
valiersdelikte! Das ist für uns schlicht 
und einfach eine Schweinerei. Und da­
gegen werden wir jetzt kämpfen. Vergli­
chen mit dem Verhalten mancher Ar­
beitgeber war Al Capone ein Meßdiener. 
Vornehme Zurückhaltung ist ab sofort 
ausdrücklich unangebracht. Vornehme 
Zurückhaltung verstehen nämlich die 
Arbeitgeber nicht. Wir Bauarbeiter 
sprechen eine ehrliche und deutliche 
Sprache. Und Schweinereien können 
wir nicht mit Samthandschuhen anfas­
sen und bekämpfen...

Wir werden Roß und Reiter benennen. 
Es gibt unsere Prüfplaketten wie beim 
TÜV. Und wir legen einen strengen Maß­
stab an. Tarifbrecher sind Rechtsbre­
cher - so einfach, aber auch so deutlich 
müssen wir das sagen. Vor allem in der 
Öffentlichkeit! Die Enttäuschung, die 
Wut und der Zorn der Bauarbeiter über 
die massenhaften Tarifverstöße ist un­
geheuerlich groß ... Tarifverträge sind 
Preislisten, zu denen wir unsere Arbeit 
machen wollen. Da gibt es weder Skon­
to noch Rabatt und da gibt es auch kei­
ne Teilzahlungsgeschäfte. Tarife sind 
Mindestarbeitsbedingungen und keine 
Mondscheinvereinbarungen...

Wir haben vom Gejammer um den 
Standort Deutschland und von den 
endlosen Debatten zum Umbau des So­
zialstaates die Schnauze gestrichen 
voll. Die Kanzlerrunde beschließt ein 
„Bündnis für Arbeit“. Wie schön für die 
abendliche Runde...

Das Entsendegesetz ist nach vielem 
Hin und Her nicht im Parlamentsge­
strüpp hängengeblieben ... Und die 
Stunde der Wahrheit für die Arbeitge­
ber begann dann am Verhandlungstisch 
über den Entsendelohn. Jetzt mußten 
sie Farbe bekennen und die Maske vom 
Gesicht nehmen ... Übergangsfristen 
etwa für die Hälfte der Laufzeit des Ge­
setzes sollten plötzlich mit uns verein­
bart werden. Das war für sie viel wichti­
ger als die Höhe des Entsendelohnes ...

Dabei geht es nur um 10 % aller Bau­
stellen in Deutschland! Nur 10 % - man 
stelle sich das vor. Die haben es aber in 
sich. Dort tummeln sich die Großen der 
Branche. Sie machen den großen 
Reibach mit den kleinen Löhnen...

Mit uns sind keine Übergangsfristen 

zu machen! Dann hätten wir auch gleich 
auf das Gesetz verzichten können. Vom 
ersten Tag an wollen wir den Entsen­
delohn...!

Die Gewerkschaften in der Bundesre­
publik wollen das vereinte Europa. Wir 
wollen aber vor allem ein Europa der Ar­
beitnehmer. Ein Europa der Geschäfte­
macher und Ausbeuter lehnen wir ab.... 
• Was wir tun müssen, richtet sich nicht 
gegen unsere ausländischen Arbeitskol­
legen. Im Gegenteil. Wir wollen ein fai­
res Miteinander auf den Baustellen und 
in den Betrieben. Fremdenfeindlichkeit 
ist nicht unsere Sache! Jahrzehntelang 
haben wir mit Bauarbeitern aus dem be­
nachbarten Ausland zusammengear­
beitet. Zu gleichen Arbeitsbedingun­
gen. Jeder bekam seinen Tariflohn. Wir 
waren keine Konkurrenten untereinan­
der ...

Jetzt, im Europa der Halsabschneider 
und Geldgierigen, sieht das alles ganz 
anders aus. Im sogenannten freien 
Markt sind unsere Baustellen zu Inseln 
fremden Rechts geworden...

Und wenn sich die Bauarbeitgeber we­
gen der Allgemeinverbindlichkeit stän­
dig hinter der BDA verstecken, so muß 
ich von dieser Stelle aus dem Bundes­
kanzler die Frage stellen: Wer regiert ei­
gentlich dieses Land? Das Kabinett 
oder das Kapital? Oder gibt es doch eine 
heimliche Koalition zwischen Kabinett 
und Kapital?...

Am 28. Februar haben wir nicht nur 
über die Entsendeproblematik verhan­
delt. Vormittag's fand die erste Lohn­
runde statt. 5 % - das war unsere For­
derung, die aber auch mit einer arbeits­
marktpolitischen Komponente verbun­
den ist. Darauf haben die Arbeitgeber 
bisher nur mit erheblichen Eingriffen in 
bereits bestehende Tarifverträge geant­
wortet. Sie wollen:
- einen Stillstand bei den Ausbil­

dungsvergütungen im zweiten und drit­
ten Ausbildungsjahr
- eine generelle Senkung des 13. Mo­

natseinkommen,
- eine Lohnpause für 10 Monate im 

Osten unserer Republik
- den Junggesellenlohn erst nach einer 

Wartezeit von drei Jahren bezahlen
- und schließlich wollen sie sogar Öff­

nungsklauseln für Löhne und Gehälter, 
wenn es sich um notleidende Betriebe 
handelt...

Ich habe ihnen moderate Tarifer­
höhungen in Aussicht gestellt, wenn sie 
bereit sind, unseren Tarifvertrag „Ganz- 
jährig gesichertes Einkommen“ in der 
Form zu verändern, daß mit einer größe­
ren Umlage bei den Sozialkassen in 
Wiesbaden eine Rückerstattung der Ar­
beitgeberaufwendungen in Höhe von 
50% vereinbart wird. Dies würde dazu 
führen, daß die Arbeitgeber ihre Bela­
stungen wieder solidarisch finanzieren. 
Es würde verhindern, daß wir noch ein­
mal eine solche Massenarbeitslosigkeit 
im Winter beschert bekommen, wie wir 
es in diesem Jahr erlebt haben...

Sollten sie auch diesen Vorschlag 
nicht akzeptieren und sollten sie wei­
terhin an ihrem Gruselkatalog festhal­
ten, werden auch die Lohnverhandlun­
gen platzen. Denn wenn wir schon ein­
mal im Arbeitskampf sind, dann können 
wir gleich beide Probleme auf einmal er­
ledigen...

Was die Arbeitgeber mit uns machen 
wollen, bedeutet im Endeffekt das Ende 
einer freien Gewerkschaftsbewegung. 
Das bedeutet dann auch eine andere 
Republik...

Wir haben nichts mehr zu verlieren. 
Wir sind zu jedem Waffengang bereits 
der uns aufgezwungen wird.
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Mercedes-Beleg­
schaft streikte

„Wir 
können 
auch 
anders, 
Herr 
Haug!“
A

m Donnerstag, 7.3., 21 Uhr haben 
die Kolleginnen und Kollegen 
der. Spätschicht im Mercedes-

Werk Mettingen die Arbeit niederge­
legt, die Nachtschicht nahm die Arbeit 
gar nicht erst auf und protestierte da­
mit ebenfalls gegen die erpresserische 
Verhandlungsführung der Firma.

Am Freitag 8.3. hat die Frühschicht 
der Leichtmetallgießerei sich ihren Kol­
legen der Nachtschicht angeschlossen, 
alle anderen Abteilungen folgten. Ab 10 
Uhr waren rund 2000 Arbeiterinnen im 
Streik. Auch die Spätschicht ging wie­
der nach Hause, ohne die Arbeit erst 
aufgenommen zu haben. Auch auf Teile 
des Untertürkheimer Werks war der 
Funke in der Spätschicht übergesprun­
gen: Schmiede und Gesenkbau standen 
für die komplette Spätschicht, Teile der 
Motorenproduktion ab ca.18 Uhr.

m» Im Mercedes-Werk Sindelfingen muß­
ten schon am Freitag Autos wegen feh­
lender Achsen aus Mettingen vom Band 
genommen werden, verschiedene Bän- 
der standen auch am folgenden Montag. 
Über 1000 Fahrzeuge konnten nicht fer­
tig gebaut werden.

Welchen Hintergrund und welche ak­
tuellen Anlässe haben diese breite 
Streik- und Protestwelle entstehen las­
sen in diesen mit Widerstand nicht ge­
rade gesegneten Zeiten?

Bereits im Oktober 1995 legte die Lei­
tung des Mercedes-Benz Werks Unter­
türkheim dem Betriebsrat einen Forde­
rungskatalog vor. Sollte der Betriebsrat 
nicht schnell bereit sein, diesen zu ak­
zeptieren, wurde eine Fremdvergabe 
von Produktionsumfängen im ganzen 
Werk angedroht. Als Folge würden rund 
2000 Arbeitsplätze in den Werksteilen 
Untertürkheim, Hedelfingen und Met­
tingen abgebaut.

Die Firma verlangte vom Betriebsrat 
die Zustimmung zur Anrechnung, 
sprich Kürzung, der tarifvertraglichen 
Erholzeiten („Steinkühler Pausen“), 
was nach ihren Planungen einer fakti­
schen Streichung gleichkäme. Darüber 
hinaus sollte die Arbeitszeitverkürzung 
vom Oktober ’95 durch verschiedene 
Maßnahmen neutralisiert, d.h. beschäf­
tigungsunwirksam umgesetzt werden. 
Dreischichtbetrieb als künftiger Pia- 
rningsgrundlage aller neuen Fertigun­
gen sollte zugestimmt und auch die 
<VZG-Pau.se, die letzte verbliebene „ge­
neinsame“ Pause der Produktlonsar- 
jclter, sollte generell zum Durchfahren 
reigegeben werden.
Im Gcgcnzug bot die Wcrkleltung bei 

Sustlmmung zu Ihren Forderungen ei­

nen Ausschluß betriebsbedingter Kün­
digungen bis zum Jahr 2000 an. Dieser 
Kündigungsschutz sollte allerdings nur 
gelten, wenn alle Planungsprämissen 
des Unternehmens Realität würden - 
inklusive des »geplanten’ Verkaufs von 
einer Million PKW/Jahr bis 1999.

Über den „Horrorkatalog“ der Werk­
leitung und die notwendigen Schritte 
der Gegenwehr war in Betriebsrat und 
IG Metall von Anfang an kontrovers dis­
kutiert worden. Unterschiedlich beur­
teilt wurden bereits die Möglichkeiten, 
die Belegschaft gegen das Verschlech­
terungsprogramm der Werkleitung zu 
mobilisieren. Ebenso die Frage, inwie­
weit das Risiko der angedrohten 
Fremdvergaben mit folgendem Arbeits­
platzabbau bei einer konfrontativen 
Auseinandersetzung vom Betriebsrat 
überhaupt verantwortet werden könne. 
Unterschiedlich war schließlich auch 
die Einschätzung, ob im Konfliktfall das 
Medienecho der real existierenden „ver­
öffentlichten Meinung“ völlig gegen Be­
legschaft, Betriebsrat und IG Metall ge­
richtet sein würde. Eine Mehrheit für ei­
nen mobilisierenden Kurs gab es nicht.

Regelmäßige Information der Beleg­
schaft über Forderungskatalog und 
Gang der Verhandlungen beschränkte 
sich werksweit auf Artikel in der IG-Me- 
tall-Betriebszeitung.

Im Mettinger Werksteil (Achsenpro­
duktion und Gießereien) wurde konti­
nuierlich in Vertrauensleutebespre­
chungen und informellen ,Abteilungs­
versammlungen’ informiert und die Dis­
kussion entwickelt. Die Betriebsver­
sammlung im Werksteil Mettingen im 
Dezember war mit Rekordbeteiligung 
auch an Diskussionsrednern ein erster 
Höhepunkt, wo die Stimmung der Be­
legschaft und der Ruf nach Gegenwehr 
deutlich wurde. „Die Antwort franzö­
sisch geben!“ war Thema in jedem Ge­
spräch an der Werkbank.

Im Januar veränderte sich Inhalt und 
Gang der Auseinandersetzungen, als 
die Werkleitung ankündigte, das Center 
.Gießereien und Schmiede’ aus den bis­
herigen Verhandlungen herauszuneh­
men und dafür einen gesonderten For­
derungskatalog vorlegte. Für Gießerei 
und Schmiede wurde liun gefordert: 
Ausweitung der Betriebsnutzungszeit 
auf 144 Stunden pro Woche, d.h. 3 Pro­
dukt lonsschichten als Regelarbeitszeit 
am Wochenende. Streichung der tarifli­
chen bezahlten Dreischichter-Pause 
mit der Konsequenz einer Halbierung 
der gesamten Arbeitszeitverkürzung 
(vpcrsonalrescrvc). Die übrigen Forde­

rungen waren ähnlich denen für das 
übrige Werk. Hintergrund dieser Son­
derbehandlung des Centers .Gießereien 
und Schmiede’ ist die Entscheidung des 
MB-Vorstands, daß Gießereien und 
Schmiede nicht zur „Kemfertigung“ 
gehören sollen und somit potentielle 
Kandidaten für eine Fremdvergabe 
sind. Die jüngsten Festlegungen des 
Vorstands, daß jeder einzelne Prodükti- 
onsbereich Zukunftsinvestitionen nur 
noch dann erhalten soll, wenn dort eine 
entsprechende Kapitalverzinsung 
(12%) garantiert wird, verschärfen den 
Druck: für die mittelfristige Sicherung 
der Arbeitsplätze in Gießereien und 
Schmiede stehen (zusätzlich zu o.g. 
Umfang für das Gesamtwerk) zur Zeit 
verschiedene Produkt- und Investiti­
onsentscheidungen an.

Seit Jahresanfang versuchte die Werk­
leitung, in der Belegschaft - insbeson­
dere der Gießereien - Druck auf den Be­
triebsrat zu organisieren. Mit der Er­
wartung, daß die Angst um den Ar­
beitsplatz den richtigen Nährboden für 
eine solche Verzichtskampagne abgibt, 
wurden Unterschriftslisten lanciert und 
Meister und Teamleiter heiß gemacht.

Der Erfolg blieb begrenzt, und die Ein­
schätzung, daß die Belegschaft gegen 
Betriebsräte und IG Metall ins Feld zu 
führen wären, erwies sich als falsch:

Am 13.2. fand die erste einstündige 
Protestaktion der Mettinger Beleg­
schaft gegen die Erpressungspolitik der 
Firma statt, die zweite Protestaktion 
mit noch höherer Beteiligung folgte am 
4.3. Die Drohung der Werkleitung, daß 
die Ausgliederung der Gießereien und 
der Schmiede aus der Mercedes-Benz 
AG geplant sei, wenn der Betriebsrat 
nicht unverzüglich die gestellten For­
derungen erfüllen würde, führte zu er­
heblicher Empörung und brachte selbst 
die .Schlachtordnung’ der Werkleitung 
in Unordnung. Die produktionsnahen 
Vorgesetzten standen als Werkzeug der 
Firma nicht mehr wie bisher zur Verfü­
gung. Am 7.3. wurde der Besuch von 
Vorstandsmitglied Remmel zum näch­
sten Aktionstag, für eine Stunde wurde 
eine zentrale Kreuzung im Werk 
blockiert.

Nachdem die Verhandlungen am 
Abend des 7. 3. wieder ergebnislos und 
ohne neuen Termin vertagt wurden, 
weil die Werkleitung nach wie vor auf ih­
rer maximalistischen Position beharrt 
hatte, wurden die Kolleginnen der 
Spätschicht informiert und die Streiks 
fingen an - siehe oben. Erst die Früh­
schicht am Montag nahm die Arbeit 

wieder auf, allerdings mit der breit er 
klärten Absicht, jederzeit wieder ,raus 
zu gehen, wenn nötig. Noch am Freitag' 
nachmittag wurden von der Werklei' 
tung neue Verhandlungen angeboten» 
die noch nicht abgeschlossen sind ( 
(Stand: Mo., 11.3.)

Eine abschließende Bewertung der 
Auseinandersetzung ist im Moment 
noch nicht möglich. Eines läßt sich je' 
doch sicher sagen: die Protestaktionen 
und Streiks gegen Erpressungspolitik» 
Durchlöcherung des Tarifvertrags und 
Verschlechterung der Arbeitsbedingun' 
gen setzen in schwierigen Zeiten ein Zei' 
chen gegen Resignation und. Ohnz 
machtsgefühle in den Belegschaften.

- (dai, KB Stuttgart)

Betriebsvereinbarung vöm 
13. März, dokumentiert aus 
„Stuttgarter Nachrichten“

Im einzelnen sieht die Betriebsvereinba* 
rurig vor, daß künftig in Untertürkheim in 
drei Schichten gearbeitet werden kann. 
Zudem wurde eine weitere Schicht am Wo­
chenende für die Gießerei vereinbart, die 
Sonntag abend um 22 Uhr beginnt. Davon 
seien, wie Betriebsratschef Lense betont, 
rund 300 Beschäftigte betroffen. Für die 
Nachtschichten werden laut Mercedes- 
Sprecher Norbert Burchard die tarifver­
traglich festgeschriebenen Zuschläge be­
zahlt. Nicht durchgesetzt hat sich das Un­
ternehmen jedoch mit der Forderung den 
Samstag zum Kegelarbeitstag zu machen. 
Der Autohersteller geht laut Burchard je­
doch davon aus, daß durch die Möglich­
keit, in- drei Schichten zu arbeiten, der 
Samstag nicht mehr benötigt werde.

Abstriche haben die Arbeitnehmerver­
treter auch bei der Steinkühler-Pause, die 
es nur in Nordwürttemberg/Nordbaden 
gibt, hinnehmen müssen. Die nach dem 
früheren IG-Metali-Chef benannte fünfmi- 
nütige Erholungspause pro Stunde, bleibt 
laut Mercedes-Benz nur in den Bereichen 
bestehen, in denen körperlich gearbeitet 
werde. Das treffe etwa auf die Montage zu. 
Zudem liegt jetzt der Ausgleichszeitraum 
für uilregelmäßig verteilte Arbeit bei 24 
Monaten statt wie bisher bei zwölf Mona­
ten. . '

Im Gegenzug. verpflichtet sich Merce­
des-Benz, bis zum 31. Dezember 2000 auf 
betriebsbedingte Kündigungen zu verzich­
ten, „soweit sich die heutigen Absatzpla­
nungen realisieren lassen“. Für den glei­
chen Zeitraum sichert das Unternehmen 
zu, die Auszubildenden „kn Grundsatz“ zu 
übernehmen und die Zah'l der Lehrstellen 
um 20 zu erhöhen. Zudem werden in die­
sem Jahr im Werk Untertürkheim 100 Ar 
beitsplütze neu geschaffen. Betriebsrats-

Soweit sich dlo Betriebsvereinbarung nach diesl{ 
Pressemeldung bereits beurteilon läßt, mußte W 
Mercedes-Unternehmensleitung beim Samstag $ 
Rogolarbcltszelt zurückstockon. Jodoch zu tltlH' 
„Bündnis für Arbeit slchort hol Mercedes 175(fl 
Stollen“ scheint pure Propaganda.
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Medienkonzentration und -Verflechtung
1995 lief im Medienbereich eine Über­
nahmewelle ab, die immer noch anhält. 
Der Schwerpunkt liegt in den USA, wo 
1995für den Aufkauf von Medienunter­
nehmen in den Vereinigten Staaten 
rund 40 Mia. US-Dollar aufgebracht 
wurden (Zeit Nr. 37/95, S. 21). Bei dem 
aktuellen Konzentrationsschub handelt 
es sich um eine Fortsetzung einer Welle 
von Großüb emahmen, die Ende der 
achtziger Jahre ablief.

Die wichtigsten Fusionen und Übernah­
men waren:

- Rision zwischen Time und Warner 
zum größten Medienkonzem der Welt.

- Durch Übernahme von Paramount 
und Block Buster wurde Viacom zur Nr. 
3 in der Welt.

i Sony übernahm CBS Records und 
Columbia Pictures.

- Der japanische Unterhaltungselek-
trokonzem Matushita kaufte MCA Uni­
versal. • ' ’ • .

Die neuere Konzentrationswelle er­
faßt zum Teil wieder die gleichen Un­
ternehmen (s. Kasten Nr. 1).

Beide Übernahmewellen betreffen 
fast ausschließlich die „elektronischen 
'Medien“. Hiermit sind hauptsächlich 
Femseh, Film und Musik gemeint. Als 
Zielrichtung für die Übernahme wird 
fast immer Multimedia genannt. Bef 
(Multimedia handelt es um die Fusion 
verschiedener Informations- und Kom- 
niunikationswege wie z.B. Fernsehen, 
Telefon und Computer zu einem Sy­
stem. Diese neuen Technologien gelten 

• als einer der größten Märkte der Zu- 
'M.

Doch liegen die tatsächlichen Gründe 
für die Übernahmen wohl jenseits von 
Multimedia. So kamen durch die Fusio­
nen vertikale Medienkonzeme zustan­
de, Auf den Haüptmärkten für Femseh, 
Film und Musik existieren inzwischen 
Oligopole aus nur noch wenigen globa­
len Unternehmen.' Hierbei handelt es 
sich fast immer um die gleichen Unter­
nehmen (s. Kasten Nr. 2).

Aktuelle Tendenzen
. ......    - •- >■

Gründe der Konzentrationswelle

Die Übernahmen zielen fast alle darauf 
ab vertikale Medienkonzeme zu schaf­
fen. Vertikal, wie Erdölkonzeme, die von 
der Quelle bis zur Tankstelle alle Stufen 
der Verwertung kontrollieren. So kon­
trollieren diese Konzerne Film-, Fem­
seh- und Musikmaterial von der Pro­
duktion bis zur Auszahlung. Dies hat 
verschiedene Gründe.

So sollen Filme schneller verwertet 
werden. Die Produktionskosten von Fil­
men sollen rascher wieder eingenom­
men werden, indem die Filme in kürze- 
•ren Zeitabstand zur Produktion welt­
weit in den großen Kinos, in den Fern­
sehsender (vorzugsweise Pay-TV) und 
Videotheken kommen.

Fernsehsender haben Nachschubpro­
bleme, da es immer mehr Sender gibt 
aber das Programmangebot nicht im 

. gleichen Umfang zunimmt. Anstelle von 
neuen Filmen und Serien werden per­
manent Wiederholungen ausgestrahlt. 
Gleichzeitig werden Programme immer 
teurer, sodaß sie, um sich zu rentieren, 
wiederholt werden müssen. Um die 
Hauptsender nicht durch die Wiederho­
lung.unattraktiv zu machen, wurden 
Zweitsender gegründet ’ (z.B. Kabell, 
RTL 2) um Film- und Femsehrechte zu 
verwerten. ; ; / ... . t ...

Technische Neuerungen haben schon 
bisher zu einer ständigen Erhöhung der 
Fernsehsender geführt. Inzwischen gibt 
es schon mehr Sender als in die Kabel­
netzte eingespeist werden können. 
Doch neuen Sender befinden sich noch 
in Gründung. Die nächsten technischen 
Innovationen sollen den Empfang von 
hunderten von.Programmen .ermögli­
chen. Dies soll zukünftig von Pro­
grammfamilien beherrscht werden, z.B. 
RTL (Vollprogramm), RTL 2 (Jugend), 
SuperRTL (Kinder). Weitere Program­
me könnten sich an alte Menschen oder 
Sportinteressierte richten.

und Hintergründe

Bei Erfolg einer Idee kann diese von 
vertikal (von Produktion bis zur Aus­
zahlung) und horizontal (Film, Musik, 
Buch) aufgebauten Medienkonzemen 
komplett ausgewertet werden. Beson­
ders ein Riese wie Time-Wamer kann 
auf allen Stufen eine Idee auswerten (s. 
Kasten Nr. 3).

Bei Konzernen, die Unterhaltungse­
lektronik produzieren, wie z.B. Sony 
oder Philips, gibt es ein besonderes In­
teresse. Da sie über die Beteiligung an 
elektronischen Medien dafür sorgen 
wollen, daß von ihnen entwickelte tech­
nische Neuerungen sich am Markt 
durchsetzen.

Laut Michael Domemann, Vorstands­
mitglied der Bertelsmann AG für Ent? 
ertainment, spielt auch Prestige eine 
große Rolle. So führte er aus: „Die 
großen Medienkonzeme veranstalten 
eine Art Wettrennen, wer das größte Un­
ternehmen hat“ (Spiegel Nr. 36/95, S. 
103). _ •? ' . .

Durch die Übernahmen sind sämtli­
che Konzerne hoch verschuldet, beson­
ders der Time-Wamer Konzern hat 
Schulden im Umfange von 15 Mrd. $. Da­
durch sind diese Unternehmen nicht, 
mehr in der Lage die großen Investitio­
nen, die der Multimediamarkt erfordert,.. 
zu tätigen. Auf diesem Markt konkür- 
rieren Medienuntemehmen mit Tele- 
komkonzemen. Diese Unternehmen 
sind nicht nur wesentlich größer, son­
dern auch erheblich finanzkräftiger. 
Konzerne wie Time-Wamer oder News 
Corp. haben Kooperationen mit Tele- 
komuntemehmen vereinbart, wobei je­
weils die Telefongesellschaften die star­
ken Partner sind. Schon bei der Grün­
dung des Privatfemsehens in der BRD 
kam es zu stärkeren Investitionen von 
Banken und Industrie, bei der Ein­
führung von „Neuen Medien“ wie po­
pulären Onlinediensten sind Industrie­
konzerne schon stark engagiert.

US-Medienkonzeme haben nach der 
letzten großen Übemahmewelle zum 

Teil Kapitalprobleme. Time-Wamer z.B. 
zum Teil sehr nahe der Zahlungsun­
fähigkeit. Ein Zusammenbruch eines 
Medienkonzems ist ebenso möglich wie 
eine noch stärkere Abhängigkeit von In­
dustrieunternehmen. Bei Time-Wamer 
gehören heute schon zum Aktionär- - 
skreis mit 14 % der Getränkekonzem 
Seagram, der gleichzeitig Inhaber des 
Filmstudios MCA/Universal ist und mit 
über 10 % der Kabelfemsehnetzbetrei- 
ber Tele-Communication Inc. Der Tele- 
Communication-Konzem hielt bei der 
von Time-Wamer übernommenen Tur­
ner Broadcasting eine Sperrminorität, 
die der Konzern in Time-Wamer Aktien 
tauschte und zusätzlich Sonderkonditi­
on für Fernsehprogramme erhielt, die 
sie in ihr Kabelnetz einspeist. Weitere 
Aktionäre aus der Industrie sind die ja­
panischen Elektrokonzeme Toschiba 
und Itochu.

Blick nach Europa
Der französische Werbe- und Medien­
riese Havas erwarb 1995 die entspre­
chenden Aktivitäten des Alcatel-Alst- 
hom Konzerns und wurde dadurch zum 
fünftgrößten Medienkonzem der Welt. 
Alcatel-Alsthom, selbst der größte Pro­
duzent von Telekommunikationstech­
nik der Welt, wird bei dem Geschäft mit 
Havas mit 21 % dessen größter Aktionär.

Havas ist zugleich, nach der Bank Bru­
xelles Lambert, größter Aktionär bei der 
Compagnie Luxembourgeoise de Töle­
diffusion (CLT). Die CLT-Gruppe ist an 
zwei Duzend Femseh- und Radiosender 
in ganz Europa beteiligt. In der BRD 
gehören RTL, RTL 2 und SuperRTL 
dazu. Havas, Canal+ und Bertelsmann 
haben die Zusammenarbeit bei ihren 
Femsehaktivittäten vereinbart. Ge­
meinsam verhandeln sie über, die kom­
plette Übernahme der CLT.
' Canal+ betreibt in Frankreich mit vier 

Millionen Abonnenten den weltweit 
größten Pay-TV-Sender (privates Ge- 
bührenfemsehen). In der BRD ist der 
Sender an Premiere beteiligt, zusam- 
Fortsetzung Seite 14

OLIGOPOLE AUF DEN HAUPTMÄRKTEN IM BEREICH FERNSEHEN, FILM UND MUSIK
Jfo Bereich Musik exestieren nur noch 

globale Musikverlage die alle zu 
größeren Konzernen gehören:

zu Medienkonzemen: • BM(J(Ber- 
^lsnaann Music Group), Tochter von 
Bertelsmänn • WEA ein Unternehmen 
v°n Time-Wamer
^ei zu Konzernen für Unterhaltungse- 
tittronik: • Polygram, Tochter von Phi- 
^Ps, • Sony Music, Tochter von Sony
°wze ein weiteres Unternehmen:* 

/'M;, Tochter des britischen Konglome- 
ates Thom Emi. Um EMI ranken sich 
^hlreiche Übemahmegerüchte durch 

unternehmen wie Viacom oder Disney.
Eine handvoll größere Unternehmen 

nur regionaler Bedeutung, wie z.B. 
/ ^A Music von Seagram, sowie eine 

eihe von „unabhängigen“, zumeist 
q spezialisierten Labels spielen auf 

Gesamtmarkt nur eine untergeord- 
yeRofie.
5i h Bereich Filmproduktion existieren 
q.et)en Unternehmen mit eigenen Stu- 

°s und weltweite Vermarktungsorga- 
qRationen, die größere Produktionen 
archführen können. Große Kinofilme 

/fordern heute zwischen 50-100 Mio. $ 
Jfo bieten ein großes finanzielles Risi- 
t?- Es handelt sich bei den sieben Un- 
/nehmen um US-Konzerne. Die Mark- 
anteii von US-Untemehmen auf dem 

% tMScJlen Fiimmarkt beträgt über 70 
/* ^llrne deutscher Produzenten haben 

* ben Marktanteil von etwa 8 % (Han­

delsblatt, 21.2.96). Sechs der sieben Un­
ternehmen gehören größeren Konzer­
nen, ein Unternehmen steht noch zum 
Verkauf:
Vier Unternehmen gehören zu Medien­
konzemen: • Disney, Tochter der Walt 
Disney Corp., • Paramount Pictures, 
Tochter von Viacom, • Warner Bro­

Die wichtigsten aktuellen Übernahmen und 
Kooperationen in der US-Medienlandschaft
• Der größte Medienkonzem der Welt 
Time-Wamer übernimmt die Turner 
Broadcasting System (CNN) für rd. 
7,5 Mrd. $.
• Der Film- und Freizeit-Konzern 
Walt Disney Co. kauft für rd. 20 Mrd. $ 
die Femsehgruppe Capital eitles/ 
ABC.
• Westinghouse Electric Corp., ein 
Konglomerat von Haushaltsgeräten- 
und Büromöbelproduzenten, Finanz­
dienstleistern sowie eine Kette von 
Fernsehsendern erwarb für etwa 5,4 
Mrd. $ den Fernsehsender CBS. Für 
die Übernahme wurden in den USA 
noch extra die entsprechen Medien­
gesetzte, die eine allzugroße Konzen­
tration bei Femsehstationen verhin­
dern sollten, angepaßt (Handelsblatt, 
24.11.95).
• Der kanadische Getränkekonzern 

thers, Tochter von Time-Wamer, • 20th. 
Century Fox, Tochter der News Corp. 
(R. Murdoch).
Ein Unternehmen gehört einem Konzern 
für Unterhaltungselektronik: • Colum­
bia TriStar, Tochter von Sony.
Sowie zwei Unternehmen gehören son­
stigen Eigentümern: • MCA Universal,

Seagram erwarb das Filmstudio 
MCA/Universal von Matushita für ca. 
7 Mrd. $.
• Der US-amerikanische Telefongi­
gant MCI Communications kauft für 
rd. zwei Mrd. $ 13,5 % der Aktien der 
News Corp. (R. Murdoch). Beide Fir­
men brachten ihre „Multimedia“-Ak- 
tivitäten in ein Joint-Venture ein.
• Der Fernsehsender NBC, der zum 
Elektro-, Anlagenbau und Finanz- 
dienstleistungskonzem General Elec­
tric gehört und der Software-Riese 
Microsoft vereinbarten die Zusam­
menarbeit bei der Entwicklung von 
Kabelfemsehaktivitäten. Gleichzeitig 
erwarb NBC die US-Fernsehrechte an 
den Olympischen Sommerspielen in 
den Jahren 2004 und 2008 für 2,3 Mrd. 
$, von den Spielen 1996 und 2000 lie­
gen die Rechte schon bei NBC. 

gehörte früher Matushita und jetzt Se: 
agram • MGM, Steht nach dem Kon­
kurs des Großaktionärs noch zum Ver­
kauf, interessiert sind vor allem Ber­
telsmann, Canal+ und Philips.

Weiterhin gibt es eine Anzahl von mit­
telgroßen Unternehmen wie z.B. Phi­
lips, Bertelsmann oder die Kirch-Grup­
pe.

In den USA gibt es vier landesweite 
Femsehvollprogramme, die sämtlichst 
zu größeren Konzernen gehören: • ABC 
gehört zur Disney Corp., • CBS gehört 
zu Westinghouse, • FOX gehört zur 
News Corp. (R. Murdoch), • NBC 
gehört zu General Electric.
Weiterhin gibt es neben verschiedenen 
regional bedeutenden Femsehunter- 
nehmen, wie z.B. Kirch-Gruppe, Ber­
telsmann, CLToder Berlusconi, nur vier 
global operierende Femsehkonzeme, 
mit Sendern und Beteiligungen rund um 
den Globus: • Disney Corp., u.a. Super­
RTL • News Corp. (R. Murdoch), u.a. 
VOX • Time-Wamer, u.a. CNN, ntv, 
VIVA, VIVA 2 • Viacom, u.a. MTV, VH- 
1, Nickelodeon
Weiterhin gibt es zwei global operieren­
de Vidcothekenketten: ♦ Blockbuster 
Entertainment Corp., ein Tochterunter­
nehmen von Viacom mit rd. 4000 Filia­
len, an deren deutscher Tochter Burda 
mit 49 % beteiligt ist. * Sun Club/Club 
2000 mit Schwerpunkt im Benelux- 
Raum und den USA gehört zu Philips.
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Beispiel für eine Verwertungskette: Time-Warner (TW) und der Film „Batmann Forever“:

Vorlage: Comicsserie aus dem D? Verlag, TW-Beteiligung, • Produktion: War­
ner Brothers, TW-Tochter, • Weltvertrieb: Warner Brothers, • Kinostart: War­
ner Kinokette, • Filmmusik: (mit mehreren Stars) produziert von WEA, TW- 
Tochter, • Musikclips, wurden zum Filmstart in den Kinos von Musiksendem 
ständig ausgestrahlt, darunter VIVA, TW-Beteiligung, • Bücher: das „Buch zum 
Film“ erscheint in den USA bei Time-Warner Buchverlagen, • Merchandising 
(Batmann-Teddys, -Bettwäsche etc), Vermarktung üb er Warner Gesellschaften 
• möglich: Batmann-Spielzeug von Mattel (TW-Beteiligung) oder Videospiele 
von Atari (TW-Beteiligung), • Produkteverkauf: durch Warner Läden (in Groß­
städten wie z.B. Berlin) und Versandhäusern die über Fernsehwerbung ihre Pro­
dukte anbieten, • Erstaustrahlung: die erstmalige Auszahlung des Filmes kann 
über TW-Femsehsender erfolgen, • Freizeitparks: in den Parks des TW-Kon- 
zemes können Szenen aus dem Film bei großem Erfolg nachgebildet werden.

Die Moderne und der11 Besprechung einerHOlOCaUSt ZygmunteBauman°^en

• j < • i 7 •.
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men mit Bertelsmann (je 37,5 %) und 
der Kirch-Gruppe (25 %). Der Havas- 
Konzem, ist mit Canal+ eng verfloch­
ten. So hält Havas ein Fünftel der Akti­
en von Canal+. Havas betreibt mit Ber­
telsmann den riesigen französischen 
Buchclub und einen Lexikonverlag in 
Frankreich, beide mit Niederlassungen 
in diversen Ländern. , v .

Ebenfals 1995 stieg Leo Kirch mit rund 
700 Mio. DM bei dem Medienimperium 
von Silvio Berlusconi ein. Damit wird die 
Zusammenarbeit der beiden Magnaten 
weiter vertieft. Gemeinsam werden 
schon Fernsehsender in der BRD 
(DSF), Spanien und Italien sowie di­
versen Produktionsgesellschaften be­
trieben.

Online-Dienste in der BRD
Bisher existieren zahllose Anbieter von 
Online-Datenbänken, die in gewaltigen 
Umfang Informationen enthalten. Als 
neue Anbieter erscheinen Online-Dien­
ste, die sich an Privatpersonen richten. 
Hauptkonkurrenten sind AOL, Europa- 
Online und T-Online.

AOL America Bertelsmann Online ist 
ein Gemeinschaftsunternehmen von 
dem größten US-amerikanischen Onli­
ne-Anbieter America Online und Ber­
telsmann. T-Online, das frühere BTX, 
wird als einfacherer Zweitdienst zu­
sammen mit der Deutschen Telekom 
betrieben. Bertelsmann ist einer der we­

nigen Medienkonzeme weltweit, die ei­
genständig im größeren Umfang in die­
ses neue Mediengeschäft einsteigen.

Europa-Online wird, wie auch AOL, 
europaweit in verschiedenen Sprachen 
gestartet. Der deutsche Ableger von EO 
wird von dem Zeitschriften und Zei­
tungsverleger Burda beherrscht. Bei 
der europäischen Betriebsgesellschaft 
mit Sitz in Luxemburg ist neben Burda 
auch der zweitgrößte französische Me- 
dienkonzem Hachette beteiligt. Die Ha- 
chette-Gruppe, die mit Burda schon bei 
der Zeitschrift „ELLE“ Zusammenar­
beit, gehört zum Technologie-, Rü- 
stungs- und Medien-Konzem Matra- 
Hachette, an der Daimler-Benz mit rd. 
5% beteiligt ist.

An Europa-Online sind mehrheitlich 
Industrie-Konzerne wie der US-Tele- 
kommunikationskonzem AT&T betei­
ligt. Der VEBA-Konzem verhandelt 
noch über einen möglichen Einstieg. 
Gesellschafter der Betreibergesell­
schaft ist auch der ehemalige Bundes­
postminister Schwarz-Schilling, der 
Europa-Online nicht nur als Aufsichts­
ratsvorsitzender dient, sondern auch 
als Lobbyist tätig ist. EO wird zuerst 
aber nicht als unabhängiger Online- 
Dienst am Markt agieren, sondern ist 
über Internet zu erreichen.
Quellen: Aktuelle Tagespresse,besonders: 
Handelsblatt, Zeit, Wirtschafts Woche Spiegel 
und Capital; Schröder, Nicolaus: „Rororo-Spe- 
cial: Filmindustrie“; Rowohlt, Reinbek; 1995 

Für eine Erklärung des Antisemitismus 
sei es unnötig, sich mit dem Judentum 
zu beschäftigen. Der Antisemitismus sei 
eine Denkstruktur, die sich beim Anti­
semiten findet und habe keinen Zusam­
menhang mit dem Judentum. Diese The­
sen von ST.S in den Politischen Berich­
ten 4/96 werden zum Teil durch die hier 
referierte Studie des Soziologen Zyg­
munt Bauman (1) bestätigt. Er sucht die 
geistigen Grundlagen für die Vernich­
tung der Juden in Europa durch die Fa­
schisten in der Kultur des modernen in­
strumentellen Rationalismus. Diese 
Kultur habe ein Bild „des Juden" geerbt, 
das so gut wie nichts mit der AlltagSer- 
fahrung aus dem konkreten gesell­
schaftlichen Umgang mit den Juden zu 
tun hatte. (53)

Bürokratischer Massenmord
Wodurch unterscheidet sich der Holo­
caust von anderen Massenmorden in 
der Geschichte, fragt Bauman? „Aus 
der Beamtenschaft gewann das hierar­
chische System das Organisationsta­
lent und die bürokratische Gründlich­
keit. Vom Militär übernahm die Ver- 
nichtungsmaschinerie Präzision, Diszi­
plin und die Affektlosigkeit Der Einfluß 
der Industrie machte sich in der Beto­
nung von genauer Buchführung, Wirt­
schaftlichkeit und optimaler Verwer­
tung sowie in der industriellen Effizienz 
der Todeslager bemerkbar. Die Partei 
schließlich durchtränkte den gesamten 
Apparat mit Idealismus, Sendungsbe­
wußtsein und einem Gefühl historischer 
Bedeutung. (...) Obwohl es um einen 
Massenmord ungeheuren Ausmaßes 
ging, kümmerte sich der riesige Beam­
tenapparat um die korrekten bürokra­
tischen Verfahren, feilte an präzisen Be­
griffsbestimmungen und regulativen 
Details und sorgte sich um die Einhal­
tung bestehender Gesetze und Verord­

nungen.“ (26 f.)
In formaler Hinsicht ähnelten die 

Maßnahmen des „Wirtschaftsverwal' 
tungshauptamtes“ - so die für die Ver 
nichtung der europäischen Juden zu-' 
ständige Abteilung der S S-Führung, jß' 
der „normalen“, geplanten und durch­
organisierten Maßnahme in Verwaltung1 
oder Wirtschaft: „Genauigkeit, Schnel­
ligkeit, Eindeutigkeit, Kenntnis der AK-, 
ten, Kontinuität, Diskretion, Einmütig' 
keit, strenger Gehorsam, reduziert* 
Reibungsverluste sowie Material- und 
Personalkosten - all das erreicht in eine! 
streng bürokratischen Verwaltung ei­
nen Kulminationspunkt... Die Bürokra­
tisierung bietet zuallererst die Möglich­
keit der Spezialisierung von Verwal-i 
tungsfunktionen auf der Basis völlig ob­
jektiver Kriterien... Objektive Amts­
ausübung richtet sich nach berechen-i 
baren Regeln und wird ohne Anseheft 
der Person vollzogen“, zitiert er Max We­
ber. *(19) Daß unter diesem Gesichts­
punkt auch andere'Fälle von neuzeitli­
chem Massenmord wie die Zerstörung 
von Hiroshima oder Nagasaki durch ei­
nen Bombenangriff der USA „vergleich­
bar“ werden, obwohl ihr Ziel nicht di* 
Vernichtung des japanischen Volkes wa­
ren, wird von Bauman durchaus ins Kal­
kül gezogen: „Der Tod von zweihun­
derttausend Japanern ergab sich als ef­
fektives Mittel zu Verwirklichung eine* 
vorgegebenen Ziels (die militärisch* 
Überlegenheit der USA zu demonstrie­
ren, gst) und war damit das Ergebnis ei­
nes rationalen Problemlösungsverhal' 
tens.“ (223)

Der Verlauf der physischen Vernich­
tung der europäischen Juden bestätigt 
diese These: Die politische Führung de* 
Faschismus habe zunächst als Ziel eifl 
„judenfreies deutsches Reich“ vorgege­
ben, jedoch nicht festgelegt, wie diese* 
Ziel zu verwirklichen sei. „Der Befehl 
lautete, das Ziel zu verwirklichen, da*1

Medienkonzerne, emanzipatorische Medienpolitik
Ein kleiner 
Seminarbericht
Am 24. Februar führte die niedersächsi­
sche AG BWK ein Seminar zu den Pro­
blemen Medienkonzeme, Öffentliche 
Meinung und linke Medienpolitik 
durch. Es referierten Christian Christi­
ans, dessen Beitrag über die Medien­
konzentration hier auch dokumentiert 
ist, und Martin Fochler zu den Proble­
men linker Politik und öffentlicher Mei­
nung. Anlaß zu dieser Themenwahl wa­
ren einerseits die Schwierigkeiten lin­
ker Kleinstpresse - die Lokalberichte 
Hannover hatten ihr Erscheinen ein­
stellen müssen - und andererseits die 
von den Medienanstalten als unverhoh­
lenes politisches Instrument trommel­
feuerartig inszenierten und nahezu 
gleichgeschalteten Kampagnen, bei­
spielsweise gegen die kurdische Bevöl­
kerung, und der erdrückende Anschein 
von Ohnmacht gegen diese Art Schaf­
fung von Öffentlichkeit.

Die Konzentrationstendenzen bei und 
mit den Medienkonzernen ließ die Fra­
ge aufkommen, wie Im internen Gang 
der Bearbeitung und Präsentation von 
Nachrichten in Wort und Bild eine auf 
das Produkt bezogene Demokratisie­
rung zu erreichen sei oder welche Mit- 
bcstlmmungn* und Bctcillgungsfonnen 

für die Journalisten gegeben seien. 
Beim Spiegel existiere z.B. ein Redakti­
onsstatut mit Regelungen dafür, beim 
Focus gäbe es bereits nichts dergleichen 
mehr. Ebenfalls drängte sich die Frage 
auf, ob derartigen Konzentrationsbe­
wegungen entgegengetreten werden 
könne und wie?

Im zweiten Teil des Seminars ging es 
um die Frage der Alternativen, der 
Chancen medialer Verständigung für 
emanzipatorische Politik. Umstritten 
war die These, ob gegenwärtig so etwas 
wie eine „zweite Alphabetisierung44 ein­
setze. Habe die erste für breite Massen 
im wesentlichen bis zum Lesen geführt, 
so gehe jetzt, vermittelt durch eine Um­
organisation des Arbeitsprozesses, 
durch einen aufgrund der zunehmen­
den Zerlegung des Arbeitsflusses erfor­
derlichen schriftlichen Vermittlungs­
prozeß, eine breite Einübung des 
Schreibens und damit der Möglichkeit 
des aktiven Eingreifens in den Gang der 
Meinungsbildungvorsich.Vondertech- 
nischen Seite her wird der Kopierer, das 
Textprogramm des PCs etc. immer ver­
breiteter. Sollte dies zutreffen, würde 
die mediale Verständigung zur Kultur­
technik der arbeitenden Klassen und 
als selbstbestimmte Äußerung möglich. 
Die Monopolisierbarkeit der Medien- 
hundhöbung als Herrschaftsvorausset­
zung wäre angeknackst. Und dies wäre 

gegeben auch eingedenk der ungeheu­
ren quantitativen Unterschiede zwi­
schen den autoritären und den emanzi­
patorischen Medien. Als Problem der 
emanzipatorischen Medien stelle sich 
a) daß sie keine Aussicht auf Erfolg ha­
ben, wenn sie die autoritären in Form 
des Verkündigungsmittels nur kopie­
ren, b) die mangelnde Verbreitung von 
Kulturtechniken für diskursive Medien 
und c) die Schwierigkeiten der Finan­
zierung. Rückschläge passieren so, die 
Ausbildung linker Medien geschieht 
quälend langsam. Allerdings, die Ent­
wicklung der modernen Gesellschaft, 
Stichwort Ausprägung von sozialen Mi­
lieus, läßt Versuche stellvertretend für 
diese Milieus zu sprechen, als bevor­
mundend erscheinen und trifft zuneh­
mend weniger auf Akzeptanz. Die Be­
richterstattung über die kurdische Be­
völkerung zum Beispiel, selbst in Form 
solidarischer Berichterstattung, kann 
die direkte Meinungsäußerung kurdi­
scher Menschen und Organisationen 
nicht ersetzen. Falls, und vieles spricht 
dafür, dieses gesellschaftliche Bedürfnis 
nach authentischer Kommunikation 
real existiert, gäbe es also trotz aller Wi­
drigkeiten und Rückschläge eine Aus­
sicht für emanzipatorische Medien, für 
eine linke Medienpolitik.

Wka)

TERMINE
23. Marz: Tagung der Kommunistischen 
Plattform der PDS in der Nydall-Schule, 
Berlin-Kreuzberg, u.a. über die Ergebnisse 
des Magdeburger Bundesparteitags.
24.3. : Landtagswahlen in Schleswig-Hol­
stein, Ba-Wü, Rheinland-Pfalz.
29.3. : In Turin beginnen die „Maastricht- 
Revisionsverhandlungen“
30731.3. : Frühjahrs-Arbeitstreffen der 
KAZ-Fraktion des Arbeiterbunds für den 
Wiederaufbau der KP im Raum Heidelberg. 
Thema: Wie weiter mit dem Wiederaufbau 
der KPD? Anmeldungen werden erbeten 
an die KAZ-Redaktion, Schwanthaler Str. 
139,80339 München. Kostenbeitrag: 50 DM. 
5Jhls_8^AprilLlLSTEJ^^
(ausführlich Ausgabe 5/96)
3.-5.5. Berlin: Tagung „Frieden denken - 
Frieden leben“ zum 25. Bestehen der Zeit­
schrift „Antimilitarismus informationen 
(ami), Kontakt: ami, Elssholzstr. 11, 10781 
Berlin, TeL/Fax: 030/2151035
5.5. : Volksabstimmungen in Berlin und 
Brandenburg über die „Länderfusion“ 
8.-15.5. bundesweit: Aktionstage „Bundes­
republik ohne Armee“, Kontakt: DFG/VK 
Bayern, Alte Allee 48,81245 Muenchen, Tel.: 
089/8342693, Fax: 089/8341518
16.-19.5. Heidelberg: 20. Bundeskongreß 
Entwicklungspolitischer Aktionsgruppen, 
Kontakt: BuKo, Nemstweg 32-34, 22765 
Hamburg, Tel.: 040/393156, Fax: 040/3907520 
1J2. Juni Braunschweig: Bundeskongreß 
der Vereinigung der Verfolgten des Nazire* 
gimes-Bund der Antifaschisten (WN/BdA) 
Juni: a.o. DGB-Jugendkongreß, u.a. mit 
Beratung über den Entwurf des neuen 
DGB-Grundsatzprogramms.
1.6. : 4. Linkes Medienspektakel in Suhl

....................................
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Wie richtete sich nach den Umständen, 
nach der fachmännischen Beurteilung 
von Durchführbarkeit, nach Kostenge­
sichtspunkten sowie alternativen Lö­
sungsmodellen. So entschied man sich 
zunächst für die Emigration als prakti­
sche Umsetzung der Wünsche des Füh­
rers.“ (30) Das ständige Wachstum der 
okkupierten Gebiete veränderte das 
Ziel zum „judenfreien Europa“, ein Jahr 
beschäftigte sich Eichmann mit dem 
„Madagaskar-Projekt“, der Abschie­
bung der jüdischen Bevölkerung in die 
damals französische Kolonie. Noch im 
Juli 1941, beim Überfall auf die Sowjet­
union, gab es Pläne, alle europäischen 
Juden in die russischen Weiten jenseits 
der Linie Archangelsk-Astrachan zu de-. 
portieren. Als die schnelle Niederschla­
gung Rußlands scheiterte, ordnete 
Himmler am 1. Oktober 1941 die Been­
digung der Emigrationsmaßnahmen an. 
„Die Massenvemichtung wurde als ein­
zig praktikables und effizientes Mittel 
für die ursprüngliche, inzwischen aber 
erweitere Zielsetzung erkoren. Alles an­
dere war nur noch eine Frage der Ko­
operation der beteiligten bürokrati­
schen Abteilungen; eine Frage minutiö­
ser Planung, der Entwicklung geeigne­
ter Technologien und Geräte, der finan­
ziellen Etats und Bereitstellung not­
wendiger Ressourcen - das heißt also, 
eine bürokratische Routineangelegen­
heit.“ (30)

Bauman will damit nicht den Holo­
caust allein aus der modernen Bürokra­
tie oder der in ihr verkörperten Kultur 
des instrumentellen Rationalismus ab­
leiten. Dennoch, so lautet seine These, 
„sind die Grundsätze eines instrumen-
tellen Rationalismus eindeutig unge­
eignet, derartige Phänomene zu verhin­
dern; auf der Ebene dieser Grundsätze 
lassen sich die Methoden des Holocaust 
nicht von sauberem Social Engineering 
trennen, weil nämlich deren irrationaler 
Charakter unerkannt bleibt.“ (31) Der 
Geist des instrumentellen Rationalis­
mus habe Lösungsmöglichkeiten in der 
Art des Holocaust nicht nur ermöglicht, 
sondern „rational“ begründbar ge­
macht und damit auch die Wahrschein­
lichkeit erhöht, daß man sich für sie ent­
schied. „Unterstützt wurde diese Ten­
denz nicht zuletzt durch die Fähigkeit

(Thüringen) .Kontakt: PDS Suhl, AG Lin­
kes Mediensp., 98527 Suhl, Tel./Fax 03681- 
28562
3.6. : NATO-„Frühjahrstagung" in Berlin.
7. bis 9.6: FDP-Bundesparteitag in Karlsru­
he mit Beschluß über das neue Grundsatz­
programm
10.6. Präsidentschaftswahl in Rußland 
14.-16.6. ErfUrt: Kommunalpolitischer Kon­
greß von Bündnis 90/Grüne in Erfurt 
14.-16.6. Ort noch unbekannt: Bundestref­
fen der Föderation der Gewaltfreien Akti­
onsgruppen (FöGA), Kontakt: FöGA, 
Graswurzelwerkstatt, Schamhorststr. 6, 
50733 Koeln, 0221/765842, Fax 0221/765889 
26J27.6.: „G-7-Gipfel“ in Lyon, Frankreich. 
1.-4.8.: „Sommertreffen" der Bundesar­
beitsgemeinschaft der Sozialhilfeinitiati­
ven. Näheres bei BAG-SHL, Moselstr. 25, 
60329 FfM, Tel. 069/250030, Fax: 069/235584.
1.—4.8. Schnepfenthal: Sommerkurse der 
„Linken Schule" in Schnepfenthal, Thürin­
gen
14.8. In einer BGS-Kaseme in Lüneburg be­
ginnt der Mammut-Prozeß gegen die Göt­
tinger „Autonome Antifa" (17 Angeklagte) 
wegen angeblicher Mitgliedschaft bzw. Un­
terstützung einer „kriminellen Vereini­
gung" (§129 StGB)
15.9. : Kommunalwahlen in Niedersachsen
28.9. -4.10.Stuttgart: Gewerkschaftstag der 
ÖTV
25.-27.10. Nürnberg: IPPNW-Kongress „Me­
dizin und Gewissen“ - 50 Jahre nach den 
Nürnberger Ärzteprozeß, Infos: IPPNW- 
Kongreßbüro, Körtestr. 10, 10967 Berlin, 
Tel.: 030/6930244, Fax: 030/6938166
Nov.: Präsidentschaftswahlen in den USA 
14.-16. November: a.o. DGB-Bundeskon- 
greß in Dresden mit Beschluß übe r ein neu­
es Grundsatzprogramm

Hetzplakat aus den 20er Jahren

moderner bürokratischer Systeme, das 
Handeln vieler, an sich ethisch einge­
stellter Individuen derart zu koordinie­
ren, daß am Ende jedes noch so unethi-- 
sche Ziel zu verwirklichen ist.“ (32)

Es kann keine Rede davon sein, daß 
die Greueltaten von geborenen Verbre­
chern, Sadisten, Psychopathen, Sozio- 
pathen oder moralisch defekten Indivi­
duen ausgeübt wurden. Vielmehr ge­
lang es den Urhebern der Judenver­
nichtung, „das animalische Mitleid aus­
zuschalten, das jeder normale Mensch 
angesichts physischer Leiden empfin­
det“. (34) Blutrünstige, mordlüsteme 
Horden können sich mit der kalten Ef-
fizienz eines kleinen, disziplinierten und 
streng durchorganisierten bürokrati­
schen Stabes nicht messen. Für den Ab­
bau moralischer Hemmungen sind da­
bei drei Bedingungen entscheidend: 
„Die Gewalt muß durch Befehl von oben 
autorisiert sein, die Handlungen müs­
sen Routinesache sein und die Opfer 
müssen einem Prozeß der Dehumani- 
sierung unterliegen.“ (35)

Die Dehumanisierung der Opfer er­
folgte durch Ausgrenzung aus dem so­
zialen Bezugssystem, in dem morali­
sche Regeln Gültigkeit haben sollten: 
Definition der „Nicht-Arier“ per Verord­
nung Anfang 1933, dadurch Ausschluß 
aus der von der nationalsozialistischen 
Weltanschauung als alles überragenden 
Wert definierten „deutschen Volksge­
meinschaft“, sodann die Entmenschli­
chung an sich durch die Bilder vom „jü­
dischen Ungeziefer“, vom „Schutz der 
Rasse“ bis zur „Säuberung“ und „politi­
schen Hygiene“.

Distanz zwischen Täter 
und Opfer
Ein weiteres herausragendes Merkmal 
der Moderne erleichterte den Wegfall 
moralischer Hemmungen: die Distanz 
zwischen Opfer und Tatbeteiligten über 
eine lange Kette komplexer Kausal- und 
Funktionszusammenhänge. Zwischen 
Plan und Ausführung lag eine Distanz, 
die mit einer Unzahl minutiöser Hand­
lungen von Befehlsempfängem ausge­
füllt war, die jeder Verantwortung ent­
hoben sind: „Ohne die unmittelbare Er­
fahrung der Konsequenzen eigenen 
Handelns agiert auch der Untadeligste 
in einem moralischen Vakuum: Die ab­
strakte Kenntnis des Bösen ist weder 
ein zuverlässiger Leitfaden noch ein hin­
reichendes Motiv.“ (39) Die Opfer un­
sichtbar zu machen, war daher ein wich­
tiger Schritt zur Vervollkommnung der 
„Vemichtungsethik des Holocaust“: 
„Die Einsatzgruppen trieben die Opfer 
vor den Maschinengewehren zusam­
men und erschossen sie aus relativ kur­
zer Entfernung; der Abstand zu den 
Gräben, in die die Ermordeten dann fie­
len. wurde zwar relativ groß gehalten, 
die Schützen konnten jedoch die Folgen

ihres Tuns noch übersehen. Die Organi­
satoren der Vernichtung hielten diese 
Methode daher auch für primitiv, ineffi­
zient und potentiell schädlich für die 
Moral der Ausführenden. Andere Mord­
mittel wurden gesucht, bei denen der 
Sichtkontakt zwischen Mörder und Er­
mordeten unterbrochen war: zunächst 
die Gaswagen, dann die Gaskammern.“ 
(40) \ >•••

Die Ausschaltung moralischer Aspek­
te ist eines der Hauptanliegen der mo­
dernen Bürokratie, ja sogar die Grund­
voraussetzung für deren Erfolg als Ko­
ordinationsinstanz rationalen Han­
delns. „Und das schließt die Kapazität 
zur Erzeugung Holocaust-ähnlicher Lö­
sungen ein, die im Rahmen der alltägli­
chen Problembewältigung vollzogen 
werden.“ Denn: „Die Bedingungen ra­
tionaler Geschäftsführung - wie etwa 
die bekannte Trennung zwischen priva7 
tem Haushalt und Wirtschaft, Pri­
vateinkommen und öffentlichen Ausga­
ben - bergen zugleich bedrohliche Ten­
denzen, da sie zweckorientiertes, ratio­
nales Haiideln von der Berührung mit 
anders (das heißt irrational) gesteuer­
ten Prozessen isolieren und so eine Im­
munisierung vor potentiell hemmenden 
Faktoren wie Hilfsbereitschaft (gegen­
seitige Unterstützung), Solidarität, ge­
genseitigem Respekt bewirken können, 
die den Bereich nichtwirtschaftlicher 
Gebilde bestimmen.“ (43)

Das Judenbild der Moderne
Der Antisemitismus in Form von anti­
jüdischen Ressentiments gegenüber 
den konkret lebenden Juden bietet kei-

. ne hinreichende Erklärung für den Ho­
locaust. Vielmehr mußte der Antisemi­
tismus mit zusätzlichen Faktoren ver­
schmolzen werden. Ein wesentlicher 
Faktor liegt in dem vom konkreten ge­
sellschaftlichen Umgang der christli­
chen „Gastgeberi* mit den Juden völlig 
abgehobenen Judenbild des Christen­
tums, das die Existenz der Juden an die 
christliche Heilslehre geknüpft hat. 
„Man sehnte den Tag christlichen Tri­
umphes herbei, an dem die Juden ihren 
Irrtum würden eingestehen müssen.“ 
(52) Dieses Judenbild wirkte über die 
Zeit der geistigen Herrschaft der Kirche 
in das säkularisierte Weltbild.

Die soziale Stellung von Juden insbe­
sondere im Polen des 18. Jahrhunderts 
als Mittelsmänner der adligen Groß­
grundbesitzer für die Eintreibung der 
Zinsen und den Vertrieb landwirt­
schaftlicher Erzeugnisse hatte zweierlei 
Ressentiments zur Folge: Von „oben“ 
galten sie wie Bauern und städtisches 
Kleinbürgertum als „unzivilisiert, 
schmutzig, dumm und geizig, Pöbel, 
den man sich am besten vom Leibe 
hielt“. Von „unten“ wurden sie als die ei­
gentlichen Ausbeuter betrachtet, als 
„skrupellose, hochmütige Obrigkeit“. 
(56 f.) Mit dem Aufkommen der Moder­
ne entstand die Möglichkeit, beide 
Ideologien trotz ihrer Widersprüchlich­
keit zu verschmelzen, sie über das 
Scheitern der antimodemistischen Re­
bellionen weiter schwelen zu lassen: „als 
Angst vor dem Nichts, als ^unstillbares 
Verlangen nach Sicherheit, in paranoi­
den Verschwörungstheorien ebenso wie 
in der hektischen Suche nach der immer 
schwerer faßbaren Identität“. (60)

Schließlich wurde die internationale 
Nation der Juden zum natürlichen Op­
fer des hinterwäldlerischen Nationalis­
mus, der ein weiteres Produkt der Mo­
derne ist. „Der Jude gehört nicht ei­
gentlich zu dem Lande, das er bewohnt; 
ebensowenig wie ein Jude aus Polen ein 
Pole, ein englischer Jude ein Engländer 
oder ein schwedischer Jude ein Schwe­
de ist, kann ein in Deutschland leben­
der Jude Deutscher und ein Jude in 
Preußen wirklich Preuße sein“, zitiert 
Bauman Friedrich Ruhs, einen Vorden­
ker des Nationalismus. (68)

Dem modernen Judenbild konnten 
die Juden nicht durch Akkulturation 
oder Konversion entfliehen. Das Jü­
dischsein erhielt den Rang eines Natur­
gesetzes. Bauman berichtet eine Anek­
dote: „Wollt ihr die Sprache des Blutes 
kennenlemen?“ fragt ein französischer 
Graf, der sich, zum Leidwesen seiner 
Mutter, mit einer Rothschild aus Frank­
furt vermählt hatte, die anwesenden 
Freunde. Er ruft seinen kleinen Sohn 
und zieht einen Louisdor aus der Ta­
sche. Die Augen des Kindes leuchten. 
„Seht ihr, der jüdische Instinkt ist nicht 
zu verbergen“ lautet der Kommentar 
des Grafen. „Der Mensch ist bevor er 
handelt; keine seiner Taten beeinflußt 
dieses Sein - so lautet, groß gefaßt, die 
philosophische Quintessenz des Rassis­
mus.“ (75)

Moderne, Rassismus 
und Vernichtung
Bauman unterscheidet Rassismus von 
Heterophobie und Fremdenhaß „durch 
seine Praktik, deren Teil er ist und die 
er rationalisiert; diese. Praktik kombi­
niert architektonische und gärtnerische 
Strategien mit denen der Medizin - kon­
struiert werden soll eine künstliche so­
ziale Ordnung, aus der diejenigen Ele­
mente der bestehenden Welt entfernt 
wurden, die dem erwünschten perfek­
ten Erscheinungsbild nicht angepaßt 
werden können.“ (80) Wo der Entwurf 
einer perfekten Gesellschaft vorhanden 
ist und dieser Entwurf durch konsisten­
te planerische Bemühungen realisiert 
werden soll wie im Faschismus, kann 
Rassismus zum Durchbruch kommen. 
Medizinalrat Dr. med. Arthur Gütt, Lei­
ter der Abteilung für Volksgesundheit 
im Reichsinnenministerium sah sich in 
der logischen Folge der biologischen 
Forschung von Koch, Lister und Past­
eur über Auswahl und Ausmerzung.

Die Vernichtung „unwerten Lebens“ 
war ein Ziel der Faschisten. Ihre Mög­
lichkeit fußt nach Bauman zweifach in 
der Aufklärung: Zum einen in der In­
thronisierung der Natur als neuer Gott­
heit und der Legitimierung der Wissen­
schaft als deren einzigen Kult. Ausge­
hend vom Glauben an die Einheit von 
Körper und Geist hoffte man, der Geist 
werde sich in materiell-körperlicher, der 
Messung und Beobachtung zugängli­
cher Form offenbaren. Charakterbe­
stimmung aus der Gestalt und den Ge­
sichtszügen repräsentierten so den Op­
timismus und Ehrgeiz des anbrechen­
den wissenschaftlichen Zeitalters. Zum 
andern steht seit der Aufklärung die Ge­
sellschaft wie die Natur der Planung und 
der Gestaltung offen. „Gartenbau und 
Medizin waren die Archetypen dieser 
konstruktivistischen Haltung; Norma­
lität, Gesundheit und Hygiene wurden 
die Metaphern für die Aufgaben der Ge­
staltung des menschlichen Lebens.“ 
(85)

Der moderne Genozid dient so nicht 
„niedrigen Beweggründen“ wie Berei­
cherung, Haß oder Heterophobie, er ver­
folgt ein „höheres Ziel“: „Dieses Ziel ist 
die Vision einer besseren, von Grund auf 
gewandelten Gesellschaft.“ (106) Er 
zeigt, „wie weit rationale Planung und 
Steuerung in der modernen Zivilisation 
gehen können, wenn sie nicht über­
wacht und eingeschränkt, wenn ihr 
nicht gegengewirkt wird“. (108) (gst)
1 Zygmunt Bauman, Dialektik der Ordnung. 
Die Moderne und der Holocaust, Hamburg Li­
zenzausgabe der Büchergilde Gutenberg, 
1992. Hervorhebungen oder Zitate des Autors 
sind mit kursiver Schriftart gekennzeichnet. 
Zygmunt Baumann lehrte bis 1968 in War­
schau, bis 1971 in Tel Aviv und in Leeds bis 1991. 
In deutscher Übersetzung liegen weiterhin fol­
gende Werke vor: Moderne und Ambivalenz, 
Hamburg 1992, Sterblichkeit und Unsterblich­
keit, Frankfurt 1995, Postmoderne Ethik, Ham­
burg 1995, Ansichten der Post moderne. Argu­
ment-Sonderband, Hamburg 1095 (Dieses 
Buch enthält auch ein ausführliches Interview, 
in dem Buumon seinen intellektuellen Werde­
gang schildert.)
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Bettler Und hausen oft 
Nicht

In Pflugscharen » 
Umzuschmieden

Durch einen Irrtum 
Auf die Liste gerieten

Und
Eisengittem

An Wie Gott befohlen Was nachher Im Altenheim
Jedem Tag
In

Im Land So sprach 1. < 
Der Gottesmann

Zwar dementiert wur­
de

Zu Frankfurt 
Am Main

Jedem Blatt Einer Froh und heiter Aber Still und leise
Das auf sich Sucht mich Eilig Was einmal passiert Greisinnen
Hält Immer heim Auf dem Weg War Und Greise
Geht es Vor allem Nach oben ‘ Konnte niemand mehr
Um Geld Unter Uukweiter Zurechtrücken Sie haben

• Dem Tannenbaum Himmel und Waffen . Die ganze Angelegen­ Auf
Nicht nur 
Konzerne

Bei Kerzenschein Zu loben heit
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Der DDR 
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Und
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Wer Umkehr Moralist Hinter uns gelassen In der Stadt
Viel besitzt Sei Pflicht Ist Jetzt interessiert das Die Goethe
Und was ihm Verlangte Wie du bist Niemand mehr.“ Und Beethoven
Eigen Schon auf Erden 
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Wenn dich 
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Mehr noch Werden Der spätestens Sie wagen
An die Seiten Wie in der Bibel Als Fixstern Danach . , . Selten
Wo arme Schweine Zu lesen Hält Keiner mehr Sich hinaus
Stellen suchen Ist Unsere Zeit Ist Um die Passanten
Denn sie haben Einen Mann ' i- > . ’• ■ Mit
Keine Mit

Seiner Botschaft
Doch
Seid gewiß - '

Dem bösen Blick 
Nicht-

Da ist Beschwor er Heinz Kamnitzer Er bleibt r Zu erinnern
Das Inserat Seine Gemeinde ’Zj ■ ■ EinHeld Daß es noch
Vom Arbeitsamt Ein Christ Der 

Preis
Der westlichen :: Juden

Es bringt Darf Welt Gibt
In Großformat Nicht dienen der 

Wende
Ein Poesiealbum

' i, L

Denn Gesetz
Ein junger Mann Dem Staat Und Listen Auch
Schreit Als Soldat Sich richten Können sie
Mit aller Kraft

Immer noch
Nur gegen 
Kommunisten

Nicht mehr 
So gut rennen

Hallo Chef Fromm Smt-Verlif Satiutn/ Damit Wenn
Brauchst du Heute Minister tartia OoitiH, 1995; 1 Wird er Ihre Jäger
Nicht In Bonn 273 S., 19,30 DM, Eine Lichtgestalt Sie erkennen
Jemand wie Schickt der Hirte 1959 9-929994-35-9 Umsomehr
Mich Seine Herde '' Spazieren" ' 7.: • *
Der für dich Zur Bundeswehr Ich Fant Dürfen sie
Schafft Mit dem Ruf 

Volk ans Gewehr
Bereit*1’/ 
Den jeder kennt

Hatte einst 
In meinem Amt

Jederzeit
Auf ihrem Friedhof

Bin billig Auch nach Bosnien Als Dichter Um Milde Der
Auch willig 
Hast'de nicht 
'nen Job 
Für mich

Bitte sehr

So
Hat er
Die Schäflein

Man ihn 
Vaclav Havel 
Nennt

Als Präsident

Nachsicht 
Für ihn sehr 
Gebeten
Jetzt möchte ich 
Mich

Verschlossen 
Bleibt •

Da 
Trotzdem .•

Bin immer Hinter sein Seiner Republik. In den Hintern Schlagetots
Bereit Kirchenlicht Unterschrieb Treten Eingedrungen
Zuzupacken Geführt Er . . •• '• , Und
Um für den Boss Was ihn Ein Gesetz Ich Hinter Hecken
Große Brötchen Nicht rührt Das sich War zu feige Sich versteckten
Zu backen Nicht Allein Hat man beflissen

Wenn befragt Reimen läßt Zu widerstehen An allen Gräbern
Also Er sagt Auch nicht Und hoffte Die Sträucher
Melde dich Ihr hättet Was er . Wider Wissen Ausgerissen
Und Selber Über die Liste Er sei ein Demokrat
Schröpfe mich Die Heilige Schrift Sagt Für alle, Die Polizei

Der Pharisäer

Studieren 
Sollen 
Ich habe euch 
Nur anregen

Die der Bannbulle 
Entsprach

„Ich weiß

Jetzt 
Haben wir 
Den Salat 
Und sitzen

Ich auch 
Immer dabei 
Wenn sie
Zur Synagoge

Es weihnachtet' 
Sehr

Wollen Von Selbstmorden 
Daß Kinder

In der Falle Gehen 
Denn nichts

Da will Dort Aus dem Fenster (Quelle: Die polnische Soll ihnen
Eine Mär Steht geschrieben Sprangen Zeitung Gazeta Wy- Auf dem Weg
Mir nicht Im Buch Weil sie erfuhren borcza, 17. Juli 1993) ' Zum Tempel
Aus dem Sinn Der Propheten 

Jesalah und Micha
Daß ihr Vater
Auf dieser Liste steht

Geschehen

Heute Wie am Ende Ich kenne viele Fälle Das neue Ghetto So ist
Wimmelt es hier Aller Tage Von absolut sauberen

Im Schatten
Vor Ort

Von Pfarrern Der Ewige Unschuldigen Men­ Für
Im Revier Gepriesen sei schen Der großen Paläste Ihre Sicherheit
Dagegen Sein Name Die auf der Liste er­ Von Banken Gesorgt
Ist nichts Alle Völker schienen Und Industrie
Zu sagen Groß und klein Wodurch sie öffentlich Eine Frage

Zu sich nüt und Bewacht Ich
Doch Hiernieden Für ihr ganzes Leben Tag und Nacht Noch habe
In diesen Tagen Gebrandmarkt wur­ Von Beamten Wie zumute
Sind viele Und den Der Gendarmerie Wäre Christen
Für Erst dann Ich weiß von Men­ Wenn sie
Die irdische Macht Kommt die Zelt schen Verwittern So lebenIrn Amt Um Schwerter Die offensichtlich nur Hinter hohen Mauern Müßten
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Heim Kamnitzer. 1917 geboren. 1933 wegen antifaschistischer Tätigkeit inhaftiert, Flucht nach England, Polytechnikum in 
9. Hilfsarbeiter un^T^hlerlehrling inl&lästina, Chefredakteur von „Insidel7cSVG^nnany" (Schirmherf&haft Lion 

uangerf.Heifirich Mann, Alfred KahtoT^icz^InterTiiefung inKanäda} Mitarbeit Öeimfüf^ 
\194&Rückkehr ndclU&lip  ̂ Professor für G^chicfiie^db

l970Naebfölgervon^ArnoldZweig^ais Präsident deslP'EN-ZerürumS DDR, Oläpbe^l989\RüGktritL weffäfcd. ZurjVor- 
hte^des Deutschen^Bauerfücrie^es,A953^Der.Tod desd)ichers^l974;iHeimsuchUTig-una^f^tra'^nti^198DiFirnsehfas- 

sungen der Zweig-Romane „Der Streit um den Serganten Grischa“, „Junge Frau von 1914" „Erziehung vor Verdun"




